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Bye, bye City of London 

Wie es mit dem Londoner Finanzbezirk nach dem 
Brexit weitergeht, möchte sich weder GB noch die 
EU so richtig vorstellen. 
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Abrüsten gegen die Konzerne 

Aufrüstung stoppen und Abrüstung durchsetzen: 
Auf dem Kasseler Friedensratschlag wurde über 
Krieg und Kapitalismus diskutiert. 

Seite 5 



8. Dezember 2017 • Nr. 49 • 49. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Im Bild 


Stalingrad 

Im Sommer 1942 begann die faschistische 
Wehrmacht auf Stalingrad vorzurücken. Dort 
kam sie nicht weiter, in Stalingrad wurden Ver¬ 
teidigungsanlagen und Barrikaden gebaut, die 
sowjetischen Truppen verteidigten jeden Be¬ 
trieb, jede Straße, jedes Haus, jedes Stock¬ 
werk. Gleichzeitig zog das sowjetische Ober¬ 
kommando bedeutende Reserven zusammen. 
Am 19./20. November begann die sowjetische 
Gegenoffensive. Am 2. Februar 1943 kapitulier¬ 
ten die Reste der eingeschlossenen faschisti¬ 
schen Truppen. Stalingrad besiegelte damit den 
Anfang vom Ende des Hitlerfaschismus. 
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Neues aus dem Häuserkampf 

Einstieg in die Entlastung an der Uniklinik Gießen und Marburg 



Bundesweit ließen sich Beschäftigte fotografieren, um die Bewegung für Entlastung zu stärken 


A n Krankenhäusern in ganz 
Deutschland kämpfen die Be¬ 
schäftigten dafür, dass die Kli¬ 
niken mehr Personal einstellen, um 
die Versorgung der Patienten zu ge¬ 
währleisten und die Mitarbeiter zu ent¬ 
lasten. An der Uniklinik Gießen und 
Marburg, die zur Rhön Klinikum AG 
gehört, haben sie nun den „Einstieg in 
die Entlastung“ erzwungen: In Tarifver¬ 
handlungen hat die Geschäftsleitung 
zugestimmt. 104 weitere Vollzeitkräfte 
einzustellen. Um die Geschäftsleitung 
zu Verhandlungen zu bewegen, mussten 
sie einen Tag im September und zwei 
Tage im Oktober streiken. „Mit die¬ 
ser Einigung können wir vielleicht die 
schlimmsten Auswirkungen beheben, 
aber eigentlich fehlen rund 800 Stellen“ 
sagt Fabian Rehm, der für die Uniklinik 
zuständige ver.di-Sekretär,im Gespräch 
mit UZ. „An den Kliniken fehlt so viel 
Personal, dass jeden Tag Patienten ge¬ 
fährdet werden. Jeder weiß doch, dass 
Krankenhauskeime vermeidbar wären, 
wenn die Kliniken ausreichend in Per¬ 
sonal und Hygiene investieren würden. 
Die Belastung ist so groß, dass die Kol¬ 
legen mit ihrer eigenen Gesundheit für 
den Personalmangel bezahlen.“ 

Die verschiedenen Aktionen für 
mehr Personal in den Krankenhäu¬ 
sern sind zur bundesweiten Bewegung 
geworden. Die Beschäftigten der öf¬ 
fentlichen Uniklinik Düsseldorf plan¬ 
ten für Mitte November einen Warn¬ 
streik, die Geschäftsleitung reagier¬ 
te indem sie den Streik teilweise vor 
Gericht verbieten ließ. An den Helios 
Amper Kliniken in Bayern beschlos¬ 
sen die ver.di-Mitglieder, für die Ent¬ 
lastung zu streiken. An anderen Klini¬ 
ken verhandelt der Betriebs- oder Per¬ 
sonalrat über Betriebs Vereinbarungen. 
Auf vielen Stationen haben die Teams 
angekündigt, dass sie nicht mehr an 
ihren freien Tagen - „aus dem Frei“ - 
einspringen werden, wenn der Chef an¬ 
ruft, weil wieder Personal fehlt. Eine 
Online-Befragung des Berufs Verban¬ 
des für Pflegeberufe ergab im vergan¬ 
genen Jahr, dass knapp 60 Prozent der 
Pflegerinnen und Pfleger ein- bis zwei¬ 
mal im Monat, rund 37 Prozent häufi¬ 
ger und nur vier Prozent nie kurzfris¬ 
tig aus dem Frei gerufen werden. „Die 


In verschiedenen Städten hat die Poli¬ 
zei am Dienstag Razzien bei Teilneh¬ 
mern der G20-Proteste in Hamburg 
durchgeführt. Insgesamt durchsuchte 
sie 24 Objekte in acht Bundesländern, 
darunter sowohl Privatwohnungen, 
wie die eines mutmaßlichen Mitglieds 
der Gruppe „Roter Aufbau Ham¬ 
burg“, als auch linke Zentren unter 
anderem in Stuttgart und Göttingen. 
In Bonn und Umgebung verschafften 
sich die Beamten am Dienstag um 
sechs Uhr morgens Zugang zu den 
Wohnungen von neun Mitgliedern 
und Aktiven des ver.di-Jugendvor¬ 
stands im Bezirk NRW-Süd. Die Kol¬ 
legen waren bei den G20-Protesten in 
der Straße Rondenbarg festgenom¬ 
men worden. Die Beamten durchsuch¬ 
ten auch die Zimmer jüngerer Ge¬ 
schwister der Beschuldigten und be- 


Klinikwut steckt an“, schätzte eine ver. 
di-Tagung Mitte November ein. 

„Die Kämpfe an der Berliner 
Charite haben gezeigt, dass man im 
Kampf um mehr Personal etwas errei¬ 
chen kann“, sagt Fabian Rehm. Dort 
haben die Beschäftigten 2012 begon¬ 
nen, für einen Tarifvertrag zu kämp¬ 
fen, der festlegt, wie viel Personal auf 
den Stationen mindestens eingesetzt 
werden muss. Sie streikten mehrmals, 
bis 2016 der Vertrag unterschrieben 
wurde - aber die Geschäftsleitung un¬ 
terlief die Regelungen. Im September 
streikten die Charite-Pfleger wieder 
eine Woche - nun gilt der Tarifvertrag 
von 2016 wieder, aber mit neuen Re¬ 
gelungen, damit er auch wirklich um¬ 
gesetzt wird. Auch in Gießen und Mar¬ 
burg hat ver.di von diesen Erfahrun¬ 
gen gelernt: Der neue Tarif sieht vor, 
dass eine Clearingstelle strittige Fragen 
klärt. Und ver.di hat darauf bestanden, 
dass, wenn die Geschäftsleitung nicht 
für die vereinbarte Entlastung sorgt, 
die Gewerkschaft den Vertrag kurz¬ 
fristig kündigen und zu neuen Streiks 
aufrufen kann. Rehm sagt: „Denen an 
der Charite wurde nichts geschenkt, 
uns hier auch nicht.“ 


schlagnahmten Handys und Laptops. 
„Sie wollen den Aktiven den Stempel 
des gewaltbereiten Autonomen auf¬ 
drücken und sie einschüchtern“, sagt 
Toni Michelmann, der beim ver.di-Be- 
zirksjugendvorstand aktiv ist. 

Begründet wurden die Durch¬ 
suchungen mit Ermittlungen wegen 
schweren Landfriedensbruchs. Laut 
Medienberichten richten sie sich ge¬ 
gen 21 Personen, die sich an einer De¬ 
monstration in der Hamburger Straße 
Rondenbarg im Stadtteil Bahrenfeld 
beteiligt haben sollen. Am 7. Juli sind 
dort rund 200 friedliche Demonstran¬ 
ten von schwerbewaffneten Polizisten 
angegriffen worden. Auch zwei Was¬ 
serwerfer waren im Einsatz. „Für uns 
kam der Angriff der Polizei völlig aus 
dem Nichts, die Menschen flohen in 
Panik. Wer nicht rechtzeitig wegkam, 


Der Helios-Konzern klagte gegen 
die Betriebs Vereinbarung über Perso¬ 
nalstandards in einem seiner Häuser. 
Das Kieler Arbeitsgericht bestätig¬ 
te im Juli, was schon ein Berliner Ar¬ 
beitsrichter im Verfahren um einen der 
Charite-Streiks geurteilt hatte: „Die 
unternehmerische Freiheit des Ar¬ 
beitgebers endet dort, wo der Gesund¬ 
heitsschutz der Mitarbeiter beginnt.“ 
Der DKP-Vorsitzende Patrik Köbe- 
le sagte: „Die Kämpfe um mehr Per¬ 
sonal an den Krankenhäusern zeigen: 
Jedes bisschen Freiheit, das die Arbei¬ 
terklasse den Banken und Konzernen 
abnimmt, macht unser Leben ein biss¬ 
chen sicherer und lebenswerter.“ 
Inzwischen gehört mehr als ein 
Drittel der Krankenhäuser in Deutsch¬ 
land privaten, profitorientierten Unter¬ 
nehmen, ein weiteres Drittel frei-ge¬ 
meinnützigen, z.B. kirchlichen, Trägern. 
Nur noch rund 29 Prozent der Häuser 
gehören öffentlich-rechtlichen Trägern. 
Wenige Klinikkonzerne, die größten 
unter ihnen sind Helios und Asklepi¬ 
os, kämpfen um Marktanteile. Um die 
Rhön-Kliniken, zu denen die Gießen- 
Marburger Uniklinik gehört, lieferten 
sich diese beiden Konzerne vor eini- 


bekam den Polizeiknüppel zu spüren, 
wurde auf den Boden gedrückt und 
zum Teil sogar dann weiter mit dem 
Schlagstock traktiert“, heißt es in ei¬ 
nem im Internet veröffentlichten Be¬ 
richt von Gewerkschaftsmitgliedern. 

Einige Demonstranten flohen in 
Panik über einen Zaun und stürzten 
eine mehrere Meter hohe Mauer hin¬ 
unter, wobei sie sich zum Teil schwer 
verletzten. „Menschen lagen mit zum 
Teil offenen Brüchen auf dem As¬ 
phalt, Polizisten schlugen immer wei¬ 
ter auf Demonstranten ein“, berichte¬ 
ten Augenzeugen. 

Die Hamburger Polizei behaupte¬ 
te im Nachgang, dass sie in der Stra¬ 
ße Rondenbarg massiv von Demons¬ 
tranten angegriffen worden sei. Dass 
dies nicht der Wahrheit entspricht, gilt 
mittlerweile als erwiesen. 


gen Jahren eine Übernahmeschlacht. 
Sie schicken Berater in jedes ihrer 
Häuser, die vorschlagen, wo Mitarbei¬ 
ter entlassen werden können. Während 
diese Konzerne Profite machen, zwin¬ 
gen sie die öffentlichen Häuser, ähnlich 
rentabel zu arbeiten, um der Privatisie¬ 
rung zu entgehen. 

Seit das Land Hessen die Unikli¬ 
nik Gießen und Marburg 2006 an den 
Klinikkonzern Rhön verkaufte, hat 
der Konzern Personal abgebaut. Der 
größte Erfolg in diesen Jahren war, 
Entlassungen zu verhindern. Im lau¬ 
fenden Kampf erlebten die Kollegen 
zum ersten Mal, dass es möglich ist, 
im Betrieb eine Verbesserung zu er¬ 
kämpfen. Nun müssen die ver.di-Mit¬ 
glieder entscheiden, ob sie dem Tarif¬ 
vertrag zustimmen. Sie sind sich einig, 
dass dieser Vertrag eine Verbesserung 
bringen würde, aber auch, dass er nicht 
ausreicht, damit sie die Patienten so gut 
versorgen können, wie sie es in ihrer 
Ausbildung gelernt haben. Ein Teil der 
Mitglieder möchte unbefristet streiken, 
bis es - gesetzlich oder tariflich - ver¬ 
bindliche Personalstandards für alle 
Krankenhäuser gibt. 

Olaf Matthes 


„Dass die Polizei es nach diesen 
Gewaltexzessen am Rondenbarg 
wagt, ausgerechnet bei ihren Opfern 
Hausdurchsuchungen durchzuführen 
und diese weiter zu kriminalisieren, ist 
perfide und nichts anderes als staatliche 
Willkür“, kommentierte die Stellver¬ 
tretende Vorsitzender der DKP, Wera 
Richter. „Die DKP solidarisiert sich 
ohne Wenn und Aber mit den Betrof¬ 
fenen. Wir verurteilen die zunehmende 
Repression und Kriminalisierungswut, 
die sich seit dem G20-Gipfel immer ag¬ 
gressiver gegen Linke richtet“, erklär¬ 
te Richter. Aufgeklärt werden müssten 
stattdessen die massiven Übergriffe von 
Polizeibeamten auf die Demonstranten. 
„Es sind die polizeilichen Gewalttäter, 
die ermittelt und vor Gericht gestellt 
werden müssen, nicht die G20-Gegner“ 
so Richter weiter. Markus Bernhardt 


Für ein 
Sozialticket 
in NRW 

Die heftigen Proteste gegen die An¬ 
kündigung der NRW-Landesregie- 
rung, das Sozialticket abschaffen zu 
wollen, haben Wirkung gezeigt. So 
hat die Regierungskoalition aus CDU 
und FDP nunmehr angekündigt, dass 
das Sozialticket bestehen bleiben sol¬ 
le. Verschiedene Sozialverbände und 
Initiativen, aber auch die DKP, wollen 
den Druck trotzdem aufrechterhalten. 
Es dürfe nicht darum gehen, die Kür¬ 
zung nur abzuwehren, vielmehr müsse 
nun „für eine deutliche Verbesserung 
des Sozialtickets“ gestritten werden, 
stellte der Erwerbslosenverein Ta¬ 
cheles aus Wuppertal klar. Mit ei¬ 
ner Demonstration am 9. Dezember 
wolle man „eine Debatte anstoßen, 
die eine deutliche Verbesserung der 
Mobilität von Menschen mit gerin¬ 
gen Einkommen, eine Erhöhung der 
Landesmittel für das Sozialticket und 
einen Ausbau des öffentlichen Perso¬ 
nennahverkehrs insgesamt zum Ziel“ 
habe. Die Demonstration sei jedoch 
nur der Anfang. Zu Beginn des nächs¬ 
ten Jahres soll eine landesweite Kon¬ 
ferenz zum Sozialticket durchgeführt 
werden, auf der die bestehenden For¬ 
derungen zum Thema gebündelt und 
gemeinsame Handlungsoptionen aus¬ 
gelotet werden sollen. 

Derzeit wird das NRW-Sozialti- 
cket, für das landesweit rund zwei 
Millionen Menschen berechtigt wä¬ 
ren, lediglich von 300 000 Personen 
genutzt. Es ist zu teuer und der Ge¬ 
brauchswert ist beschränkt. Vor allem 
in ländlichen Regionen sind die nutz¬ 
baren Angebote des ÖPNV nicht aus¬ 
reichend. Im Regelsatz von 409 Euro 
für Alg-II- und Sozialhilfebeziehende 
sind lediglich 27,39 Euro für den Per¬ 
sonennahverkehr vorgesehen. Wenn 
sich Leistungsberechtigte heute ein 
Sozialticket zum Monatspreis von 
37,80 Euro kaufen, müssen sie schon 
zehn Euro bei anderen Bedarfen zum 
Lebensunterhalt einsparen, kritisierte 
der Verein Tacheles. 

Die DKP kritisierte in den letzten 
Jahren mehrfach die ständige Ver¬ 
teuerung des VRR-Sozialtickets. Der 
Verkehrsverbund Rhein Ruhr (VRR) 
hat zum 1. Januar 2018 eine durch¬ 
schnittliche Erhöhung der Tarife um 
1,9 Prozent beschlossen. Zum 1. Okto¬ 
ber 2017 trat bereits eine vorgezogene 
Erhöhung des VRR-Sozialtickets um 
2,25 Euro auf 37,80 Euro in Kraft. Da¬ 
mit erhöhte sich das Ticket um sechs 
Prozent. Seit Einführung vor fünf Jah¬ 
ren verteuerte es sich damit um 26,4 
Prozent. Die Hartz-IV-Sätze haben 
sich in der gleichen Zeit nur um 9,4 
Prozent erhöht 

bern 

Für ein Sozialticket, das diesen 
Namen verdient! Wir bleiben 
dabei! Demo und Kundgebung 
für ein bezahlbares Sozialti¬ 
cket: g. Dezember 12 Uhr, Wup¬ 
pertal Barmen, Alter Markt 

Die Sozialticket-Konferenz fin¬ 
det am 27.01.2018,13-17 Uhr im 
Seminarraum Loher Bahnhof, 
Rudolfstr. 125, 42285 Wupper¬ 
tal statt. 


Razzien gegen G20-Gegner 

DKP fordert Ermittlungen gegen gewalttätige Polizisten statt gegen Demonstranten 
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Centeno wird Chef 
der „Eurogruppe“ 

Der portugiesische Finanzminister 
Mario Centeno wird neuer Vor¬ 
sitzender der Eurogruppe. Die Fi¬ 
nanzminister der Mitgliedstaaten 
der Währungsunion wählten den 
50-jährigen Sozialdemokraten zum 
Nachfolger von Jeroen Dijsselbloem 
aus den Niederlanden, der ebenfalls 
Sozialdemokrat war, aber schon län¬ 
ger nicht mehr Finanzminister sei¬ 
nes Landes. Centeno führt künftig 
das Gremium der Ressortchefs aus 
den 19 Euroländern. Die Eurogrup¬ 
pe tagt seit 1998. Die Minister ent¬ 
scheiden unter anderem über milli¬ 
ardenschwere Hilfsprogramme und 
brutale „Reformauflagen“ für Kri¬ 
senländer. Der Eurogruppenchef 
hat dabei eine herausgehobene Be¬ 
deutung, weil er zugleich Vorsitzen¬ 
der des Gouverneursrats des Euro- 
Rettungsschirms ESM ist, welcher 
die milliardenschweren Kredite an 
Euro-Staaten vergibt. Die deutsche 
Regierung hat angeblich auch Cen- 
tenos Wahl unterstützt, obwohl sei¬ 
ne Regierung von den Kommunis¬ 
ten im Parlament gestützt wird und 
den von Wolfgang Schäuble, Dijssel¬ 
bloem und der „Eurogruppe“ ver- 
ordneten Sparkurs nicht eingehal¬ 
ten hat. 

(Kommentar ; S. 9) 

PSA baut 

Elektromotorenwerk 

Der französische Autobauer PSA 
(Peugeot, Citroen) und der japa¬ 
nische Nidec-Konzern schmieden 
eine Allianz für Elektromotoren. 
PSA und Leroy-Somer halten je 50 
Prozent an einem neuen Gemein¬ 
schaftsunternehmen für die Her¬ 
stellung dieser Motoren in Frank¬ 
reich. Die beiden Unternehmen 
wollten zunächst 220 Mio. Euro in 
das gemeinsame Unternehmen ein- 
bringen. Das Joint Venture soll sei¬ 
nen Sitz in Carrieres-sous-Poissy in 
der Nähe von Paris haben. Nidec 
hatte im Februar die französische 
Elektromotoren-Firma Leroy-So¬ 
mer übernommen und organisiert 
die Kooperation mit Peugeot nun 
über diese Tochter. Die Elektromo¬ 
toren sind für die ganze Gruppe be¬ 
stimmt, also auch für die deutsche 
Tochter Opel. 

Geld verdienen 
mit Gesundheit 

Die US-amerikanische Drogerie- 
und Apothekenkette CVS will den 
Krankenversicherer Aetna für rund 
69 Mrd. Dollar (58 Mrd. Euro) über¬ 
nehmen. Das gaben die US-Konzer- 
ne bekannt. Die Vereinbarung sieht 
vor, dass CVS 207 Dollar je Aetna- 
Aktie zahlt. 145 Dollar sollen bar 
fließen, der Rest in eigenen Anteil¬ 
scheinen fällig werden. Inklusive 
übernommener Schulden beziffern 
die Unternehmen den Kaufpreis auf 
77 Mrd. Dollar. Es handelt sich damit 
um eine der bislang größten Über¬ 
nahmen des Jahres. CVS und Aetna 
rechnen damit, den Deal in der zwei¬ 
ten Jahreshälfte 2018 abzuschließen. 

Dortmund plant mit 
RWE-Dividende 

Der größte kommunale RWE-Ak¬ 
tionär rechnet mit steigenden Di¬ 
videnden des Essener Energiekon¬ 
zerns. „Am Ende der Mittelfristpla¬ 
nung haben wir knapp einen Euro 
je RWE-Aktie vorgesehen“ sagte 
Guntram Pehlke, Chef der Dort¬ 
munder Stadtwerke (DSW 21), 
der WAZ. RWE hatte als reguläre 
Dividende, die im nächsten Jahr an 
die Aktionäre fließen soll, 50 Cent 
angekündigt. Hinzu kommt eine 
Sonderzahlung in Höhe von einem 
Euro je Aktie wegen der Rücker¬ 
stattung der Kernbrennstoffsteu¬ 
er. Für das Jahr 2019 erwarten 
die Dortmunder Stadtwerke eine 
Steigerung der regulären Gewinn¬ 
ausschüttung auf 60 Cent je Ak¬ 
tie. DSW 21 ist mit 4,1 Prozent an 
RWE beteiligt und damit der größ¬ 
te kommunale Einzelaktionär. 


Brexit-Rätsel 

Noch wird über den Finanzplatz London nicht verhandelt 


er Austritt Britanniens aus der 
EU soll am 29. März 2019 voll¬ 
zogen werden. Das haben die 
Königliche Regierung und das Parla¬ 
ment so beschlossen. Bis dahin müssen 
die Bedingungen der Trennung ausge¬ 
handelt werden. In der Presse wird so 
getan, als drohten unglaublich kompli¬ 
zierte Probleme. Und es wird weiter so 
getan, als könne es mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit zum Chaos kom¬ 
men. Das sähe dann so aus, dass am 
30. März zwischen Britannien und der 
verbleibenden EU Zölle erhoben wer¬ 
den müssten, dass es an den Häfen des 
Königreiches und an der kontinenta¬ 
len Kanalküste zu riesigen Lkw-Staus 
kommen werde und dass überhaupt 
der Warenverkehr Britanniens mit 
Drittländern völlig neu geregelt wer¬ 
den müsste. Wahrscheinlich ist die Sa¬ 
che aber viel einfacher. Den Zustand, 
wie er jetzt ist, im Warenverkehr bei¬ 
zubehalten, dürfte durchaus im Inte¬ 
resse derer sein, die die Zollunion in 
ihrer jetzigen Form haben aushandeln 
lassen. Auch die EU-Nichtmitglieder 
Schweiz oder Norwegen haben weitge¬ 
hende Zollfreiheit gegenüber der EU. 
Wenn sich die Rest-EU und die Regie¬ 
rung auf der Insel einigen können, dass 
das bisherige Handelsregime, nämlich 
Zollfreiheit, beibehalten werden soll, 
dann ändert sich auch nichts. Da bisher 
keine Seite ihre Unzufriedenheit mit 
der Zollunion geäußert hat, ist auch 


nicht einzusehen, weshalb die beiden 
Seiten diesen Zustand beenden wer¬ 
den. Aber selbst wenn sich beide Sei¬ 
ten nicht auf einen ausgehandelten 
Austrittsvertrag bis März 2019 einigen 
können, gilt der gegenwärtige Zustand 
einfach weiter. 

Bisher aber haben die hohen Ver¬ 
handlungsführer die Handelsfragen 
noch gar nicht berührt. Gesprochen 
wurde, wenn man der Berichterstat¬ 
tung aus Brüssel glauben darf, zwi¬ 
schen Britannien und der Rest-EU 
bisher nur über die Summen, die das 
Königreich ins EU-Budget nachzahlen 
muss, und über das Grenzregime. Bei 
Ersterem scheint eine Einigung ziem¬ 
lich nahe. Schwierig dagegen sind die 
Fragen der Einwanderung nach Groß¬ 
britannien und die Frage der Grenz¬ 
regelung zwischen Irland und Nordir¬ 
land. Diese Themen sind für die vielen 
EU-Ausländer in Britannien wichtig. 
Für die englische Kapitalistenklasse 
sind sie ziemlich egal, solange über¬ 
haupt billige Arbeitskräfte ins Land 
kommen. Der Konflikt entsteht aber 
dadurch, dass die britische Regierung 
ein Mitspracherecht beim Grenzre¬ 
gime durch Ausländer vermeiden will. 

Alle diese Themen, deren Ver¬ 
handlungen jetzt laut dem Chefunter¬ 
händler der EU, Michel Barnier, in der 
Sackgasse stecken, können eigentlich 
nur das Vorspiel sein für die eigentli¬ 
che Frage: Können die internationalen 


Banken von London aus ihre Geschäf¬ 
te in der ganzen übrigen EU betreiben 
wie bisher oder müssen sie Niederlas¬ 
sungen in Dublin, Paris, Brüssel, War¬ 
schau oder Frankfurt gründen? 

Am jetzigen Zustand haben nicht 
nur die englischen Banker ein erheb¬ 
liches Interesse. Auch deutsche Indus¬ 
triekapitalisten, Schweizer, japanische 
und vor allem US-Banken haben seit 
Thatchers „Big Bang“ 1986 (der gro¬ 
ßen Deregulierung am Finanzplatz 
London) ein Interesse daran. Die EU 
hat erst nach dem Big Bang in den 90er 
Jahren dafür gesorgt, dass Banken aus 
jedem und in jedem EU-Land ihre Ge¬ 
schäfte betreiben dürfen, sofern sie nur 
von einer nationalen Bankaufsicht der 
Form nach überwacht sind. Ab da ka¬ 
men noch mehr Banken (und Versiche¬ 
rungen, Hedgefonds und Private-Equi- 
ty-Fonds etc.) in die englische Haupt¬ 
stadt, um von dort aus in der gesamten 
EU die ertragreichen Finanzgeschäfte 
mit den Kapitalisten des Kontinents 
zu machen. Der Finanzsektor ist die 
bei weitem größte und ertragreichste 
Branche im Königreich - wenn auch 
gelegentlich richtig viel Staatsknete 
nachgeschoben werden muss, um ihn 
nicht kollabieren zu lassen. Wenn Lon¬ 
don nicht mehr in der EU ist, wird das 
an der britischen Volkswirtschaft nicht 
spurlos Vorbeigehen. 

Vielleicht redet man in Britannien 
nicht über die Wirkung, die ein mas¬ 


senhafter Auszug der Banken aus Lon¬ 
don bewirken würde, weil das die Ver¬ 
handlungsposition mit Brüssel schwä¬ 
chen könnte. Stattdessen viel Gerede 
über den „harten Brexit“ der unange¬ 
nehm werden könnte. Die Bank von 
England, die als Bankenaufsicht fun¬ 
giert und deren Chef ein Kanadier ist, 
hat in der vergangenen Woche einen 
„Stresstest“ der Banken im Königreich 
publiziert. Er sollte prüfen, wie die 
Banken dem „Stress“ eines Brexit wi¬ 
derstehen können. Er ging, wie üblich 
bei derartigen Veranstaltungen, positiv 
aus. Die Folgen davon, dass das lukra¬ 
tive Investmentbanking zu einem Teil 
auf den Kontinent abwandern könnte, 
spielten allerdings keine Rolle. 

Im vergangenen Jahr, als die Ent¬ 
scheidung, die EU zu verlassen, noch 
jung und frisch war, kam James Di- 
mon, Chef von J. P. Morgan, der seit 
der letzten Finanzkrise größten Bank 
der USA (und der Welt), zu einem 
Besuch nach London und sagte ganz 
nonchalant: „Es gibt eine Lösung für 
alle Probleme, wenn man die richti¬ 
gen Leute im Zimmer versammelt 
hat. Vielleicht kann man die Brexit- 
Entscheidung einfach wieder umdre¬ 
hen.“ Gut möglich, dass die richtigen 
Leute entschieden haben, den Brexit 
(und Premierministerin Theresa May) 
ökonomisch gegen die Wand fahren 
zu lassen. 

Lucas Zeise 



Aufregung über Glyphosat-Zulassung 

Verlängerung kann noch verlängert werden 



Foto: Global Justicez Now/flickr/CC BY 2.0 


Roundup, das bekannteste Unkrautvernichtungsmittel mit Glyphosat, dürfte bald eines der attraktivsten Produkte 
von Bayer sein. 


Das Unkrautvernichtungsmittel Gly¬ 
phosat sorgt für leichte Irritationen 
in der Bundesregierung. Nach dem 
umstrittenen „Ja“ von Agrarminister 
Christian Schmidt (CSU) zur Verlän¬ 
gerung der Zulassung des Totalherbi¬ 
zids wird dieser von Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU) ob seines Al¬ 
leingangs zurechtgewiesen, und Ver¬ 
treter der SPD sprechen von einem 
groben Foul gegen ihre Partei und von 
Vertrauensbruch. 

Schmidts Haltung war offenbar 
schon vorher bekannt. Der bayeri¬ 
sche Ministerpräsident Horst Seeho¬ 
fer (CSU) gab vergangenen Diens¬ 
tag zu, von dem geplanten Ja gewusst 
zu haben. Und der FDP-Vorsitzende 
Christian Lindner erklärte gegenüber 
der „Rheinischen Post“, die Zulassung 
von Glyphosat wäre auch Teil der Son¬ 
dierungsgespräche gewesen. Dabei sei 
die Frage einer Verlängerung bei den 
schwarz-gelb-grünen Gesprächen nicht 
strittig gewesen. „Alle Beteiligten inklu¬ 
sive der Grünen waren dort bereit, einer 
einmaligen Verlängerung zuzustimmen.“ 
Die Fraktionschefin der Grünen, Katrin 
Göring-Eckardt, widersprach dem. 

Erledigt ist das Thema damit aller¬ 
dings nicht. Der zweite Grünen-Frak- 
tionschef Anton Hofreiter will nun die 
Verwendung von Glyphosat im natio¬ 
nalen Rahmen stärker beschränken. 
Dazu wollen die Grünen einen Antrag 
in den Bundestag einbringen, sagte er 
den Zeitungen des Redaktionsnetz¬ 
werkes Deutschland (30.11.17). Auch 
die Unionsfraktion hat angekündigt, 
auf eine Begrenzung des Glyphosat- 
Einsatzes dringen zu wollen. So sagte 
beispielsweise Unions-Fraktionsvize- 
chefin Gitta Connemann der „Neuen 
Osnabrücker Zeitung“: „Wir fordern 
ein Verbot des Einsatzes von Glypho¬ 
sat in Privathaushalten.“ 

Umweltministerin Barbara Hen- 
dricks (SPD) gibt sich kämpferisch. 
Mit der Niederlage in Brüssel sei noch 
nicht das letzte Wort über den Einsatz 
des Pflanzengifts gesprochen. „Das 
Engagement der Ministerin richtet 
sich jetzt darauf, den Wirkstoff hier 
in Deutschland so weit es geht ein¬ 
zuschränken und da, wo es geht, auch 
zu verbieten“, sagte ein Ministeriums¬ 
sprecher am Mittwoch letzter Woche 
in Berlin. Denn während Wirkstoffe 


auf europäischer Ebene zugelassen 
werden, liegt die Zulassung konkre¬ 
ter Pflanzenschutzprodukte in natio¬ 
naler Hand. Zuständig sind dafür das 
Bundesamt für Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit (BVL) und das 
Umweltbundesamt. 

Dass nationale Einschränkungen 
wahrscheinlich nicht wirken werden, 
darauf macht die Wiener Zeitung „Die 
Presse“ (29.11.17) aufmerksam. Denn 
kein Mitglied der Europäischen Uni¬ 
on dürfe Lebensmittel aus dem Bin¬ 
nenmarkt verbieten, die mit einem er¬ 
laubten Herbizid behandelt wurden, 
Insofern könne ein nationales Gly- 
phosatverbot schnell den Protest der 
Landwirte nach sich ziehen, die sich im 
europaweiten Wettbewerb benachtei¬ 
ligt wähnen. 

Auch aus einem anderen Grund 
könnte der Fokus auf ein „nationa¬ 


le Einschränkungen“ in die Irre füh¬ 
ren: Das Bundesinstitut für Risikobe¬ 
wertung (BfR) sieht Glyphosat weit¬ 
gehend unkritisch. Diese Bewertung 
wurde unter anderem von der Orga¬ 
nisation Global 2000 scharf angegrif¬ 
fen. Das BfR habe nach Einschätzung 
eines Plagiatsprüfers für seinen Gly- 
phosat-Bericht zur Gesundheitsgefahr 
des Pestizids wesentliche Angaben von 
Chemiekonzernen übernommen. Da¬ 
bei soll es sich um 94 Prozent des Ge¬ 
samtberichts handeln, die kopiert wur¬ 
den. 

Die Presse sieht in dem deutschen 
Ja wirtschaftliche Interessen: „Wer kei¬ 
nen Zusammenhang zwischen der Ent¬ 
scheidung für Glyphosat und der ge¬ 
planten Übernahme des US-Konzerns 
Monsanto durch Bayer erkennt, muss 
verwirrt sein.“ Monsantos Verkaufs¬ 
schlager sei nämlich Roundup, das be¬ 


kannteste Unkrautvernichtungsmittel 
mit Glyphosat. Es dürfte bald eines der 
attraktivsten Produkte von Bayer sein. 
Nun bleibe alles beim Alten: Es gebe 
eine Verlängerung, die wieder verlän¬ 
gert werden kann. Und es gibt keine 
Motivation für die Bauern, umzuden¬ 
ken und die Böden anders zu bearbei¬ 
ten. 

Unrecht hat das Wiener Blatt da¬ 
mit nicht. Ein Großteil des Absat¬ 
zes geht zwar in die Landwirtschaft 
Nord- und Südamerikas. Aber ein 
Zulassungsstopp in der EU als dritt¬ 
größtem Markt hätte möglicherwei¬ 
se Auswirkungen auf die Sojabauern 
in Argentinien und Brasilien. Weil sie 
vom Export nach Europa abhängen, 
hätte eine negative Entscheidung der 
Europäischen Union sie von Glypho¬ 
sat abbringen können. 

Bernd Müller 
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Altenpflege macht sich stark 

Bundesweite Aktionen für Mindestbesetzung in den Pflegeheimen 



Menschenkette von Altenpflegerinnen und Altenpflegern am Buß- und Bettag in der Recklinghäuser Innenstadt. 


Beschäftigte von Pflegeeinrichtungen im ganzen Bundesgebiet haben am 
22. November mit ihrer Gewerkschaft ver.di die Forderung nach mehr 
Personal in der Altenpflege öffentlichkeitswirksam auf die Straße getra¬ 
gen. In Hamburg, Stuttgart, Recklinghausen, Moers am Niederrhein und 
anderen Städten fanden diese Aktionen statt, teilweise auch mit Unter¬ 
stützung anderer Verbände oder Gewerkschaften. In Görlitz wurde die 
Solidarität deutlich: Unter den 200 Menschen, die das AWO-Zentralhos- 
pital in Görlitz mit einer Menschenkette umringten, waren auch Kolle¬ 
ginnen und Kollegen des von der Schließung bedrohten Siemens-Werks. 
Über den Hintergrund der Aktionen sprach die UZ mit Detlev Beyer- 
Peters. 


UZ: Aus welchem Anlass habt ihr die 
Aktionen durchgeführt? 

Detlev Beyer-Peters: Wir haben be¬ 
wusst den Buß- und Bettag gewählt. 
Der Buß- und Bettag ist als Feiertag 
kassiert worden. Mit ihm zahlen alle 
Beschäftigten einseitig in die Pflege¬ 
versicherung ein. Die Unternehmen 
wurden entlastet. Das war ein Stück 
Umverteilung zugunsten der Unter¬ 
nehmen. Das haben wir als Anlass ge¬ 
nommen für die bundesweite Aktion: 
Stark für die Altenpflege. 

UZ: Wie sah die Aktion aus? 

Detlev Beyer-Peters: Wir wollten mit 
der Aktion ein Signal geben in die Al¬ 
tenpflegeheime hinein. Es ging darum, 
mit Menschenketten und auch mit ei¬ 
ner virtuellen Menschenkette auf die 
Probleme hinzuweisen, die den Proble¬ 
men des Pflegepersonals in den Kran¬ 
kenhäusern ähnlich sind. 

UZ: Wer hat die Aktionen getragen? 

Detlev Beyer-Peters: Die Aktion ist 
durchgeführt worden vom ver.di-Bun- 
desfachbereich 3, Gesundheit und Sozia¬ 
les. Die Idee ist von vielen Betriebsräten 
von Altenpflegeeinrichtungen aufgegrif¬ 
fen worden, die sich unterschiedlich in 
die Aktion eingebracht haben. 

UZ: Wie war die Stimmung in den Be¬ 
trieben? 

Detlev Beyer-Peters: Wir haben bei 
ver.di das Problem, dass es schwieriger 
ist als im Vergleich zu den Kranken¬ 


häusern, die Kolleginnen und Kolle¬ 
gen zu motivieren, um für ihre Interes¬ 
sen aktiv zu werden. Für den Großteil 
der Beschäftigten wird noch häufiger 



Detlev Beyer-Peters ist Vorsitzender 
der ver.di-Landesfachkommission 
Altenpflege in NRW. 


die Auffassung vertreten, dass die In¬ 
teressen der Bewohner an erster Stelle 
stehen, selbst wenn man bei der Arbeit 
fast draufgeht. 

Wir hatten daher noch einige 
Schwierigkeiten mit der Mobilisierung 
und begreifen daher diesen Tag als Auf¬ 
takt für Aktionen, die in den nächsten 
Jahren fortgesetzt werden sollen. Wir 
wollen die Kolleginnen ermutigen, ver¬ 
stärkt für ihre Interessen lautstark und 
öffentlichkeitswirksam einzutreten. 

UZ: Du hast die Forderungen von ver.di 
für einen „ Tarifvertrag Entlastung“ im 


Allein entschieden 

Entlassungen bei SD Automotive bei Osnabrück 


„Als erste gefeuert“: das trifft bei sin¬ 
kender Auslastung zuerst die Leihar¬ 
beiter, wie zurzeit bei Volkswagen in 
Osnabrück, aber auch die Beschäftig¬ 
ten von Zulieferern und Dienstleistern. 
Die Entlassung von 111 Arbeitern bei 
SD Automotive in Georgsmarienhütte, 
mehr als einem Fünftel der dort Arbei¬ 
tenden, ist das letzte Beispiel dafür im 
Osnabrücker Land. 

Als „Hauptursache“ benennt SD- 
Geschäftsführer Markus Dröge: „Seit 
2016 wird bei den großen europäischen 
Konzernen vornehmlich die Entwick¬ 
lung selbst beziehungsweise intern um¬ 
gesetzt“ ( Neue Osnabrücker Zeitung, 
28.10.2017). Das gilt in der „Dieselkri¬ 
se“ gerade auch bei Volkswagen. 

Viele ehemalige Beschäftigte des 
Autobauers Karmann haben bei SD 


Automotive eine neue Anstellung ge¬ 
funden - zu wesentlich schlechteren 
Bedingungen. Den Kündigungstermin 
kurz vor Weihnachten kennen sie be¬ 
reits, auch Karmann hatte in dieser Be¬ 
ziehung keine Hemmungen. 

Die Beschäftigten von SD Auto¬ 
motive haben sich keinen Betriebs¬ 
rat gewählt. Manche meinten, es geht 
auch ohne, andere ließen sich von den 
Drohungen der Geschäftsführung ein¬ 
schüchtern. Sie hörten auf ihren Chef 
und haben jetzt keine eigene Interes¬ 
senvertretung. 

Mit Betriebsrat „hätte der Arbeit¬ 
geber SD in diesem Fall über einen In¬ 
teressenausgleich und Sozialplan ver¬ 
handeln müssen. So hat die Geschäfts¬ 
führung offensichtlich alles alleine 
bewertet und entschieden“, so der Os- 


Gesundheitswesen ja schon angespro¬ 
chen: Welche Gemeinsamkeiten siehst 
du bei der Auseinandersetzung? 

Detlev Beyer-Peters: Die Erkenntnis 
ist gewachsen, dass wir in der Alten¬ 
pflege eine Regelung für die Mindest¬ 
besetzung auf den Stationen brauchen, 
dass die Kolleginnen vor Überlastun¬ 
gen wie Überstunden, Schichtwechsel, 
kurze Wechsel und anderem geschützt 
werden müssen. 

Das sind viele Gemeinsamkeiten. 
Aber in der Altenpflege kommt hin¬ 
zu, dass es immer weniger Tarifbin¬ 
dungen gibt, so dass es für uns we¬ 
sentlich schwieriger ist, solche Rege¬ 
lungen mit Tarifverträgen absichern, 
wie es beispielsweise im Öffentlichen 
Dienst möglich wäre. Hinzu kommt, 
dass viele Altenpflegeeinrichtungen 
einen kirchlichen Sozialverband als 
Träger haben, wo es nach wie vor sehr 
schwierig ist, tarifvertragliche Lösun¬ 
gen zu finden. 

UZ: Wie geht es jetzt für euch weiter? 

Detlev Beyer-Peters: Wir wollen künf¬ 
tig jedes Jahr ähnliche Aktionen zum 
Buß- und Bettag durchführen. Damit 
wollen wir auch auf die unhaltbare Per¬ 
sonalsituation in den Pflegeeinrichtun¬ 
gen hinweisen, übrigens auch auf die 
Situation bei den ambulanten Pflege¬ 
diensten, wo wir wesentlich schlechter 
verankert sind. Wir gehen da zukünftig 
von einer deutlich steigenden Zahl von 
Aktivitäten aus. 

Die Homepage von ver.di gibt ei¬ 
nen guten Überblick, was jetzt gesche¬ 
hen ist. Es ist noch nicht sehr viel, aber 
spürbar, und die Medien haben vieler¬ 
orts positiv über den Aktionstag be¬ 
richtet. Und Mut macht auch, dass die 
Kolleginnen und Kollegen eine hohe 
Bereitschaft bewiesen haben, sich dort, 
wo Aktionen vorbereitet worden sind, 
sich auch daran zu beteiligen. 

Es ist noch eine niederschwellige 
Aktion, aber wir sind zuversichtlich, 
dass wir in Zukunft noch eine Menge 
mehr bewegen können. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


nabrücker IG Metall-Bevollmächtigte 
Stephan Soldanski in der „Neuen Os¬ 
nabrücker Zeitung“. 

SD-Geschäftsführer Dröge äußert 
die Überzeugung, dass mit den Entlas¬ 
sungen „die Zukunft für das Gesamt¬ 
unternehmen gesichert wird“. Er sei 
„sicher, dass wir im kommenden Jahr 
eine Perspektive haben, dass es wieder 
aufwärtsgeht“. 

Alles wird gut - darauf können die 
restlichen Beschäftigten jetzt vertrau¬ 
en und damit weiter auf ihren Chef hö¬ 
ren. Sie können aber auch den ersten 
Schritt zu einer eigenen Interessenver¬ 
tretung gehen, sich in der IG Metall or¬ 
ganisieren und die Gründung eines Be¬ 
triebsrates einleiten. Diese Entschei¬ 
dung kann ihnen niemand abnehmen. 

Imö/DKP-Betriebszeitung „Roter Käfer“ 


Manfred Dietenberger zur Sozialpolitik der SPD 


Patin der Agenda 2010 


Die SPD ist wahrscheinlich auf dem 
Weg in eine Große Koalition. Bundes¬ 
präsident Steinmeier, die treibende Kraft 
hinter der Fortsetzung der Großen Koa¬ 
lition, war 2003 als Kanzleramtschef von 
Gerhard Schröder der eigentliche Autor 
der Agenda 2010. Als Außenminister 
spielte er 2014 eine führende Rolle bei 
der Wiederbelebung des deutschen Mi¬ 
litarismus. 

Noch im Januar 2017 bezeichne- 
te Schulz die Agenda 2010 in einem 
„Spiegel“-Interview als „richtig“ und 
als „Erfolgsmodell“. Jetzt fordert die 
SPD von der CDU/CSU Zugeständ¬ 
nisse. Aber auch wenn die SPD nach 
mehr „Sozialer Gerechtigkeit“ schreit 
und die Kapitalseite derzeit noch klei¬ 
ne Stinkbomben und Nebelkerzen zün¬ 
det: Die SPD-Spitze hat das Patent auf 
die Agenda 2010 und die Lust auf mehr. 
Für die SPD-Basis sind Sozialhäppchen 
als Köder ausgelegt: Die Bürgerversi¬ 
cherung, das Rückkehrrecht von Teilzeit 
in Vollzeit sowie die Solidarrente. Auch 
der Soli - ist zu hören - soll ab 2020 für 
untere und mittlere Einkommen entfal¬ 
len und die Einkommensteuer für große 
und größte Vermögen müsse steigen, so¬ 
gar der Kampf gegen Steuerflucht ent¬ 
schieden geführt werden. Auch sei Schulz 
der Richtige, um Europa neu zu konsti¬ 
tuieren. 

Doch überall ist das Verfallsdatum 
derartiger Versprechungen schon auf¬ 
gedruckt. Erinnern wir uns: 2012 war 
Martin Schulz als Präsident des Europä¬ 
ischen Parlaments vorwärtstreibend an 
der Erpressung des hoch verschuldeten 
griechischen Staates beteiligt. Im Som¬ 
mer 2015 drohte Schulz der Syriza-Re- 
gierung gar mit dem Entzug aller Kredi¬ 
te, wenn sie nicht deutlich mehr privati¬ 
siere und kürze. Klar ist doch: ändert sich 
nicht radikal etwas an der Arbeits- und 
Sozipolitik, dann wird 2036 jeder fünf¬ 
te 67-Jährige von Altersarmut betroffen 
sein. Das Armutsrisiko der Neurentner 
steigt von derzeit 16,2 auf 20,2 Prozent. 
Und klar wie Kloßbrühe ist: es sind die 
Minijobs, die langen Phasen der Er¬ 
werbslosigkeit und niedrige Löhne, die 
für immer mehr Beschäftigte zur Alltags¬ 
wirklichkeit gehören. 


Ursache dafür ist nicht der „demo¬ 
graphische Wandel“, sondern die von der 
SPD angeführte soziale Konterrevoluti¬ 
on. SPD-Arbeitsminister und ehemaliger 
„Kollege“ Walter Riester bescherte uns 
die „Riester-Rente“ und damit den Aus¬ 
stieg aus der umlagefinanzierten gesetz¬ 
lichen Rentenversicherung. Seine Amts¬ 
nachfolger - Wolfgang Clement (SPD), 
Franz Müntefering (SPD), Olaf Scholz 
(SPD), Ursula von der Leyen (CDU) 
und Andrea Nahles (SPD) - setzten die 
Abbrucharbeiten an der Rente mit der 
schrittweisen Erhöhung des Rentenein¬ 
trittsalters auf 67 Jahre sowie der Absen¬ 
kung des gesetzlichen Rentenniveaus 
von 47,5 auf nur noch 43,5 Prozent des 
Durchschnittslohns tatkräftig fort. Dazu 
gehört auch, dass der Grundsatz der pa¬ 
ritätischen Finanzierung der Beiträge 
für die gesetzliche Altersvorsorge je zur 
Hälfte geschleift wurde. Schröders Agen¬ 
da 2010 ermöglichte einen bisher noch 
nie dagewesenen Sozialabbau. Im Er¬ 
gebnis stieg explosionsartig der Niedrig¬ 
lohnsektor und die Zahl der Teilzeit Be¬ 
schäftigten. Inzwischen arbeitet hierzu¬ 
lande jeder fünfte Beschäftigte zu einem 
Niedriglohn von weniger als 10 Euro pro 
Stunde. Die aber können notgedrungen 
nichts oder nicht viel in die Rentenversi¬ 
cherung einzahlen oder privat Vorsorgen. 

Die andere Seite der Agenda-Politik: 
36 deutsche Milliardäre haben mittler¬ 
weile so viel Vermögen (276 Mrd. Euro) 
wie die ärmere Hälfte der Bevölkerung. 
Das Vermögen der deutschen Euro-Mil¬ 
lionäre (2 381 Mrd. Euro) beträgt mehr 
als das Siebenfache des gesamten Bun¬ 
deshaushalts. 

Schon als Kanzlerkandidat versprach 
Martin Schulz neue Milliarden für Bun¬ 
deswehr und die Polizei. Jetzt, kurz vor 
Redaktionsschluss, erklärt sich der SPD- 
Parteivorstand zu ergebnisoffenen Ge¬ 
sprächen mit der CDU/CSU bereit. Es 
braucht nicht viel Phantasie, um sich vor¬ 
zustellen, dass am Ende der von Bundes¬ 
präsident Frank-Walter Steinmeier mo¬ 
derierten Gespräche eine Große Koali¬ 
tion stehen wird, von der man nicht viel 
Überraschendes erwarten muss. Merkel 
und Schulz werden sich einigen, auch 
dem Europa des Kapitals zuliebe. 


Flughafen peilt Ärger an 

Düsseldorfer Airport droht ein Dreckstall zu werden 



Solidarische Aktion im Flughafen Düsseldorf. 


Am Düsseldorfer Flughafen könnte 
es noch im Advent Streiks geben - mit 
schmutzigen Toiletten und dreckigen 
Gates. Der Grund: Die Dienstleis¬ 
tungsfirma Klüh Cleaning GmbH will 
alle 168 Reinigungskräfte am Airport 
bis Ende des Jahres auf die Straße set¬ 
zen. Einem Teil der Beschäftigten sei 
bereits gekündigt worden, berichtet 
die IG BAU. Für den zuständigen Ge¬ 
werkschaftssekretär Mahir Sahin steht 
fest: „Wenn nicht bald ein Sozialtarif¬ 
vertrag für die Mitarbeiter vorgelegt 
wird, könnte der Arbeitskampf schnell 
starten.“ 

Hintergrund ist die Neuausschrei¬ 
bung der Reinigung durch die Flug¬ 
hafen GmbH, die zu einem Firmen¬ 
wechsel an die Dr. Sasse AG München 
geführt hat. Die IG BAU fordert den 
bisherigen Dienstleister Klüh auf, die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wei¬ 
ter zu beschäftigten. Sahin: „Wenn sie 


das partout ablehnen sollten, müssen 
in einem Sozialtarifvertrag die Folgen 
für die Beschäftigten abgefedert wer¬ 
den. Dazu gehört auch eine solide Ab¬ 
findung.“ Die Reinigungskräfte hätten 
bereits eine eigene Tarifkommission 
gebildet. „Sie sind zum Kämpfen be¬ 
reit, sollte die Firma nicht auf die For¬ 
derungen eingehen.“ 

Bei mehreren Aktionen in der Ab¬ 
flugebene beteiligten sich Genossinnen 
und Genossen der DKP solidarisch an 
der Information der Reisenden. Vor 
den Schaltern der Emirates Airline ka¬ 
men Fluggäste mit Vertretern des Rei¬ 
nigungspersonals und der IG BAU ins 
direkte Gespräch. 

Ab Januar übernimmt die Dr. Sasse 
AG das Reinigungsgeschäft am Flug¬ 
hafen. Von ihr verlangt die IG BAU 
eine Übernahmegarantie für alle 168 
Beschäftigten der Alt-Firma. 

IG BAU/Uwe Koopmann 
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Freiheit oder 129 b 

Mitglieder der türkischen TKP-ML stehen in München vor Gericht 


S eit Juni 2016 wird zehn Aktivis¬ 
tinnen der ATIK (Konföderation 
der Arbeiterinnen aus der Türkei) 
vor dem OLG München auf Grundlage 
des berüchtigten „Terrorismus“-Para¬ 
graphen 129 a/b der Prozess gemacht. 
In zweimal wöchentlich stattfindenden, 
bisher über 70 Verhandlungstagen, soll 
dem erneut auf die Anklagebank ge¬ 
zerrten linken Freiheitskampf ein wei¬ 
teres Mal das Urteil gesprochen werden. 

Der Vorwurf: sie sollen mutmaßli¬ 
che (führende) Mitglieder der Kom¬ 
munistischen Partei der Türkei/Mar- 
xistisch-Leninistisch (TKP/ML) sein 
bzw. deren sogenannten Auslandsko¬ 
mitee angehören. Irgendwelche kon¬ 
kreten Straftaten werden ihnen nicht 


vorgeworfen. Was aufgrund der beson¬ 
deren Konstruktion des Strafrechtspa¬ 
ragraphen 129 bekanntlich auch nicht 
von nöten ist. Alleine die Zurechnung 
zur inkriminierten Organisation reicht 
dieser justiziellen Allzweckwaffe aus, 
um völlig legale politische Tätigkeiten 
(vom Spendensammeln über das Ver¬ 
teilen von Publikationen oder dem Or¬ 
ganisieren von Veranstaltungen) unter 
Strafe zu stellen. 

Die TKP/ML ist eine maoistische 
Partei in der Tradition ihres 1973 bes¬ 
tialisch zu Tode gefolterten Gründers 
Ibrahim Kaypakkaya, die weder in 
Deutschland oder anderen europäi¬ 
schen Ländern verboten ist, noch sich 
auf der sogenannten EU-Terrorliste 


findet. Ein seit je die Partei auszeich¬ 
nendes Charakteristikum ist ihr bedin¬ 
gungsloses Eintreten für das Selbstbe¬ 
stimmungsrecht der kurdischen Nati¬ 
on. Entsprechend führt ihr bewaffneter 
Arm, die Arbeiter- und Bauern-Befrei- 
ungsarmee der Türkei (TIKKO), nach 
wechselvollen Beziehungen seit 2007 
auch gemeinsame Operationen mit den 
Einheiten der PKK und kämpfte die 
letzten Jahre in Rojava im Internatio¬ 
nalen Bataillon Seite an Seite mit der 
YPG und YPJ gegen die Mörderban¬ 
den des „IS“. 

Die Verteidigung nannte den Pro¬ 
zess denn auch zurecht seit Beginn eine 
„Auftragsarbeit für die Türkei“, deren 
einzige Funktion in der Kriminalisie¬ 


rung des revolutionären Befreiungs¬ 
kampfes sowie kämpferischer migran- 
tischer Strukturen liegt. Dementspre¬ 
chend bedurfte es zunächst auch der 
Erteilung einer Verfolgungsermächti¬ 
gung durch das Bundesministerium der 
Justiz. Denn nicht die Justiz, sondern 
die Politik entscheidet ob der Verfasst- 
heit des § 129 b entlang ihrer außen¬ 
politischen Interessen und der Begehr¬ 
lichkeiten ihrer Partnerländer über die 
Strafverfolgung. Wer „Terrorist“ sei 
und wer Freiheitskämpfer bestimmen 
Bundeskanzleramt, Außen- und Innen¬ 
ministerium im Verbund mit dem Jus¬ 
tizministerium. 

Diese Willfährigkeit zeigt sich bis in 
die Prozessführung hinein. Aktuell vor 


allem in der Auseinandersetzung um 
den schwer erkrankten Angeklagten 
Mehmet Yesilgali. Dieser wurde im Wi¬ 
derstand gegen den Militärputsch 1980 
schwer verletzt verhaftet und verbüßte 
im Anschluss insgesamt 15 Jahre Haft 
in türkischen Gefängnissen, während 
denen er brutalster und langwieriger 
Folter ausgesetzt war. 2007 gelang ihm 
schließlich die Flucht in die Schweiz, 
die ihn 2016 nach Deutschland auslie¬ 
ferte. Aufgrund des ihm in der Türkei 
Widerfahrenem und der aktuellen ver¬ 
schärften Haftbedingungen leidet er an 
starken posttraumatischen Belastungs¬ 
störungen. Ein Umstand, den sich die 
deutsche Justiz zunächst mit einem 
Deal (absehbare Haftentlassung gegen 
ein umfassendes Geständnis) zunutze 
machen wollte. Nachdem er diesen 
standhaft ausgeschlagen hatte, antwor¬ 
tet sie ihm umso erbarmungsloser - 
und weist sämtliche Haftbeschwerden 
trotz ärztlicher Gutachten ab. 

Zu den Verhandlungen im Münch¬ 
ner Mammutprozess finden regelmäßig 
Solidaritätskundgebungen statt. Die 
vom letzten Freitag, stand zum Inter¬ 
nationalen Tag gegen Gewalt an Frau¬ 
en natürlich nicht zuletzt im Zeichen 
der Ärztin Banu Büyükavci, der einzi¬ 
gen weiblichen Angeklagten. Dr. Büyü¬ 
kavci arbeitete nach ihrer Promotion 
1995 zunächst in verschiedenen Kran¬ 
kenhäusern der Türkei und kam 2006 
zur Weiterbildung nach Deutschland, 
wo sie bis zur ihrer Verhaftung als Psy¬ 
chologin tätig war. Zu Sommerbeginn 
beantragte die Verteidigung nach ihrer 
bereits zweieinhalb Jahre andauernden 
Untersuchungshaft - aufgrund eklatan¬ 
ter Unverhältnismäßigkeit deren Auf¬ 
hebung, was vom Münchner Richter¬ 
senat ebenso brüsk abgeschmettert 
wurde. 

Dergestalt stehen die Zeichen im 
noch bis Sommer 2018 anberaumten 
größten Polit-Prozess gegen Linke in 
Deutschland seit Mitte der 1990er Jah¬ 
re denn auch auf langjährige Haftstra¬ 
fen. Dagegen wird für den 15. Dezem¬ 
ber vor dem OLG gerade die nächste 
Großkundgebung organisiert. 

Gerhard Mack 



Intrigantenstadl Staatsschmuddel 

Seehofer und Söder einigen sich bei der Machtverteilung US-Regierung finanziert das TOR-Darknet 


Die Entscheidung fiel in getrenn¬ 
ten Sitzungen von Landtagsfraktion 
und Parteivorstand per Akklamati¬ 
on. Aber auch wenn Bayerns Minis¬ 
terpräsident Horst Seehofer (68) und 
sein Rivale Markus Söder (50), bis¬ 
lang Finanzminister im Freistaat, sich 
jetzt überraschend auf ein gemein¬ 
sames Vorgehen geeinigt haben: Die 
Krise der CSU, genauer der Macht¬ 
kampf in ihren Führungsgremien, ist 
lange noch nicht überstanden. Darin 
sind sich viele Beobachter einig. Denn 
die Mehrheit der Landtagsfraktion 
und große Teile der Partei, vor allem 
die Junge Union, stehen auf der Sei¬ 
te Söders, wollen einen Wechsel und 
erhoffen sich, damit die Partei zu „al¬ 
ter Stärke“ zurückzuführen. Dazu er¬ 
scheinen alle Mittel recht. Söder war 
vor allem in jenen Wochen sehr aktiv, 
als Seehofer mit den Sondierungsge¬ 
sprächen für eine Jamaika-Koalition 
in Berlin beschäftigt war. So bei sei¬ 
nem Auftritt bei der Jungen Union in 
Erlangen: Der Auftritt wirkte insze¬ 
niert, die Bilder waren gestellt. Die 
JU forderte Seehofers Rücktritt und 
Söder lobte das „Rückgrat“, das die 
JU zeige. 

Seehofer erklärte jetzt, dass er bis 
zum Wechsel im ersten Quartal des 
kommenden Jahres selbstverständlich 
weiter seinen repräsentativen Pflich¬ 
ten in Bayern nachkommen werde - 
um die inhaltliche Ausrichtung soll 
sich aber schon jetzt Markus Söder 
kümmern. Aber ob Seehofer, so wie 
er es selbst wünscht, Parteivorsitzen¬ 
der bleiben kann, ob er in den eige¬ 


nen Reihen noch genug Anhänger 
hat, wird vielleicht schon der kom¬ 
mende CSU-Parteitag zeigen, der am 
15. und 16. Dezember in Nürnberg 
stattfndet. Sollte er noch einmal Par¬ 
teivorsitzender werden, dann scheint 
der Streit in der „Doppelspitze“ schon 
programmiert. Ob Seehofer einen Mi¬ 
nisterposten in einer neuen Bundes¬ 
regierung anstrebt, ließ er Anfang der 
Woche noch offen. Allerdings gilt er 
als einziger in der Führungsriege der 
CSU, der ausreichend Erfahrung in 
Sondierungs- und Koalitionsgesprä¬ 
chen auf Bundesebene hat. 

10,5 Prozent hatte die CSU bei 
den Bundestagswahlen im Septem¬ 
ber bei den Zweitstimmen verloren 
und erreichte damit - nach 1949 (5,8 
Prozent) - nur das zweitschlechtes¬ 
te Ergebnis in ihrer Geschichte. Sie 
verlor Wählerinnen und Wähler vor 
allem an die AfD, die, fast „aus dem 
Stand“, bei den Zweitstimmen 12,5 
Prozent erhielt. An der wirtschaftli¬ 
chen Lage im Freistaat kann es nicht 
gelegen haben. Vielleicht aber dar¬ 
an, dass Seehofer, der in den Mona¬ 
ten vor der Bundestagswahl Angela 
Merkel wegen ihrer Flüchtlingspolitik 
immer wieder scharf attackiert hatte, 
dann letztlich doch für die gemeinsa¬ 
me Kandidatin von CDU und CSU 
für den Kanzlerposten war? Aber 
nicht nur deshalb wird das schlech¬ 
te Abschneiden bei den Bundestags¬ 
wahlen vor allem Horst Seehofer an¬ 
gelastet. Hatte nicht der damalige 
Ministerpräsident Franz Josef Strauß 
angesichts des Wahlergebnisses der 


Republikaner bei den Landtagswah¬ 
len in Bayern 1986 erklärt, rechts von 
der CSU dürfe „es keine demokra¬ 
tisch legitimierte Partei geben“? Nun 
wird befürchtet, dass die CSU ohne 
neuen starken Kandidaten bei den 
Landtagswahlen in Bayern im Herbst 
2018 die absolute Mehrheit verlieren 
könne und damit ihren Sonderstatus 
im bundesdeutschen Parteiensystem. 

Seehofer hatte noch am Wahla¬ 
bend verkündet, dass sich die CSU als 
Reaktion auf das Erstarken der AfD 
wieder mehr auf konservative Wer¬ 
te konzentrieren werde. Seine Geg¬ 
ner werfen ihm vor, die Partei nicht 
konsequent in diese Richtung zu füh¬ 
ren - als ob es beispielsweise vor den 
Bundestagswahlen den „Bayernplan“ 
nicht gegeben hätte und danach nicht 
die Einigung mit der CDU auf eine 
„Obergrenze“. Jetzt ist zu erwarten, 
dass sein Nachfolger in der Migrati¬ 
onspolitik, in Fragen der „Inneren Si¬ 
cherheit“ usw. noch weiter nach rechts 
rückt und den Druck auch auf eine 
neue Bundesregierung verschärft. 
Dabei wird sich Söder vielleicht auch 
auf den bisherigen bayerischen In¬ 
nenminister Herrmann stützen kön¬ 
nen. Der war zwar selbst noch am 
Wochenende als Ministerpräsident 
Bayerns im Gespräch, zog seine Kan¬ 
didatur aber zurück. Am Freitag der 
vorigen Woche hatte Markus Söder 
erklärt, Herrmann sei einer der pro¬ 
filiertesten Innenminister in Deutsch¬ 
land. Nina Hager 
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Viele haben vom Darknet gehört, wenige 
waren schon mal dort. Umso mysteriö¬ 
ser ist es. Es scheint ein verwunschener 
Ort für liberale Freiheitsträume genauso 
wie für das absolute Grauen von Gewalt, 
Drogen und Sex zu sein. 

Was steckt nun hinter dem Darknet? 
Das Bekannteste ist „The Onion Router“, 
kurz TOR. Dahinter versteckt sich eine 
Technologie, die einem ermöglicht ano¬ 
nym zu surfen. Mit einem speziell mo¬ 
difizierten Firefox-Browser, welcher von 
dem in Seattle beheimateten TOR Pro- 
ject bereitgestellt wird. Möchte man zum 
Beispiel anonym auf www.unsere-zeit. 
de surfen, dann wird man mit TOR über 
drei Server, sogenannte Knoten, gejagt, 
bis man dahin gelangt. Dafür stehen etwa 
7 000 ehrenamtlich betriebene Knoten 
weltweit zur Verfügung (Deutschland ist 
mit 1 300 Knoten der Spitzenreiter). Die 
Spur, die man sonst im Internet hinter¬ 
lässt, ist somit für Dritte verwischt. Der 
Nachteil dabei ist, dass einem unwei¬ 
gerlich das Pfeifen eines 56K-Modems 
wieder in Erinnerung gerufen wird und 
man beruhigt eine rauchen gehen kann, 
bis die Homepage fertig aufgebaut ist. 
Möchte man zu den Drogen gelangen, 
muss man die entsprechende Domain, 
die aus einer 16-stelligen Zeichenfolge 
und der Endung onion besteht, kennen. 
Dazu gibt es im normalen wie auch im 
Darknet sogenannte „hidden wikis“, die 
aber nicht viel anderes sind als Linklis¬ 
ten, wie sie vor Google weit verbreitet 
waren. Im Darknet werden hauptsäch¬ 
lich Drogen aller Art angeboten. Laut 
Bundeskriminalamt dürfte aber der am¬ 
bitionierte Drogenkonsument selten er¬ 


folgreich zum Schuss kommen, da die 
meisten Angebote Fakes sind. 

Darüber hinaus kann man auch nicht 
wirklich sicher sein, wie anonym man ist. 
Neben technischen Bedenken lässt einen 
der Zweifel nicht los, wenn man sich die 
Frage stellt, wer eigentlich den ganzen 
Spaß bezahlt. Nach dem Finanzbericht 
des TOR Projects haben sie ein jährli¬ 
ches Budget von 3,3 Millionen US-Dol¬ 
lar zu Verfügung. Nach eigenen Angaben 
setzte sich das Budget 2015 folgender¬ 
maßen zusammen: 962 055 US-Dollar 
(29 Prozent) stammten vom US-Au¬ 
ßenministerium, 886 724 US-Dollar (27 
Prozent) von Radio Free Asia, einem im 
Kalten Krieg vom CIA im Kampf gegen 
den Kommunismus gegründeten Radio¬ 
sender, der mittlerweile der US-Rund- 
funkbehörde untersteht. Weitere 22 Pro¬ 
zent des Budgets (719 500 US-Dollar) 
stammen vom Stanford Research Insti¬ 
tute, welches selber zwei Drittel seines 
Etats vom US-Verteidigungsministerium 
erhält. Die restlichen Beträge stammen 
von der National Research Foundation, 
der staatlichen Forschungsförderung 
der USA (7 Prozent) und 14 Prozent 
aus Spenden und anderen Zuschüssen. 
Nach eigenen Angaben stammen 85 bis 
90 Prozent des Budgets aus staatlichen 
Zuwendungen. 

Umso absurder erscheint es einem 
dann, dass die NSA seit Jahren öffent¬ 
lichjammert, dass sie die Daten im TOR- 
Darknet nicht abfangen kann. Laut dem 
TOR Project benutzen 2,5 Millionen 
Menschen täglich TOR, wobei nur etwa 
3,4 Prozent davon onion-Adressen an¬ 
steuern. Christoph Hentschel 
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Durchmarsch der extremen Rechten 


Mal schauen 

Der Parteivorstand der SPD be¬ 
schloß am Montag Koaliationsver- 
handlungen mit der CDU und CSU 
aufnehmen zu wollen. Man wolle 
die Verhandlungen über eine dritte 
GroKo „ergebnisoffen“ führen und 
es gäbe „rote Linien“ sozialdemokra¬ 
tischer Politik, die nicht überschritten 
werden dürften, so der Parteivorsit¬ 
zende Martin Schulz. Dazu zählt der 
Beschluss des SPD-Parteivorstandes 
die Einführung einer Bürgerversiche¬ 
rung, eine „Solidarrente“, ein „huma¬ 
nitärer Familiennachzug“ von Ange¬ 
hörigen Geflüchteter, sowie „ehrgei¬ 
zige Ziele“ im Klimaschutz und ein 
gesetzliches Rückkehrrecht von Teil- 
auf Vollzeitarbeit. 

Martin Schulz hatte nach der 
Bundestagswahl, bei der die SPD mit 
20,5 Prozent das schlechteste Ergeb¬ 
nis bei einer Bundestagswahl erreicht 
hatte, angekündigt mit seiner Partei 
in die Opposition gehen zu wollen. 
Im Januar kommenden Jahres sol¬ 
len die Verhandlungen beginnen, bei 
denen sich Schulz auch eine Tolerie¬ 
rung einer unionsgeführten Minder¬ 
heitsregierung als Ergebnis vorstel¬ 
len kann. 


Tausende bei Protesten gegen den AfD-Parteitag in Hannover - Polizei prügelt 


M ehrere Tausend Nazigegne¬ 
rinnen und Nazigegner ha¬ 
ben am vergangenen Sonn¬ 
abend in Hannover gegen den Partei¬ 
tag der „Alternative für Deutschland“ 
(AfD) protestiert. Bereits vor dem of¬ 
fiziellen Beginn der Tagung hatten sich 
mehrere Hundert Antifaschisten in 
unmittelbarerer Nähe zum Hannover 
Congress Centrum (HCC, in dem der 
AfD-Parteitag stattfand) versammelt, 
um die Zufahrtswege zum Tagungsge¬ 
bäude zu blockieren. Die eingesetzten 
Polizeibeamten gingen trotz winterli¬ 
chen Temperaturen mit Wasserwer¬ 
fern, Schlagstöcken und Pfefferspray 
gegen friedliche Teilnehmer einer Sitz¬ 
blockade vor. An einer anderen Stel¬ 
le drohten die Polizisten den Einsatz 
von Wasserwerfern an, obwohl der 
Parteitag zu diesem Zeitpunkt bereits 
begonnen hatte und auch von diesen 
Demonstranten keinerlei Gewalt aus¬ 
ging. Der Parteitag selbst, bei dem es 
maßgeblich um die Wahlen zum Bun¬ 
desvorstand, nicht aber um politische 
Debatten ging, konnte erst mit deut¬ 


licher Verspätung beginnen, da nicht 
wenige Delegierte aufgrund der anti¬ 
faschistischen Proteste Probleme hat¬ 
ten pünktlich ins Gebäude zu gelan¬ 
gen. 

Am Blockadebündnis „Unsere 
Alternative heißt Solidarität“ betei¬ 
ligten sich Aktive aus Gewerkschaf¬ 
ten, zivilgesellschaftlichen Organisa¬ 
tionen, Jugendverbänden und der In¬ 
terventionistischen Linken (IL). „Wir 
kämpfen für radikale Demokratie, Kli¬ 
magerechtigkeit, grenzenlose Solidari¬ 
tät und einen echten Ausweg aus die¬ 
sem brutalen Chaos. Als rassistische, 
unsoziale und faschistoide Partei ist 
die AfD uns ein Stein im Weg, den wir 
bekämpfen müssen“, stellte IL-Spre- 
cher Frank Gerber klar. „Die Parteien, 
die wir kennen, setzen seit Jahrzehn¬ 
ten eine neoliberale Politik gegen die 
Menschen durch. Die AfD arbeitet da¬ 
ran, diese Zustände sogar noch zu ver¬ 
schärfen und treibt die Spaltung der 
Gesellschaft weiter voran. Das mag 
legal sein, aber nicht legitim“, konsta¬ 
tierte IL-Sprecherin Ronja Schönberg. 


Die Polizei nahm bei den Protesten 
insgesamt vier Personen fest und sechs 
in Gewahrsam. Mehrere Demonstran¬ 
ten wurden durch Polizeigewalt ver¬ 
letzt. Ein Mann erlitt einen Beinbruch. 

Friedlich verlief hingegen ein De¬ 
monstrationszug von rund 10 000 
AfD-Gegnerinnen und Gegnern, der 
in den Mittagsstunden durch Hanno¬ 
ver zog. 

Auf dem Parteitag der AfD selbst 
bewiesen Delegierte und Spitzenfunk¬ 
tionäre einmal mehr, wie weit politisch 
rechtsaußen sie allen anderslautenden 
Beteuerungen zum Trotz tatsächlich 
stehen. So setzten sich bei den Vor¬ 
standswahlen der Europaabgeordne¬ 
te Jörg Meuthen und Alexander Gau¬ 
land, Fraktionschef der Rechten im 
Bundestag, als neue Parteivorsitzende 
durch. Zu Stellvertretenden Parteivor¬ 
sitzenden wurden die Bundestagsab¬ 
geordneten Kay Gottschalk und Al- 
brecht Glaser gewählt. Dies gelang am 
Abend auch noch dem Berliner AfD- 
Chef Georg Pazderski, der eigentlich 
an der Seite von Meuthen Parteivorsit¬ 


zender werden wollte. Jedoch nur mit 
51,2 Prozent der Stimmen. „Jetzt voll¬ 
zieht sich, was Björn Hocke schon im¬ 
mer angestrebt hat - mit Gauland eine 
zweite Marionette als Vorsitzenden 
zu haben“, kommentierte die frühere 
AfD-Vorsitzende Frauke Petry, die die 
Partei mittlerweile verlassen hat, die 
Wahlergebnisse am Sonntag gegen¬ 
über der Bildzeitung. Georg Pazder¬ 
ski hingegen habe „selbst immer auf 
beiden Seiten gespielt, wie er auch zu¬ 
gegeben hat“. „Wie schwach er dasteht, 
zeigen die Fotos aus Hannover, auf de¬ 
nen zu sehen ist, wie er einen Kotau 
vor Björn Hocke macht, um nach dem 
Flop bei der Vorsitzenden-Wahl über¬ 
haupt noch Stellvertreter von dessen 
Gnaden zu werden“, konstatierte Petry. 

Einmal mehr bewies die AfD hin¬ 
gegen, dass sie über keinerlei politi¬ 
sche Lösungsansätze verfügt und ihr 
parteipolitisches Programm im Gros 
aus extrem rechter Hetze besteht und 
von dubiosen Charakteren getragen 
wird, die für eben diese „Inhalte“ ste¬ 
hen. Markus Bernhardt 


Reiche wollen Krieg 

Auszüge aus der Eröffnungsrede von Anne Rieger, Sprecherin des Bundesausschusses Friedensratschlag, auf 
dem Kasseler Friedensratschlag 2017 


Wir wollen die Aufrüstung stoppen und 
Abrüstung durchsetzen. Wir brauchen 
das Geld für zivile Zwecke. Warum wird 
es nicht für einen höheren Rentenzu¬ 
schuss verwendet? In diesem reichen 
Land sind 3,2 Millionen Rentnerln- 
nen von Armut bedroht. Da darf kein 
Kühlschrank kaputtgehen. Fürs Vergnü¬ 
gen reicht das Geld nicht. Kein Kaffee, 
kein Kuchen, kein Theater, keine Weih¬ 
nachtsgeschenke für die Enkelkinder. 

Wir sprechen jedoch nur über die, 
die jetzt bereits von ihrer kärglichen 
Rente leben müssen. In Zukunft wer¬ 
den es noch viel mehr sein. Denn jedes 
fünfte Kind in Deutschland ist dauer¬ 
haft arm. Heute schon! Was wird sein, 
wenn diese Kinder in Rente gehen? Aus 
dieser Armut kommt man nicht mehr 
heraus, berichten Wissenschaftler. Noch 
schlimmere Altersarmut der nächsten 
Generationen ist programmiert - im 
reichen Deutschland. 

Wir brauchen unsere Steuergelder 
für höhere Renten und höhere Hartz- 
IV-Sätze. 

Wir lehnen die Erhöhung der Rüs¬ 
tungsausgaben ab. 

Abrüstung statt Aufrüstung ist das 
Gebot für die neue Regierung. 

Wohin der von uns erarbeitete 
Reichtum fließt, zeigt der Rüstungsetat. 
Der zweitgrößte Posten des Bundes¬ 
haushalts ist aktuell mit 38,5 Mrd. Euro 
unserer Steuern ausgestattet. Was der 
Regierung Kriegsvorbereitung und 
Kriegsbeteiligung tatsächlich wert ist, 


zeigt die geplante Steigerung des „Ver¬ 
teidigungsetats“ auf 2 Prozent des Brut¬ 
toinlandsprodukts. 

Die jährlichen Mehrausgaben von 
zusätzlichen 30 Mrd. Euro sind so viel 
wie die einmalige Sanierung der maro¬ 
den deutschen Schulen kosten würde. 
Würde die Regierung also eine einzige 
Jahreserhöhung des Rüstungsetats für 



Anne Rieger 


die Schulen unserer Kinder verwenden, 
müssten diese nicht mehr jeden Tag in 
Häuser mit undichten Dächern, kaput¬ 
ten Heizungen, durchnässten Kellern, 
ramponierten Sportplätzen, kaputten 
Fenstern, schimmligen Wänden, stin¬ 
kenden Toiletten, bröckelnden Putz 
gehen. 

Tatsächlich ist die Perversität nur 
scheinbar. Es gibt ein rationales Inter¬ 
esse an dieser massiven Erhöhung der 


Steuergelder für die Bundeswehr. Von 
wem? Ganz unmittelbar ziehen die Ak¬ 
tionäre der Rüstungsindustrie enorme 
Profite daraus. Aber sie sind es nicht 
allein. Zur Ausweitung und Sicherung 
ihrer Profite sind die Aktionäre von 
Banken und Großkonzernen an einem 
starken, militärtechnisch auf höchster 
Ebene stehenden Staat interessiert. 
Denn im globalisierten Kapitalismus 
findet ein brutaler Konkurrenzkampf 
um wirtschaftliche und politische Ein¬ 
flusssphären, um Vorherrschaft, zwi¬ 
schen den kapitalistischen Banken und 
Großkonzernen statt. Auf staatlicher 
Ebene realisieren ihn die regieren¬ 
den Eliten. Es geht um Absatzmärkte, 
Ressourcen, Rohstoffe, Transportwege, 
Stützpunkte und billige Arbeitskräfte. 

Die Widersprüche werden erkenn¬ 
barer. Die Gefahr, dass es ein Projekt 
der Rechten und sogar ein äußerst rech¬ 
tes Projekt werden könnte, nimmt zu. 
Bei den Sondierungen boten die Par¬ 
teien der bürgerlichen Klasse Absa¬ 
gen an die Arbeitenden, Geflüchteten, 
Rentner, Alleinerziehenden, Studieren¬ 
den und Wohnungssuchenden. Die po¬ 
litischen und sozialen Polarisierungen 
werden auch bei anderen Regierungs¬ 
modellen zunehmen. Bei aller Notwen¬ 
digkeit, gegen faschistische und rassis¬ 
tische Formierungen aktiv vorzugehen, 
muss unser Kampf gegen Rechts auch 
gegen die etablierten Machthaber, die 
in anderer Form dieselbe Politik betrei¬ 
ben wollen, gerichtet sein. Wir brauchen 


Bündnispartnerinnen. Überall dort, 
wo Geld im öffentlichen Bereich fehlt, 
müssen wir darauf aufmerksam ma¬ 
chen, dass wir immense Summen an 
Steuern zahlen. Dass aber dieses Geld 
für Waffen, Militär, mörderische Grenz¬ 
regime im Mittelmeer, für professionel¬ 
le Grenzschützer in Afrika und in der 
Türkei ausgegeben wird. 

Wir lassen von unserer Vision einer 
friedliebenden, antifaschistischen Ge¬ 
sellschaft nicht ab. Der Weg ist noch 
weit - davor verschließen wir die Au¬ 
gen nicht. Unser Zukunftstraum ver¬ 
stellt uns nicht die Sicht auf die heutige 
Realität. Aber er gibt uns humanisti¬ 
sche Kriterien an die Hand, nach de¬ 
nen wir die heutige Gesellschaft beur¬ 
teilen und unsere nächsten Schritte ab¬ 
leiten: Wir müssen ein gesellschaftliches 
Klima für Abrüstung statt Aufrüstung 
schaffen, sowohl bei Beschäftigten der 
Rüstungsindustrie als auch in der Ge¬ 
sellschaft insgesamt. Dazu müssen wir 
über die massiven Gewinne der Kapi¬ 
taleigner durch den Raub von Ressour¬ 
cen in allen Teilen der Welt, geschützt 
von Militär und Rüstung, informieren. 
Die Macht- und Profitverhältnisse der 
Kapitaleigner und ihrer Regierungen 
müssen wir erklären, aber auch deut¬ 
lich machen, dass sie nicht in Stein ge¬ 
meißelt, sondern veränderbar sind. 

Unsere Vision ist eine Friedensrepu¬ 
blik Deutschland 

Es geht um das Überleben der ge¬ 
samten Menschheit. 


Demütigender 

Spießrutenlauf 

Seit Montag beginnt die Stadt Frank¬ 
furt erstmals mit der Registrierung 
von Sexarbeiterinnen und Sexarbei¬ 
tern nach dem so genannten „Pros¬ 
tituiertenschutzgesetz“. Ohne eine 
rechtliche Regelung zur Durchfüh¬ 
rung des Paragraphen nimmt das 
Frankfurter Ordnungsamt die Re¬ 
gistrierung der betroffenen Frauen 
und Männer vor und gibt nach so¬ 
genannten „Informations- und Be¬ 
ratungsgesprächen“ die „Hurenpäs¬ 
se“ aus. In diskriminierender Weise 
wird die Prostituierten-Registrierung 
in Frankfurt fortan der Abteilung 
„Akute Gefahrenabwehr“ zugeord¬ 
net! Diese Abteilung des Ordnungs¬ 
amtes ist ansonsten mit Aufgaben des 
Infektionsschutzes („Rattenbefall“), 
mit der Entziehung der Freiheit geis¬ 
teskranker, geistesschwacher, rausch- 
gift- und alkoholsüchtiger Personen 
sowie mit der Einweisung psychisch 
auffälliger Personen befasst. Neben 
Leichenpässen werden von dieser 
Abteilung des Ordnungsamtes fort¬ 
an auch „Hurenpässe“ ausgegeben. 

Angriffe aufs Kirchenasyl 

„Wenn jetzt Unionspolitiker die 
Zahl der Kirchenasylfälle beklagen 
und zudem noch von Missbrauch 
reden, ist das eine Unverschämtheit 
und lenkt vom eigenen Versagen 
ab“, kommentiert die Innenpoliti¬ 
kerin der Linksfraktion, Ulla Jelp¬ 
ke, Äußerungen aus Unionskreisen 
zum Kirchenasyl. „Statt die Kirchen¬ 
gemeinden zu schelten, die vor Ab¬ 
schiebungen in solche Verhältnisse 
Schutz bieten, sollte die Bundesre¬ 
gierung auf Überstellungen in solche 
Mitgliedstaaten verzichten - dann 
gäbe es auch weniger Fälle von Kir¬ 
chenasyl“, stellte Jelpke klar. 

Werben reicht nicht 

Zum Welttag der Menschen mit 
Behinderung am 3. Dezember hat 
DGB-Vorstandsmitglied Annelie 
Buntenbach die künftige Bundesre¬ 
gierung aufgefordert, jene Arbeit¬ 
geber stärker zu sanktionieren, die 
die gesetzliche Quote zur Beschäf¬ 
tigung behinderter Menschen nicht 
erfüllen. „Eine Behinderung ist für 
viele Arbeitgeber offensichtlich im¬ 
mer noch ein Grund, Menschen 
nicht einzustellen. Schwerbehinder¬ 
te Menschen sind deutlich häufiger 
und länger arbeitslos als der Durch¬ 
schnitt aller Arbeitslosen, obwohl sie 
im Schnitt über bessere Bildungsab¬ 
schlüsse verfügen. Gerade vor dem 
Hintergrund der guten Konjunktur 
und des Fachkräftebedarfs stellt sich 
die Frage: Warum wollen die Arbeit¬ 
geber nicht? „Die künftige Bundes¬ 
regierung sollte ihre Strategie zur 
Gleichbehandlung behinderter Men¬ 
schen dringend überdenken. Es rei¬ 
che nicht, bei den Unternehmen für 
die Beschäftigung behinderter Men¬ 
schen zu werben. 
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Massen proteste 
in Honduras 

Nachdem im ganzen Land Hondu¬ 
raner gegen den befürchteten Wahl¬ 
betrug bei der Präsidentschaftswahl 
protestierten, verhängte Präsident 
Hernändez einen zehntägigen Aus- 
nahemezustand. Dazu gehört auch 
eine Ausgangssperre zwischen 18 
Uhr und 6 Uhr morgens. Zuvor war 
es zu teilweise schweren Zusam¬ 
menstößen zwischen der Militärpo¬ 
lizei und Demonstranten gekom¬ 
men, bei denen nach Polizeiangaben 
mindestens 12 Zivilisten, teilweise 
durch Schüsse, verletzt wurden. Die 
Honduraner vermuten einen mas¬ 
siven Wahlbetrug, nachdem vom 
obersten Wahlgericht (TSE) zu¬ 
nächst ein deutlicher Vorsprung für 
den Kandidaten der Opposition, 
Salvador Nasralla, gemeldet wurde, 
um nach nur drei Tagen mit Hinweis 
auf „Computerpannen“ dem amtie¬ 
renden Präsidenten Juan Orlando 
Hernändez von der rechten Natio¬ 
nalpartei (PN) einen hauchdünnen 
Vorsprung einzuräumen. Nach Aus¬ 
zählung von 88,76 Prozent der Stim¬ 
men soll Hernändez mit 42,48 Pro¬ 
zent einen hauchdünnen Vorsprung 
von 22.677 Stimmen vor Nasralla 
(41,7 Prozent) haben. Nasralla warf 
dem Präsidenten daraufhin Wahlbe¬ 
trug vor und rief seine Anhänger zu 
Protesten auf. 

Das endgültige Wahlergebnis 
stand zu Redaktionsschluss noch 
nicht fest. 

Ex-Präsident getötet 

Am Montag wurde Jemens Ex-Prä¬ 
sident Ali Abdullah Saleh offenbar 
von Huthi-Rebellen getötet. Die 
Huthi veröffentlichten ein Video, 
das zeigen soll, wie Salehs Leiche 
nach einem Hinterhalt auf der Stra¬ 
ße nach Marib im Osten der Stadt 
Sanaa auf ein Fahrzeug geladen wird. 
Daraus, dass sich Saleh auf dieser 
Straße befand, leiten die Huthi ab, 
dass er sich auf der Flucht nach Sau¬ 
di-Arabien befunden haben muss. 
Saleh regierte den Jemen 33 Jahre 
lang, bis er 2012 während Protesten 
gestürzt wurde. Kurz darauf bildete 
er eine Allianz mit den Huthi-Rebel¬ 
len, um gegen die neue, von Saudi- 
Arabien gestützte Regierung unter 
Rabbo Mansour Hadi vorzugehen. 
2015, nachdem die Huthi und Sa¬ 
lehs Truppen Sanaa erobert hatten, 
floh Hadi nach Saudi-Arabien, das 
umgehend mit der Bombardierung 
des Jemen begann. Die Allianz zwi¬ 
schen Huthi und Saleh zerbrach vor 
wenigen Tagen. Medien berichteten, 
dass Salehs Truppen seitdem durch 
Luftangriffe von Saudi Arabien un¬ 
terstützt wurden. 

Wahlen auf Korsika 

Aus der ersten Runde der Regio¬ 
nalwahlen auf der französischen In¬ 
sel Korsika am vergangenen Sonn¬ 
tag sind die Nationalisten als klare 
Sieger hervorgegangen. Sie erhiel¬ 
ten 45,36 Prozent der abgegebenen 
Stimmen. Andere Parteien lagen ab¬ 
geschlagen dahinter: Die Regionalis- 
tische Rechte erhielt 14,97 Prozent, 
die Republikaner 12,77 Prozent, die 
„Bewegung“ En marche von Präsi¬ 
dent Macron nur 11,26 Prozent. Die 
einzige linke Liste, „La France insou- 
mise“ von Jean-Luc Melenchon, die 
gemeinsam mit den Kommunisten 
der PCF antrat, erhielt 5,68 Prozent. 
Die Stichwahl findet kommenden 
Sonntag statt. Die korsischen Nati¬ 
onalisten streben eine weitgehende 
Autonomie innerhalb des französi¬ 
schen Staates an. Korsika hat etwa 
300 000 Einwohner und ist die ärms¬ 
te Region Frankreichs. 

Marsch für die Rente 

Am Montag gingen in Antwerpen 
mehr als 8 000 Menschen auf die 
Straße, um gegen Rentenkürzun¬ 
gen zu demonstrieren. Der Gewerk¬ 
schaftsverband FGTB hatte zu den 
Protesten aufgerufen. Sie kritisier¬ 
ten, dass die belgische Regierung 
Renten kürzt, aber Steuerbetrüger 
nicht zur Kasse bittet. Eine weitere 
Demonstration ist für den 19. De¬ 
zember in Brüssel geplant. 


Chinas Einsatz in Syrien 

Fake news? Medienberichte legen chinesische Militärpräsenz nahe 



I mmer wieder berichten verschiedene 
Medien über ein militärisches Enga¬ 
gement der VR China im syrischen 
Krieg. Bisher werden derartige Berich¬ 
te - wohl zu recht - immer wieder de¬ 
mentiert. 

Von Beginn der Krise an unterstütz¬ 
te neben der Russischen Föderation vor 
allem China die syrische Regierung ge¬ 
gen die westliche Politik des Regime- 
Change. Das sah man 2011 und 2012, 
als Russland und China gemeinsam ihr 
Veto im UN-Sicherheitsrat einlegten 
und damit eine Flugverbotszone in Sy¬ 
rien verhinderten. Auch später gab es 
gemeinsame Aktionen. Aber während 
Russland seit 2015 die syrische Regie¬ 
rung auch militärisch unterstützte, be¬ 
schränkte sich China auf politische und 
humanitäre Unterstützung und die För¬ 
derung eines politischen Prozesses zur 
Beendigung des Krieges. 

China hat sich bei Aktionen im Aus¬ 
land bisher auf die Unterstützung von 
internationalen Einsätzen beschränkt. 
Ein Beispiel ist der Einsatz gegen Pi¬ 
raten am Golf von Aden und der Küs¬ 
te von Somalia. Dort sind „Chinesische 
Interessen“ unmittelbar berührt, geht es 
doch um Handelsrouten, die für die chi¬ 
nesische Exportwirtschaft lebenswich¬ 
tig sind. Auch in Syrien hat China Inte¬ 
ressen. Dazu gehört erwartungsgemäß 
das Öl. Die China National Petroleum 
Corporation musste wegen des Krieges 
die Förderung in Syrien einstellen - seit 
2004 hatte es ein Joint Venture des chi¬ 
nesischen mit dem syrischen staatlichen 
Ölkonzern gegeben. 

Und auch der Konflikt mit den uigu- 
rischen Separatisten reicht bis nach Sy¬ 
rien. Die Mehrheit der Uiguren gehört 
dem sunnitischen Islam an. Eine uigu- 
rische separatistische Organisation ist 
die Turkestan Islamic Party. Sie strebt 
einen unabhängigen Staat in der chi¬ 
nesischen Provinz Xinjiang an und hat 
viele Anschläge verübt. Selbst die EU 
betrachtet sie als eine terroristische Or¬ 
ganisation. 


Die Turkestan Islamic Party (TIP) 
hat eine Organisation in Syrien aufge¬ 
baut, die vor allem in Idlib aktiv ist. Zu 
den Dschihadisten aus aller Welt, die 
in Syrien kämpfen, gehören damit of¬ 
fenbar auch Hunderte Uiguren - auch 
wenn sich ihre Zahl aus naheliegenden 
Gründen nicht genau bestimmen lässt. 
Sie reisten mit Unterstützung der Tür¬ 
kei nach Syrien ein. Erst seit August 
dieses Jahres betrachtet auch die Tür¬ 
kei die TIP - zumindest offiziell - als 
terroristische Organisation. 

Wer direkte militärische Einsätze 
Chinas in Syrien erwartete, sah sich ge¬ 
täuscht. Der chinesische Flugzeugträger 


Liaoning wurde am Suezkanal und auf 
dem Weg ins Mittelmeer gesehen, doch 
war das ein Phantom. Kein Phantom 
dagegen war 2015 ein gemeinsames Mi¬ 
litärmanöver von sechs russischen und 
drei chinesischen Schiffen im Mittel¬ 
meer. So viel Flagge wollte China dann 
doch zeigen. Zumindest vorerst gibt es 
jedoch keinen Einsatz von chinesischen 
Spezialeinheiten. Sowohl von syrischer 
Seite als auch vom chinesischen Bot¬ 
schafter im Libanon wurden entspre¬ 
chende Berichte dementiert. 

Die chinesische Politik blickt eher 
auf die Wirtschaftsbeziehungen nach 
dem Krieg. Im Oktober traf der chine¬ 


sische Botschafter in Syrien, Qi Qianjin, 
mit dem syrischen Minister für Versöh¬ 
nung, Ali Haidar, zusammen. Beide be¬ 
tonten, wie wichtig die wirtschaftliche 
und technische Unterstützung und hu¬ 
manitäre Hilfe Chinas für den Wieder¬ 
aufbau ist. Die Beraterin des syrischen 
Präsidenten, B. Shaaban, betonte im Ge¬ 
spräch mit dem stellvertretenden chine¬ 
sischen Außenminister, welche wichtige 
Rolle Syrien im chinesischen Projekt der 
„Neuen Seidenstraße“ spielen könne. 

Das sind Perspektiven, deren Be¬ 
deutung weit über die kurzfristiger mi¬ 
litärischer Einsätze hinaus geht. 

Manfred Ziegler 


Partei mit Stern 

Die Kommunistische Partei Spaniens kehrt zurück zu Marx und Lenin 



„Eine Partei für die Aktion, ein Pro¬ 
jekt für die Revolution“ - unter die¬ 
sem Motto kamen am vergangenen 
Wochenende in Madrid rund 300 De¬ 
legierte zum 20. Parteitag der Kom¬ 
munistischen Partei Spaniens (PCE) 
zusammen. Im Gebäude des Gewerk¬ 
schaftsbundes UGT wollten sie unter 
anderem das politische Dokument und 
eine Änderung der Statuten verab¬ 
schieden. Doch ganz praktische Über¬ 
legungen stellten die Organisatoren zu¬ 
nächst einmal vor Probleme: Am Sonn¬ 
tag sollte aus Anlass des andalusischen 
Nationalfeiertags am 4. Dezember eine 
Großdemonstration in Malaga stattfin¬ 
den, und die andalusischen Kommunis¬ 
ten, die die stärkste Regionaldelegation 
auf dem Parteitag stellten, reklamier¬ 
ten die Notwendigkeit, daran teilzu¬ 
nehmen. Also wurde der Kongress ver¬ 
kürzt und endete bereits am Samstag¬ 
abend. Nur anderthalb Tage - Freitag 
und Sonnabend - für ein umfangreiches 
Programm? Der PCE gelang es. 

Um Zeit zu sparen, hatte die An¬ 
tragskommission in den Wochen vor 
dem Kongress intensive Gespräche mit 
den regionalen Föderationen geführt 
und sich bemüht, die zahlreichen Anträ¬ 
ge in Konsensformulierungen zu über¬ 
führen. So musste in Madrid nur noch 
über solche Vorschläge abgestimmt 
werden, deren Initiatoren sich in den 
vorgeschlagenen Passagen nicht wie¬ 
derfanden. Das waren wenige, obwohl 
die Dokumente strategische Fragen 
aufwarfen, über die sich die Mitglieder 
der PCE teilweise seit Jahrzehnten die 
Köpfe heißgeredet hatten. 

Weitgehend einig sind sich Spani¬ 
ens Kommunisten in der Ablehnung 
der Europäischen Union. Der Bruch 
mit der EU und dem Euro sei eine For¬ 


derung, die von der PCE schon lange 
erhoben werde, hieß es. Eine Reform 
dieses imperialistischen Pols sei nicht 
möglich. Diese Einschätzung gipfelte 
schließlich in deutlicher Kritik auch an 
der Europäischen Linkspartei, die Illu¬ 
sionen über eine Veränderbarkeit der 
EL schüre. Den Austritt aus der Euro¬ 
päischen Linkspartei forderte die anda- 
lusische Delegation. Abgestimmt wur¬ 
de darüber auf dem Kongress allerdings 
nicht. 

Intensiv diskutiert wurde auch 
das Verhältnis der PCE zum Partei¬ 
enbündnis „Vereinte Linke“ (IU), in 
der die Kommunistische Partei nomi¬ 
nell die stärkste Kraft ist. Tatsächlich 
aber steht die IU medial im Schatten 
der Linkspartei Podemos, mit der sie 
bei den letzten Parlamentswahlen ein 
Bündnis „Unidos Podemos“ gebildet 
hatte. Die IU müsse eine eigenständige 
soziale Bewegung werden, so der Tenor 
auf dem Kongress. Tatsächlich agiere sie 
jedoch oft als Partei und nehme damit 
Aufgaben wahr, die Sache der PCE sein 
müssten. 

Eine ähnliche Diskussion gab es 
auch um das Verhältnis zu den Gewerk¬ 
schaften. Die Mehrheit bekräftigte, an 
der Orientierung auf den größten Dach¬ 
verband Comisiones Obreras (CCOO) 
festzuhalten. Die PCE trete für die Ein¬ 
heitsgewerkschaft ein. Deshalb könne 
man sich nicht in kleineren Verbänden 
organisieren, selbst wenn diese den ei¬ 
genen Positionen näher stehen. Das gilt 
insbesondere für die mehrere zehntau¬ 
send Mitglieder starke CGT, die sich als 
anarcho-syndikalistisch versteht, aber 
auch für mehrere regionale Verbände 
zum Beispiel im Baskenland, in Kata¬ 
lonien oder Andalusien. Der Kongress 
legte fest, dass die PCE die Arbeit in 


den Betrieben nicht 
den Gewerkschaften 
überlassen dürfe, son¬ 
dern sich wieder auf 
den Aufbau von Be¬ 
triebszellen konzen¬ 
trieren müsse. 

Der strategisch 
entscheidende Be¬ 
schluss des 20. Partei¬ 
tages war zweifellos 
die fast einstimmig 
gefasste Entscheidung, 
die Partei wieder als 
marxistisch-leninis¬ 
tisch zu definieren - 40 
Jahre, nachdem dieser 
Begriff im Zuge der 
eurokommunistischen 
Phase unter Santiago Carrillo aus al¬ 
len Dokumenten der PCE gestrichen 
wurde. Die Delegierten entschieden 
zudem, den neuen Kurs auch symbo¬ 
lisch sichtbar zu machen: Das Symbol 
der Partei soll künftig nicht mehr nur 
aus Hammer und Sichel bestehen, son¬ 
dern auch den fünfzackigen roten Stern 
beinhalten, als Zeichen der internati¬ 
onalistischen Solidarität der Arbeiter¬ 
bewegung auf allen fünf Kontinenten. 
Die Führung der PCE heißt künftig 
nicht mehr „Bundeskomitee“, sondern 
nennt sich wieder Zentralkomitee. Und 
festgeschrieben ist neuerdings auch das 
Verbot von Fraktionen innerhalb der 
Partei. Das ist ein neuer Stil, denn bis¬ 
her waren konkurrierende Kandidaten¬ 
listen bei den Vorstandswahlen durch¬ 
aus üblich. Diesmal gab es nur eine ein¬ 
zige Liste mit Bewerbern für das ZK, 
was von den Delegierten mit Beifall 
aufgenommen wurde. Mehr als 80 Pro¬ 
zent von ihnen votierten schließlich für 
den Vorschlag. 


Internationale Delegationen konnte 
die PCE diesmal aufgrund der kompli¬ 
zierten Umstände des Parteitages nur 
wenige begrüßen, unter ihnen neben 
Gästen aus Venezuela, Kuba, Palästina 
und der Westsahara auch einen Vertre¬ 
ter der DKP. In Beschlüssen verurteil¬ 
ten die Delegierten die Repression in 
Honduras sowie die Sanktionen der EU 
gegen Venezuela, forderten die Bildung 
eines demokratischen und laizistischen 
Staates auf dem gesamten Gebiet des 
historischen Palästina und verlangten 
die Befreiung der Westsahara von ma¬ 
rokkanischer Besatzung sowie ein Ende 
des Krieges in Syrien. 

Die Lage in Katalonien spielte auf 
dem Parteitag übrigens kaum eine Rol¬ 
le. In ihrem politischen Dokument be¬ 
kräftigte die PCE lediglich, dass sie wei¬ 
ter für das Selbstbestimmungsrecht aller 
Völker in Spanien eintrete. Das schlie¬ 
ße zwar das Recht auf Abspaltung ein - 
aber die Partei werde solche Bestrebun¬ 
gen bekämpfen. Andre Scheer 
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Mehr Markt, weniger Korruption 

Wie weiter in Simbabwe? 


N och vor zwei Wochen bevölker¬ 
ten zehntausende Demonstran¬ 
ten die Straßen von Harare und 
Bulawaya. Doch kein „oranger Früh¬ 
ling“ ist in Sicht - Deutsche Welle, CNN 
und der britische „Guardian“ bedauer¬ 
ten: Mit dem Übergangs-Präsidenten 
Emmerson Mnangagwa werde sich 
nicht viel ändern. 

Dennoch - das „Krokodil“ Mnan¬ 
gagwa (so der Kampfname aus dem 
anti-rhodesischen Widerstand) setzte 
deutliche Zeichen und sagte der Kor¬ 
ruption den Kampf an. Als erste Amts¬ 
handlung schickte er das alte Kabinett 
nach Hause und erließ ein Dekret, in 
dem er Amnestie all jenen zusagte, die 
tätige Reue zeigten und binnen drei 
Monaten veruntreutes Geld zurückgä¬ 
ben. Es wird sich zeigen, ob diese ver¬ 
söhnliche Geste angenommen wird. 
Außerdem verkleinerte Mnangagwa 
das Regierungskabinett um ein Vier¬ 
tel, von 29 auf 22 Minister. Von 25 stell¬ 
vertretenden Ministern verbleiben nur 
noch sechs. 

Der gewichtige Einfluss des Militärs 
zeigt sich an der Ernennung von Gene¬ 
ralmajor Sibusiso Moyo zum Außenmi¬ 
nister. Die BBC zitierte den Oppositi¬ 
onsführer und früheren Finanzminister 
Tendai Biti, der starke Worte der Ent¬ 
täuschung äußerte, vor allem deshalb, 
weil ein weiterer Militär, Luftmarschall 
Perrance Shiri, die Landreform als Mi¬ 
nister für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung fortsetzen will. Offen ist, 
ob und inwieweit er die von Biti ver¬ 
tretenen Forderungen nach Entschä¬ 
digungen der weißen Landlords auf¬ 
greift. Schon einen Tag nach seiner Er¬ 
nennung unterstützte Minister Shiri die 
fortschrittliche Land- und Industriear¬ 
beiter-Gewerkschaft PAAWUZ gegen 
einige Großfarmer, die versuchen, sich 
um Lohnzahlungen zu drücken. Die 
Unterstützung der ehemaligen Präsi¬ 
dentengattin Grace Mugabe und ihrer 
„G-40-king-pins“ aus der Regierungs¬ 
partei ZANU-PF hatten sich die Groß¬ 
farmer vor der Absetzung Robert Mu- 
gabes noch durch Bestechung gesichert. 

Mitglieder aus dieser Fraktion von 
„Gucci-Grace“ Mugabe, die „Genera- 
tion-40“ sind nicht mehr in der Regie¬ 
rung vertreten, mehrere Veteranen aus 
der Befreiungsbewegung ZNLWVA 
und aus der alten Regierung Mugabes 
allerdings schon. Wie unter Mugabe 
sind nur drei Frauen im Ministerrang 
Teil der Regierung. 


Übergangspräsident Mnangagwa 
hat in seiner Antrittsrede am 24. No¬ 
vember offensiv ökonomische Fragen 
angesprochen. Der Wiederaufbau des 
Landes erfordere die „Eingliederung 
von Elementen der Marktwirtschaft“, 
die „Ermutigung des Unternehmer¬ 
tums“ und er ergänzte: „Die Leute 
müssen Zugang zu ihrem Einkommen 
und Ersparten haben.“ Patrick China- 
masa wurde zurück ins Finanzministe¬ 
rium geholt, unter Mugabe schob man 
ihn ins neugeschaffene Ministerium 
für Cybersicherheit ab. Diese Perso- 
nalie dürfte nicht nur für chinesische 
Investoren ein positives Zeichen sein. 
Es ist auch ein Signal an die drei bis 


fünf Millionen junger Menschen, die 
vor allem in Südafrika ihr Auskommen 
suchen, aber in Simbabwe gebraucht 
werden, um die Landwirtschaft zu 
entwickeln. 11 Mio. Hektar brachlie¬ 
gendes staatliches Ackerland warten 
darauf, bewirtschaftet zu werden, so 
Admos Chimhowu von der Univer¬ 
sität Manchester. Während der Jahre 
2009 bis 2013 trug die Landwirtschaft 
durchschnittlich nur 28,3 Prozent zum 
Bruttosozialprodukt bei. Die Über¬ 


gangsregierung dürfte außerdem Wei¬ 
chen stellen, um die Abhängigkeit 
vom Rohstoff-Export (93,5 Prozent 
der Exporterlöse in den Jahren 2009 
bis 2013) zu vermindern. Dazu gehört 
der Aufbau einer Agrarprodukte wei¬ 
terverarbeitenden Industrie. Präsident 
Mnangagwa kann dabei auf die „All- 
wetter-Freundschaft“ einer engen Part¬ 
nerschaft mit der VR China bauen. 

Auch wenn der Schwerpunkt chine¬ 
sischer Investitionen in Ostafrika darin 
liegt, die Gebiete von Kenia über So¬ 
malia und Äthiopien bis Dschibuti in- 
frastrukturell an die maritime Seiden¬ 
straße anzubinden: Bis 2015 hat China 
fast 400 Mio. US-Dollar in Simbabwe 


investiert, über zehntausend Chinesen 
sind derzeit im Land tätig. Harare be¬ 
kommt, wie die Afrikanische Union in 
Addis Abeba, ein Parlamentsgebäude 
für 46 Mio. Dollar als Geschenk. 

Die Politik der „Indigenisation“ aus¬ 
ländischer Unternehmen, d.h. die Über¬ 
tragung von 51 Prozent des Kapitals an 
simbabwische Anteilseigner, wird wohl 
entschärft werden. Das große Infra¬ 
strukturprojekt des zweispurigen Aus¬ 
baus der Autobahn von der Hauptstadt 


Harare zur südafrikanischen Grenze 
mit einem Umfang von 984 Mio. Dollar 
wird von chinesischer Seite unterstützt. 
300 000 Jobs und eine Reduktion der 
Transportkosten um ein Viertel verspre¬ 
chen sich die Verantwortlichen davon. 

Die Südafrikanische Kommunis¬ 
tische Partei SACP sieht die derzei¬ 
tige Lage ähnlich dramatisch wie im 
Jahr 2000 und warnte in ihrem Beitrag 
„Lessons from Zimbabwe“ in der Par¬ 
teizeitung „Umsebenzi“ davor, neoli¬ 
berale Strukturanpassungsprogramme 
von Weltbank oder Weltwährungsfonds 
zu akzeptieren. Die Herausforderung 
sei, die „Befreiungsbewegung zu er¬ 
neuern, in den Volksmassen zu verwur¬ 


zeln und dahin zurückzukehren, den 
Bedürfnissen des Volkes zu dienen - 
mit erhöhter Aufmerksamkeit für die 
wirtschaftliche Transformation und den 
Kampf für Sozialismus“. 

Oppositionelle aller Couleur - von 
Orange bis Blau - wetzen ihre Messer, 
um sich Sponsoren von „Freedom & 
Democracy“ anzudienen. Sie wollen 
mit ihrer Unterstützung in den bevor¬ 
stehenden Wahlen obsiegen. 

Georges Hallermayer 


Gabriele 
Ströhlein ist tot 

Mitteilung der FG BRD-Kuba 

Gabi war langjähriges Mitglied in der 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba 
und des Bundesvorstandes. Als Kuba 
nach dem Zerfall der Sozialistischen 
Staatengemeinschaft und dem Wegfall 
fast aller seiner Handelsbeziehungen 
unter andauernder, verschärfter Han¬ 
delsblockade der USA und des Wes¬ 
tens in einer speziellen Periode 4 um 
den Erhalt seiner sozialistischen Errun¬ 
genschaften kämpfte, übernahm Gabi 
die Verantwortung als Vorsitzende der 
FG. 

Sie war eine tapfere, eine entschlos¬ 
sene und eine optimistische Kämpfe¬ 
rin für die Sache Kubas. Bei der Orga¬ 
nisierung der weltweiten materiellen 
und politischen Solidarität stand Gabi 
an der vordersten Front. Sie hat in die¬ 
ser Zeit maßgeblich zum Fortbestehen 
der Freundschaftsgesellschaft beigetra¬ 
gen, als sich so manche der damaligen 
Vorstandsmitglieder in ihrer Haltung 
gewendet hatten. 

Zusammen mit dem Bundesvor¬ 
stand, dem damals auch der unver¬ 
gessene Heinz W. Hammer angehör¬ 
te, wurde unter dem Vorsitz von Gabi 
Ströhlein die FG als solidarische und 
verlässliche Partnerorganisation des 
ICAP erhalten. Durch viele Reisen 
nach Kuba und die aktive Teilnahme 
an Konferenzen auf europäischer und 
weltweiter Ebene wurden wirkungs¬ 
volle Möglichkeiten der Unterstüt¬ 
zung Kubas entwickelt, u.a. eine Hilfs¬ 
karawane durchgeführt, die „Granma 
internacional“ als Projekt in deutscher 
Sprache gestartet, die Unterstützung 
des Asthmakrankenhauses in Havan¬ 
na in Angriff genommen. Letzteres ist 
ein Projekt, das bis heute weitergeführt 
wird und seinen Fokus inzwischen auf 
eine generelle Unterstützung von me¬ 
dizinischen Einrichtungen in Kuba er¬ 
weitert hat. 

Auch an der damals geborenen Idee 
der gegenseitigen Stärkung und Ver¬ 
netzung aller Kräfte in der Kubasoli¬ 
darität in der BRD und deren Reali¬ 
sierung als Netzwerk Cuba war Gabi 
maßgeblich beteiligt. 

Wir trauern heute um eine Frau, die 
unter den schwierigsten Bedingungen 
entschlossen und unverbrüchlich an 
der Seite Kubas stand und dafür auch 
so manches private Opfer brachte. 

Unser Beileid gilt ihren Angehöri¬ 
gen, besonders ihren beiden Töchtern 
Steffi und Ronja. 

Gabriele Ströhlein presente! 

FG BRD-Kuba 



Emmerson Mnangagwa auf Besuch beim südafrikanischen Präsidenten Jacob Zuma (22. November 2017 


Ein Zuhause für alle 

25. Parteitag der Communist Party of Ireland 



Ende November fand der 25. Parteitag 
der Kommunistischen Partei Irlands 
(Communist Party of Ireland, CPI) in 
Belfast statt. Delegierte aus ganz Ir¬ 
land berieten dort über eine Vielzahl 
von Anträgen, unter anderem über 
einen politischen Leitantrag, der vom 
Parteivorstand in die Debatte einge¬ 
bracht wurde. Die CPI bekräftigte mit 
großer Mehrheit ihre totale Opposition 
zur Europäischen Union. Der Leitan¬ 
trag zeigt auf, dass kein Herumflicken 
an den Strukturen der EU einen fort¬ 
schrittlichen Effekt haben wird und 
weist den falschen Glauben, die EU sei 
in irgendeiner Form „demokratisier¬ 
bar“, zurück. Weitere Themen der von 
vielen Anträgen und kollektiver Vorbe¬ 
reitung gekennzeichneten Debatte war 
die soziale und ökonomische Entwick¬ 
lung und der Kampf um die Einheit 
der irischen Arbeiterklasse und gegen 
das Sektierertum. Als Sektierertum be¬ 
zeichnet man in Irland die immer noch 
anhaltenden Formen von Bigotterie, 
Diskriminierung und Hass zwischen 
Menschen, die sich eher dem pro-briti¬ 
schen Lager bzw. dem republikanischen 
Lager zugehörig fühlen. 

Im Leitantrag heißt es hierzu: „Das 
Sektierertum hemmt die Arbeiterklas¬ 
se in ihrem täglichen Kampf. (...) Die 
letztendliche Beseitigung des Sektierer¬ 


tums wird nur in einer größeren demo¬ 
kratischen Einigung durch die demo¬ 
kratische Reintegration des nationalen 
Territoriums möglich sein. Dies wäre 
ein notwendiger Schritt, um das irische 
Volk vom Erbe der Abhängigkeit und 
der fortgesetzten Unterordnung unter 
imperialistische Interessen zu befreien.“ 

Der Parteitag wählte einen neuen 
Parteivorstand. Die Hälfte des Partei¬ 
vorstands gehört dem Gremium zum 
ersten Mal an. Die CPI vollzog so einen 
Generationswechsel, in dem nun jünge¬ 
re Kommunistinnen Leitungsfunktio¬ 
nen übernehmen. 

Einige Wochen vor ihrem Partei¬ 
tag startete die CPI ihre Kampagne für 
öffentlichen Wohnungsbau. Im Mittel¬ 
punkt der Kampagne steht das Recht 
auf ein anständiges, sicheres Zuhause 
für jeden. Die bisherige Wohnungs¬ 
baupolitik der irischen Regierung war 
darauf ausgelegt, die Taschen von Ver¬ 
mietern, Bauunternehmern und Kapi¬ 
talverleihern zu füllen. Die Kampagne 
hat dagegen vier Hauptforderungen 
formuliert: 

★ das Recht auf universell zugängli¬ 
chen, für jeden Bürger verfügbaren öf¬ 
fentlichen Wohnraum 

★ ein Gesetz zum Schutz von Mietern, 
zur Kontrolle der Mieten und zur Siche¬ 
rung von Mietverhältnissen 


★ ein Verbot von Zwangsräumungen, 
bis der Staat allen Bürgern Wohnraum 
aus öffentlicher Hand zur Miete anbie¬ 
ten kann 

★ ein Referendum, das Recht auf Un¬ 
terbringung im öffentlichen Wohnraum 
in die Verfassung Irlands auf nimmt 

Der künstlich herbeigeführten Woh¬ 
nungskrise in Irland setzt die Kampag¬ 
ne ein Konzept entgegen, in dem öffent¬ 
licher Wohnraum allen zur Verfügung 
stehen soll, die dies wünschen - unab¬ 
hängig vom individuellen Einkommen. 
Dies verhindert auch die Ghettoisie- 
rung in den sogenannten Sozialbau¬ 
vierteln und die Stigmatisierung der 


dort lebenden Familien. Ein Nebenef¬ 
fekt des Wohnhaus in staatlicher Hand 
wäre die Beendigung der Scheinselbst¬ 
ständigkeit und prekären Beschäftigung 
im Bausektor. 

Ziel der Kampagne ist es, dass rund 
60 Prozent der irischen Bevölkerung 
in öffentlichem Wohnraum leben. Dies 
hätte verheerende Auswirkung auf die 
Profite von Spekulanten, da die Immo¬ 
bilienpreise erst fallen und sich dann 
stabilisieren würden. Geht es nach der 
CPI, wird der Wohnungsbau dann das 
erzielen, was er sollte: Ein Zuhause für 
alle, nicht Profit für wenige. 

Melina Deymann 


Ab in die Wüste 

Abschiebungen ä la Otto Schily 

Berlin und Paris treiben die Massenab¬ 
schiebung von Flüchtlingen aus Libyen 
voran und wollen nicht abschiebbare 
Flüchtlinge in Lagern in zwei Wüsten¬ 
staaten Nordafrikas festsetzen. Dies ha¬ 
ben Kanzlerin Merkel und Präsident Ma- 
cron gemeinsam mit weiteren Staats- und 
Regierungschefs aus Europa und Afrika 
beschlossen. Demnach sollen Mitarbeiter 
des UNHCR und der International Or¬ 
ganization for Migration (IOM) Migran¬ 
ten in Libyen überprüfen. Wer politische 
Fluchtgründe geltend machen kann, wird 
in Lager in Niger und Tschad gebracht 
und kann in europäische und außereu¬ 
ropäische Länder weiterverteilt werden. 
Alle anderen werden auf Kosten afrika¬ 
nischer Staaten in ihre Herkunftsländer 
gebracht. Mit dem Vorstoß kommen Kon¬ 
zepte zum Tragen, wie sie in Australien 
gegen Protest der UNO und verschiede¬ 
ner Menschenrechtsorganisationen prak¬ 
tiziert werden und wie sie der damalige 
Bundesinnenminister Otto Schily (SPD) 
schon 2004 vorgeschlagen hat. Zu ihrer 
Umsetzung ist ein Militäreinsatz in Liby¬ 
en im Gespräch.Bereits das Abkommen 
mit der Türkei weist Parallelen mit dem 
australischen Modell auf. Zwar dürfen 
Flüchtlinge formal in Griechenland Asyl 
beantragen, können jedoch jederzeit in 
die Türkei als „sicheres Drittland“ ab¬ 
geschoben werden. Dort sitzen sie dann 
fest. german-foreign-policy.com 
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Wehrmachtssoldat vor einem Schild 
an einem Holzhaus„Nach Stalingrad! 
(21.6.1942) 




Mit Stalingrad kam die Wende 




I m Sommer und Herbst 1941 schien es, dass trotz des 
heroischen Widerstandes der Sowjetarmee, der ille¬ 
galen Kämpfer und der entstehenden Partisanenbe¬ 
wegung die faschistische Führung mit ihrer Blitzkriegs¬ 
strategie Erfolg haben könnte. Doch am 5. Dezember 
1941 begannen vor Moskau die sowjetischen Truppen 
eine groß angelegte Gegenoffensive. Die Okkupanten 
mussten sich zurückziehen. 

Im Sommer 1942 gelang es ihnen jedoch - dieses 
Mal in der südlichen Hauptangriffsrichtung - die Initi¬ 
ative zurückzugewinnen. Am 30. Juni fiel nach 250 Ta¬ 
gen anhaltendem Widerstand Sewastopol und damit 
die Krim. Die Faschisten besetzten das Donezkbecken, 
erreichten den Donbogen und bedrohten unmittelbar 
Stalingrad, dessen Einnahme die zentralen Gebiete der 
UdSSR vom Süden abgetrennt hätte. 

Gleichzeitig stießen die faschistischen Truppen 
zum Nordkaukasus vor. Ihnen gelang es während der 
15 Monate bis zum Oktober 1943 andauernden Kämp¬ 
fe jedoch nicht die Erdölfeldern am Kaspischen Meer 
zu erreichen. Das war von wesentlicher strategischer 
Bedeutung. 

In die Geschichte aber ist vor allem die Schlacht 
um Stalingrad eingegangen. Am 17. Juli 1942 begann 
der Angriff der faschistischen Wehrmacht und der mit 
ihr verbündeten Truppen aus Rumänien, Italien, Kro¬ 
atien und Ungarn. Am 23. August gelang es den fa¬ 
schistischen Truppen nördlich der Stadt die Wolga zu 
erreichen. Der Versuch, sofort in die Stadt einzudrin¬ 
gen, misslang. 

In Stalingrad wurden Verteidigungsanlagen und 
Barrikaden gebaut. Die Betriebe setzten die Produk¬ 
tion von Waffen und Kampftechnik fort. Aus dem Hin¬ 
terland kam Verstärkung und Kriegsgerät. Ab Ende 
August koordinierte Armeegeneral G. K. Schukow, der 
Stellvertreter des Obersten Befehlshabers, die Vertei¬ 
digung der Stadt. Die sowjetischen Truppen verteidig¬ 
ten jeden Betrieb, jede Straße, jedes Haus, jedes Stock¬ 
werk. 

Mitte November war die Angriffskraft der deut¬ 
schen Truppen erschöpft. Sie hatten ungefähr 700 000 
Mann an Gefallenen und Verwundeten zu beklagen, 
mehr als 2 000 Geschütze, 1 000 Panzer und 1400 Flug¬ 
zeuge verloren. Doch auch die Lage der sowjetischen 
Einheiten war teilweise schwierig. Der Schriftsteller 
und Journalist Boris Polewoi schrieb in seinen Erin¬ 
nerungen „Die Reportagen meines Lebens“: „Die Di¬ 
visionen, die den schmalen Streifen Land entlang der 


Wolga verteidigten, wurden aus der Luft mit Muni¬ 
tion und Verpflegung versorgt. Die schweren Ballen 
mit den Waffen landeten an Ort und Stelle, während 
die Verpflegung vom heimtückischen ,Kalmücken’ (ein 
stürmischer Nordwind - nh) meist zum Gegner abge¬ 
trieben wurde, und die Deutschen, die damals noch 
keine Ahnung hatten, welche Tragödie auf sie zukam, 
grölten schadenfroh durch Blechmegaphone herüber: 
,He, Iwan! Deinen Speck futtern wir. Schmeckt prima 
... Danke.’“ Unter diesen sowjetischen Truppenteilen 
kursierte damals ein Schreiben, das als „Schwur der 
Stalingrader“ bekannt wurde. Polewoi schrieb: „In die¬ 
ser außerordentlich schwierigen Zeit, da die Haupt¬ 
feldwebel nur eine Hungerration zuteilen konnten, 
wanderten durch die in die gefrorene Erde gehack¬ 
ten Unterstände, Gräben und Schützenlöcher Listen 
mit einem an das Zentralkomitee der Partei gerich¬ 
teten Brief, der den Schwur enthielt, die Stellung bis 
zum letzten Blutstropfen zu halten, durchzuhalten, den 
Feind nicht an die Wolga heranzulassen und dieses im 
Bürgerkrieg mit Ruhm bekränzte Stück Land.“ ( Boris 
Polewoi, Die Reportagen meines Lebens. Erinnerungen, 
Berlin 1981, S. 210/211) - Und so kämpften sie auch. 
Der Feind kam keinen Schritt weiter. 

Inzwischen hatte das sowjetische Oberkommando 
bedeutende Reserven zusammengezogen. Der noch 
eine Million Mann starken deutschen Gruppierung 
standen nun ebenso viele Sowjetsoldaten gegenüber. 
Deutsche Kommunisten und antifaschistische deutsche 
Offiziere riefen während der Stalingrader Schlacht aus 
den vordersten sowjetischen Schützengräben die Sol¬ 
daten der Wehrmacht auf, den sinnlosen Kampf ein¬ 
zustellen. 

Am 19./20. November begann die sowjetische Ge¬ 
genoffensive bei Stalingrad. Innerhalb von drei Tagen 
schlossen die sowjetischen Truppen über 230 000 Mann 
der-6. Armee unter General Friedrich Paulus ein. Sehr 
bald war die Lage der eingeschlossenen Truppen hoff¬ 
nungslos. Ehrenvolle sowjetische Kapitulationsange¬ 
bote wurden auf ausdrücklichen Befehl Hitlers abge¬ 
lehnt. Die Reste der eingeschlossenen faschistischen 
Truppen in Stalingrad ergaben sich am 2. Februar 1943. 

Eine solche Niederlage hatte die lange siegreiche 
faschistische Wehrmacht noch nicht erlebt. Der Aus¬ 
gang der Stalingrader Schlacht brachte eine radikale 
Wende nicht nur im Großen Vaterländischen Krieg, 
sondern im gesamten Verlauf des zweiten Weltkrieges. 

nh 
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Klaus Wagener zur Kriegsgefahr in Ostasien 

Spiel mit dem atomaren Feuer 


E s war so etwas Ähnliches wie der 
Sputnik-Schock 2.0. Nach Anga¬ 
ben des südkoreanischen Vertei¬ 
digungsministeriums habe die Korea¬ 
nische Demokratische Volksrepublik 
(KDVR) am 28. November 2017 eine 
Hwasong-15-Interkontinentalrakete 
abgefeuert, die bei Abschuss unter dem 
Standardwinkel 13 000 km weit fliegen 
könne, was bedeute, dass sie die Ostküs¬ 
te der USA, also Washington DC und 
New York erreichen könne. 

Die ökonomischen und militärischen 
Drohungen aus Washington ließen nicht 
lange auf sich warten. Mit einem Groß¬ 
manöver „Vigilant Ace“ trainieren die 
USA und Südkorea den Luftkrieg ge¬ 
gen die KDVR. US-Sicherheitsberater 
H.R. McMaster drohte, jeden Tag wach¬ 
se die Gefahr eines Krieges. Die Volksre¬ 
publik und natürlich auch die VR China 
ist von einer ganzen Kette von mehr als 
400 US-Stützpunkten umzingelt. Dazu 
kommen Flugzeugträgerkampfgruppen, 
strategische Bomber und permanente 


Großmanöver mit der südkoreanischen 
Armee. Das konventionelle wie das ato¬ 
mare Drohpotential ist gewaltig. Jenseits 
der Rhetorik bedroht natürlich nicht die 
KDVR die USA, sondern umgedreht. 
Den etwa 7 000 atomaren US-Gefechts- 
köpfen und den dazugehörigen hochent¬ 
wickelten Trägermitteln (Flugzeuge, Ra¬ 
keten, U-Boote) stehen etwa 10 bis 20 
der Volksrepublik und ein sehr kleines 
Raketenprogramm gegenüber. Beides 
noch im Aufbau. 

Das US-Imperium hat in Konflik¬ 
ten mit widersetzlichen Staaten immer 
die Machtandrohung eskaliert - bis 
hin zum Krieg und letztlich zum ato¬ 
maren Overkill. Die „Logik“ dahinter 


heißt: Man kann gegen einen rationalen 
Spieler nicht verlieren, wenn man bereit 
ist, jedes Risiko zu gehen, den Einsatz 
gewissermaßen jeweils zu verdoppeln. 
Diese Vabanque-Strategie hat beispiels¬ 
weise in der Kuba-Krise selbst gegen 
die Sowjetunion funktioniert. 

Im Falle der KDVR stößt diese „Lo¬ 
gik“ an ihre Grenzen. Die Lehre aus Irak 
und Libyen heißt: Eine atomares Klein- 
beigeben ist keine Lösung. Die Zerstö¬ 
rung kommt so oder so. Die Führung in 
Pjöngjang weiß seit 1953 sehr genau, was 
das bedeutet. „Wir brannten jedes Dorf 
in Nordkorea herunter, ganz gleich, und 
brachten etwa 20 Prozent der Bevölke¬ 
rung um, entweder direkt oder infolge 


von Hunger oder Schutzlosigkeit“, rühm¬ 
te sich später US-Luftwaffenchef Curtis 
LeMay. LeMay war es auch, der Vietnam 
in die Steinzeit zurückbomben wollte. 

Die Volksrepublik hatte 1985 den 
Atomwaffensperrvertrag unterschrieben 
und Kontrollen erlaubt. Nach „9/11“ lan¬ 
dete aber auch die KDVR auf der Liste 
der „Schurkenstaaten“ und wurde Teil 
der „Achse des Bösen“. Mit dem Irak- 
Krieg war klar, was das bedeutete. 2006 
begannen in der Provinz Hamgyong- 
pukto die ersten öffentlich bestätigten 
Kernwaffentests. Die Führung in Pjöng¬ 
jang hat ganz offensichtlich kein Inter¬ 
esse, wie Saddam Hussein am Galgen zu 
enden oder wie Muammar al-Gaddafi 


erschlagen zu werden. Ihre Strategie be¬ 
steht darin den „Preis“ so hoch zu trei¬ 
ben, dass er für das Imperium zu hoch 
wird. Zu Hilfe kommt ein massives Inter¬ 
esse in der Region, auch ein strategisches 
Interesse Chinas und Russlands, es nicht 
zu der von den Hardlinern in Washington 
angekündigten „völligen Vernichtung“ 
der KDVR kommen zu lassen. 

Die Situation ist deshalb so gefähr¬ 
lich, weil das Droh- und Sanktionspo¬ 
tential des Imperiums unterhalb der 
Kriegsschwelle weitgehend ausge¬ 
schöpft ist und eine weitere Niederlage 
nach Syrien in Washington inakzeptabel 
erscheint. Schon im Korea-Krieg 1950- 
53 forderte Oberbefehlshaber Doug¬ 
las McArthur den Einsatz der Bombe. 
Angesichts der Lage heute ist schwer 
vorstellbar, wie ein neuer Korea-Krieg 
konventionell und territorial auf Nord¬ 
korea begrenzt bleiben könnte. Was al¬ 
lerdings, angesichts der Erfahrungen 
der 1950er Jahre, schon dramatisch ge¬ 
nug wäre. 



Eine „progressive Agenda in Europa“ - das ist ein Grund, um verträumt zum Horizont zu schauen. Alexis Tsipras - hier 
der linke Träumerblick - sieht jetzt die Gelegenheit dafür. Er hat in der letzten Woche in einer SMS beschrieben, worin 
für ihn eine „wahrhaft linke und fortschrittliche Position“ besteht:„Nicht darin, die eigene Identität möglichst sauber zu 
halten, sondern für wirkliche Veränderungen und Reformen zu kämpfen, im Interesse der Vielen.“ Und er erklärt in dieser 
SMS - internationale Solidarität! - einem deutschen Freund, wie es möglich ist, „für notwendige progressive Reformen 
und die Demokratisierung Europas zu streiten“. 

Der deutsche Freund ist der designierte Minister für irgendwas, Martin Schulz, mit zartem Lächeln rechts im Bild. Was 
rät Tsipras seinem Freund, um für „progressive Reformen zu streiten“? Schulz soll eine große Koalition bilden. Zumindest 
lernen wir daraus, dass Tsipras seine Identität als Sozialdemokrat inzwischen blitzsauber hält. om 


Sorgen einer Minderheit 

Ein Vorstoß des CDU-Wirtschaftsrats • Kolumne von Beate Landefeld 


Lucas Zeise zum Wunder von Brüssel 

Gelockerte Zügel 


Der CDU-Wirtschaftsrat ist nicht ir¬ 
gendwer. Die in ihm zusammenge¬ 
schlossenen rund 11 000 Unternehmer 
sind der organisierte Kern des Wirt¬ 
schaftsflügels der politischen Haupt¬ 
partei des deutschen Monopolkapitals. 
Den vom Wirtschaftrat jährlich aus¬ 
gerichteten Wirtschaftstag der Union 
nannte das Handelsblatt einmal die 
„Jahreshauptversammlung der deut¬ 
schen Wirtschaft“. Die Führungsgremi¬ 
en des Wirtschaftsrats sind mit Vertre¬ 
tern des Monopolkapitals besetzt. Wer¬ 
ner M. Bahlsen, einer der 500 reichsten 
Deutschen, steht an der Spitze. Die Fra¬ 
ge „Was macht der Wirtschaftsrat? “be¬ 
antwortet die Homepage des Zusam¬ 
menschlusses wie folgt: „Die Führungs¬ 
kräfte der Wirtschaft sind zahlenmäßig 
immer eine Minderheit. Um ihre be¬ 
rechtigten Anliegen dennoch durchset¬ 
zen zu können, müssen sie über bessere 
Informationen, eine bessere Organisa¬ 
tion und bessere Argumente verfügen 
als andere.“ Das allerbeste Argument 
dürfte dabei die ökonomische Macht 
der „Führungskräfte“ sein. 

Am gleichen Tag als die Medien 
nach Bellevue schauten, wo Präsident 
Steinmeier die Spitzen von CDU, CSU 
und SPD empfing, um ihnen ihre „Ver¬ 
antwortung für das Staatswohl“ klar¬ 
zumachen, empfahl das Präsidium des 
CDU-Wirtschaftsrats einstimmig, „die 
Option einer Minderheitsregierung 
unter der Führung von Angela Merkel 
ernsthaft zu prüfen und nicht vorschnell 
erneut in eine ,große 4 Koalition zu ge¬ 
hen“. Für seine Empfehlung hat der 
Wirtschaftsrat Argumente: „Eine ,gro¬ 
ße 4 Koalition wird nach allem, was wir 


von den Sozialdemokraten hören, nur 
um den Preis weiterer unbezahlbarer 
Leistungsversprechen in der Sozialpo¬ 
litik zu bekommen sein.“ Dieses Geld 
werde stattdessen für Bildung und In¬ 
novation gebraucht. 

Das „Staatswohl“ definiert der 
CDU-Wirtschaftsrat nicht als ver- 



Beate Landefeld 


meintliche Regierungsstabilität durch 
die sichere Mehrheit einer GroKo. 
Vielmehr könne gerade der Zwang der 
Regierung, immer wieder um Mehr¬ 
heiten zu ringen, „erheblich zur Über¬ 
windung der Politikverdrossenheit in 
Deutschland beitragen und die par¬ 
lamentarische Demokratie stärken“. 
Demgegenüber würde eine weitere 
große Koalition, so der Wirtschaftsrat, 
die Volksparteien CDU/CSU und SPD 
weiter schwächen, deren Wähleranteil 
schon jetzt zusammen nur noch bei gut 
50 Prozent liege. Der CDU drohe sogar 


die Gefahr, bei der nächsten Wahl un¬ 
ter 30 Prozent abzurutschen. „Den Nut¬ 
zen hätten die Ränder rechts und links.“ 
Eine solche „parteipolitische Polarisie¬ 
rung und Spaltung“ widerspreche „den 
grundlegenden staatspolitischen Inter¬ 
essen unseres Landes“. So argumentier¬ 
te bis vor Kurzem auch Martin Schulz. 

Ist der Vorstoß des CDU-Wirt¬ 
schaftsrats ernst gemeint oder nur als 
Druckmittel gedacht, um der SPD zu si¬ 
gnalisieren, sie sei entbehrlich und möge 
ihre Wünsche herunterschrauben? Mar¬ 
tin Schulz jedenfalls hat die Steilvorlage 
von ungewohnter Seite nicht genutzt, 
um seine bisher geäußerten Argumente 
gegen die GroKo zu stützen. Er forder¬ 
te „mehr Zeit“ für das Nachdenken der 
SPD. Die CDU-Spitzen schwiegen zur 
Erklärung ihres Wirtschaftsrats, zumin¬ 
dest öffentlich. Volker Kauder empfahl, 
der SPD „Zeit“ zu geben. Bürgerliche 
Medien wussten von Signalen des fran¬ 
zösischen Präsidenten Macron und des 
griechischen Ministerpräsidenten Tsi¬ 
pras an Martin Schulz zu berichten. Es 
sei darum gegangen, wie die SPD in der 
Bundesregierung „europäische Refor¬ 
men“ anstoßen könne. Offenbar wird 
die EU-Karte gespielt, um Widerstän¬ 
de gegen die große Koalition innerhalb 
der SPD zu brechen. 

Angela Merkel fährt wie gewohnt 
„auf Sicht“. SPD-Abgeordnete wollen 
statt Neuwahlen ihren Parlamentssitz 
halten. Sollte der CDU-Wirtschaftsrat 
also ernsthaft gegen eine GroKo-Neu- 
auflage sein, weil er sich um die lang¬ 
fristige Bindekraft der bürgerlich-parla¬ 
mentarischen Ordnung sorgt, dann hat 
er derzeit zu wenig Zuhörer. 


Mario Centeno ist zum Chef der „Eu¬ 
rogruppe“ gewählt worden. Centeno ist 
im Hauptberuf Finanzminister in Lissa¬ 
bon, und die Eurogruppe ist die inoffi¬ 
zielle Regierung der Eurozone, also die 
Versammlung der Finanzminister aus 
den Ländern, die an der Währungsunion 
teilnehmen. Die Finanzminister treffen 
sich mindestens einmal im Monat. Der 
EU-Verfassung nach gibt es das Gremi¬ 
um nicht. Aber es ist offensichtlich, dass 
zur Bewältigung der zahlreichen ökono¬ 
mischen Probleme wie Bankenkrisen, 
Staatsschulden, Steuerfragen und Kapi¬ 
talflucht ein Entscheidungsgremium not¬ 
wendig ist. Es gewann an Bedeutung vor 
allem durch die Euro-Staatsschuldenkri¬ 
se, in deren Verlauf Irland, Zypern, Grie¬ 
chenland, Portugal und Spanien direkt 
unter Kuratel gestellt wurden. Zum in¬ 
formellen Herrn dieses Gremiums wur¬ 
de der deutsche Finanzminister Wolf¬ 
gang Schäuble. Sein Hilfsknecht war ein 
gewisser Jeroen Dijsselbloem, formal 
Sozialdemokrat, aber zugleich neolibe¬ 
raler Überzeugungstäter in einer rechts- 
und neoliberalen niederländischen Re¬ 
gierung. In der letzten Parlamentswahl 
wurden die niederländischen Sozialde¬ 
mokraten platt gemacht und Dijsselblo¬ 
em verlor endlich seinen Job. 

Centeno ist seit 2015 Finanzminister 
in Portugal, als die rechtskonservative 


Eh wurscht 

In Bayern gibt es einen neuen Minister¬ 
präsident. Wäre Bayern nicht Bayern, 
wäre der Personalwechsel in einem Bun¬ 
desland, innerhalb einer Partei eine Mel¬ 
dung wert, aber mehr nicht. Aber Bayern 
ist nun mal Bayern. 

Was wird sich politisch ändern? 
Nichts. Denn bei Machtkämpfen in der 
CSU geht es nicht um Richtungsent¬ 
scheidungen, um ein Ringen verschie¬ 
dener Flügel um die richtige Linie, son¬ 
dern es geht ganz schlicht um Macht. Ob 
Söder, Seehofer, Beckstein oder Stoiber, 
die politische Linie ist klar. Eine Politik 
für die Großkonzerne verbunden mit 
einem propagandistischen Abfeiern 
des Mittelstandes. Dieser „Mittelstand“ 
kann sich dann mit einem gottähnlichen 
Vertrauen in die CSU von den Mono¬ 
polisten schröpfen und wenn nötig zer¬ 
drücken lassen. Flankiert wird das ganze 
von einer rassistischen Law-and-Order- 
Politik, versumpft in einem bäuerlich-gut 
bürgerlichen Zerrbild. 

Den Machterhalt der CSU in Bayern 
liefert nicht die Politik, die die Partei be¬ 
treibt, sondern der Umstand, dass sie bei 
jeder, auch noch so kleinen, Schweine¬ 
rei mit dabei ist. Sei es ein Flughafen¬ 
ausbau, der Bau eines Hotels in einem 
Naturschutzgebiet oder die Baugeneh¬ 
migung für ein Häuschen auf Schwemm- 


Regierung Passos Coelho abgewählt 
worden war. Die Sozialdemokraten 
bildeten ein Minderheitskabinett, das 
von den Kommunisten und Linkssozi¬ 
alisten geduldet wird und dessen Pro¬ 
gramm darin besteht, die von Brüssel 
und Berlin verordnete antisoziale Poli¬ 
tik dem Volk nicht in voller Härte zu¬ 
zumuten, sondern sie etwas zu dämp¬ 
fen. Das Wunder besteht nun nicht 
darin, dass diese Politik ökonomische 
Erfolge mit leicht anziehenden Wachs¬ 
tumsraten hatte, sondern dass der por¬ 
tugiesische Ungehorsam von Schäuble, 
Djisselbloem und den Finanzmärkten 
toleriert wurde. Den Griechen wurde 
Ähnliches in einer ganz ähnlichen Si¬ 
tuation nicht gestattet. 

Nun wird dieser kompromissleri¬ 
sche Kurs sogar mit dem Segen Schäub¬ 
les und der deutschen Noch-Regierung 
geadelt, die sich für Centeno als Eu¬ 
rogruppenchef ausgesprochen haben. 
Sollte hier Einsicht eingekehrt sein, 
dass die deutsche Herrschaft über Eu¬ 
ro-Europa nicht automatisch gesichert 
ist und ab und zu einer Lockerung der 
Zügel bedarf? Ein Kurs des Lächelns 
also, der weniger Rücksicht auf CDU- 
Hinterbänkler, AfD-Propaganda und 
die FDP nimmt und den Regierenden 
in den anderen Eurostaaten etwas mehr 
Spielraum lässt. 


land, überall ist mindestens ein CSU-Par- 
teibuch-Träger dabei und regelt „unbü¬ 
rokratisch“ etwaige Schwierigkeiten mit 
Ämtern, Verbänden und jedem, der sich 
noch quer stellt. So ist es nicht verwun¬ 
derlich, dass die CSU in Ballungsräumen, 
wo die Unterschrift unter ein offizielles 
Dokument mehr wiegt als der Hand¬ 
schlag, traditionell schwach ist und auf 
dem platten Land stark. 

Sollte es jemals in Bayern unter ka¬ 
pitalistischen Bedingungen zu einem 
Machtwechsel kommen, dann würde 
eine Massenpanik in den Wirtshäusern, 
Golfplätzen und Biergärten ausbrechen. 
Nicht weil eine SPD oder eine AfD etwas 
grundsätzlich ändern würde, sondern es 
bestände die entfernteste Möglichkeit, 
dass überlegt würde, ob man die Vettern¬ 
wirtschaft angehen sollte. Das würde in 
Bayern bei den anständigsten Damen 
und Herren der Gesellschaft vom kleins¬ 
ten, drei Häuser zählenden Nest bis nach 
München-Bogenhausen unweigerlich 
die schlimmsten Höllenphantasien von 
Wasser und Brot im Kerker hervorrufen. 

Ob Seehofer oder Söder kann einem 
herzlich wurscht sein. Unterhaltsam ist 
es trotzdem, weil im CSU-Kosmos die 
Nachfolge nie demokratisch und trans¬ 
parent abläuft, sondern immer mit allerei 
Schmutzeleien vor sich geht. 


Christoph Hentschel über den Personalwechsel in Bayern 
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Aufbruch in gesellschaftliches Neuland 

Aus einem Vortrag von Bruno Mahlow zur Oktoberrevolution 


D ie Oktoberrevolution wurde 
zur entscheidenden Welten¬ 
wende in der Geschichte der 
Menschheit. Die damalige Generati¬ 
on war erfüllt von der Hoffnung und 
der Absicht, auf dem Weg zum Kom¬ 
munismus möglichst schnell voran¬ 
zuschreiten. Dem Sowjetstaat wurde 
jedoch keine Zeit und kein Frieden 
gegeben, sich auf den schöpferischen 
Prozess mit ausgewogenen Vorstel¬ 
lungen zu konzentrieren. Der Ausnah¬ 
mezustand bedingte eine lange Über¬ 
gangsphase zu einem frühen Sozialis¬ 
mus. Die kapitalistische Umkreisung, 
das Ausbleiben der Weltrevolution ist 
aber nur einer der zu berücksichtigen¬ 
den Faktoren. Ein weiterer bestand 
darin, dass es zwar Grundpositionen 
für den Übergang zur Aufbauphase 
eines neuen Staates nach der Macht¬ 
ergreifung gab, aber keine ganzheit¬ 
liche Theorie des sozialistischen Auf¬ 
baus. Es dominierte die Vorstellung 
von einem raschen Übergang zu einer 
konfliktfreien Gesellschaft, bei der es 
nicht auf Gewaltenteilung ankam. Es 
offenbarte sich auch, dass Revolutio¬ 
näre, wenn sie an die Macht kommen, 
teilweise den gleichen Traditionen 
und Methoden unterliegen, gegen die 
sie früher gekämpft haben. 

Die praktischen Erfahrungen der 
Entwicklung des Sowjetstaates ver¬ 
mitteln u.a. drei entscheidende Leh¬ 
ren: 

1. Es ist kein Sozialismus möglich 
ohne einen bestimmten Bewusstseins¬ 
stand der Gesellschaft. Es bleibt da¬ 
bei: Sozialismus als Wissenschaft zu 
verstehen und zu gestalten, bedeutet 
nicht schlechthin nur die Verbreitung, 
sondern auch die Vergesellschaftung 
des Wissens. Damit verbunden ist die 
Forderung, mit den Kenntnissen der 
Theorie auch das Wissen um die Ge¬ 
schichte als notwendig zu erachten. 
(vgl. auch das Interview mit der ku¬ 
banischen Philosophin Isabel Monal, 
„junge Welt“ vom 1./2. April 2017) 

2. Während die Macht durch eine 
Minderheit und in vielen Fällen mili¬ 
tärisch errungen werden kann, bedarf 
der sozialistische Aufbau einer akti¬ 
ven Teilnahme der Mehrheit der Ge¬ 
sellschaft. Wunschdenken, Improvisa¬ 
tion reichen nicht aus. Sozialistischer 
Aufbau fordert den ganzen Menschen 
viel mehr, als alle vorangegangenen 
Gesellschaftsformationen. 

3. Die entscheidende Rolle der 
Ökonomie. Albert Einstein verwies 


in seinem Artikel „Warum Sozialis¬ 
mus?“ („Why Socialism?“ veröffent¬ 
licht erstmals 1944 in der ersten Aus¬ 
gabe der Zeitschrift „Monthly Re¬ 
view“) auf solche charakteristischen 
Merkmale des Kapitalismus, wie Ar¬ 
beitslosigkeit, ständige Angst vor dem 
Verlust der Arbeit, Folgen des techno¬ 
logischen Fortschritts usw. „Das Ge¬ 
winnmotiv ist in Verbindung mit der 
Konkurrenz zwischen den Kapitalis¬ 
ten für Instabilität in der Akkumu¬ 


lation und Verwendung des Kapitals 
verantwortlich und dies bedeutet zu¬ 
nehmende Depressionen. Unbegrenz¬ 
te Konkurrenz führt zu einer riesigen 
Verschwendung von Arbeit und zu 
dieser Lähmung des sozialen Bewusst¬ 
seins von Individuen. 

Diese Lähmung des Einzelnen 
halte ich für das größte Übel des Ka¬ 
pitalismus. Ich bin davon überzeugt, 
dass es nur einen Weg gibt, dieses los¬ 
zuwerden, nämlich den, ein sozialisti¬ 
sches Wirtschaftssystem zu etablieren, 


begleitet von einem Bildungssystem, 
das sich an sozialen Zielsetzungen ori¬ 
entiert. In solch einerWirtschaft gehö¬ 
ren die Produktionsmittel der Gesell¬ 
schaft selbst und ihr Gebrauch wird 
geplant. Eine Planwirtschaft, die die 
Produktion auf den Bedarf der Ge¬ 
meinschaft einstellt, würde die durch¬ 
zuführende Arbeit unter all denjeni¬ 
gen verteilen, die in der Lage sind, zu 
arbeiten, und sie würde jedem Mann, 
jeder Frau und jedem Kind einen Le¬ 


bensunterhalt garantieren. Die Bil¬ 
dung hätte zum Ziel, dass die Indivi¬ 
duen zusätzlich zur Förderung ihrer 
eigenen angeborenen Fähigkeiten ei¬ 
nen Verantwortungssinn für die Mit¬ 
menschen entwickeln, anstelle der 
Verherrlichung von Macht und Er¬ 
folg in unserer gegenwärtigen Gesell¬ 
schaft. 

Dennoch ist es notwendig festzu¬ 
halten, dass eine Planwirtschaft noch 
kein Sozialismus ist. Eine Planwirt¬ 
schaft als solche kann mit der totalen 


Versklavung des Individuums einher¬ 
gehen. Sozialismus erfordert die Lö¬ 
sung einiger äußerst schwieriger so- 
zio-politischer Probleme. Wie ist es 
angesichts weitreichender Zentrali¬ 
sierung politischer und ökonomischer 
Kräfte möglich, eine Bürokratie daran 
zu hindern, allmächtig und maßlos zu 
werden? Wie können die Rechte des 
Einzelnen geschützt und dadurch ein 
demokratisches Gegengewicht zur 
Bürokratie gesichert werden?“ 

Keinen Zweifel gibt es unter Mar¬ 
xisten darüber, dass die politische 
Ökonomie, d.h. die von Marx geschaf¬ 
fene Theorie der kapitalistischen Pro¬ 
duktionsweise, eine Wissenschaft ist. 
Marx konnte sich auf sich über Jahr¬ 
hunderte hinziehende Entwicklung 
des Kapitalismus stützen. Die öko¬ 
nomische Praxis auf sozialistischem 
Wege vermochte noch nicht zu einer 
in sich geschlossenen Politökonomie 
des Sozialismus führen. Dazu bedarf 
es einer historisch längeren Zeit und 
der Reife in der Praxis. Die Verände¬ 
rung der Eigentumsverhältnisse war 
eine Grundvoraussetzung für den 
Aufbau einer sozialistischen Produk¬ 
tionsweise. Aber sie allein bedurfte ih¬ 
rer weiteren Ausgestaltung und prak¬ 
tischen Erprobung. 

In jedem Falle ist die Wirtschaft 
das entscheidende Feld, auf dem sich 
die sozialistische Gesellschaft bewei¬ 
sen muss. Sie musste das bisher unter 
Bedingungen, dass drei Viertel der 
Weltwirtschaft vom Kapital domi¬ 
niert wurde. Dieser Faktor und sei¬ 
ne Bedeutung für das internationa¬ 
le Kräfteverhältnis wurde in der Be¬ 
wertung sowohl der gesellschaftlichen 
Entwicklung der einzelnen sozialisti¬ 
schen Staaten, als auch in der Weltpo- 
litik nicht gebührend berücksichtigt. 

Dies ist auch von Bedeutung für 
das Erkennen des Stellenwerts des 
Kampfes um den Frieden in der heu¬ 
tigen Zeit. Das „Dekret über den 
Frieden“ war eine der Hauptlosun¬ 
gen der Oktoberrevolution. Es mach¬ 
te deutlich, dass der Aufbruch in ge¬ 
sellschaftliches Neuland, in einer aus¬ 
beutungsfreien Gesellschaft, zugleich 
der Beginn eines Ringens um die 
Abschaffung von Kriegen als Geißel 
der Ausbeutergesellschaft war. Clara 
Zetkin bewertete die Friedensfrage 
als Kraftprobe der Macht und Breite 
der revolutionären Bewegung, als eine 
Frage von Sein oder Nichtsein der Re¬ 
volution. Die Bolschewiki bestanden 


diese Kraftprobe. Sie hatten die Mas¬ 
sen hinter sich. Die provisorische Re¬ 
gierung der „Vaterlandsverteidiger“ 
scheiterte. 

Der Sowjetstaat hat in Auseinan¬ 
dersetzung mit Krieg und für den Frie¬ 
den einen entscheidenden Beitrag ge¬ 
leistet und auch die Hauptlast getra¬ 
gen. Der Teilnehmer der ungarischen 
Räterepublik und Philosoph Georg 
Lukäcs (1885-1971) erklärte: „... Ich 
ünde, dass die Sowjetunion mit allem, 
was man an ihr politisch und ideolo¬ 
gisch zu kritisieren hat - und ich habe 
mich nie zurückgehalten in dieser Kri¬ 
tik - zweimal die ganze Welt vor einer 
politisch-kulturellen Katastrophe zu¬ 
rückgehalten hat - mit dem entschei¬ 
denden Beitrag zum Sieg über Hitler 
und mit der Brechung des Atommo¬ 
nopols der USA.“ (Georg Lukäcs in 
„Einschätzung einer Lebensarbeit. 
Ein Gespräch mit Georg Lukäcs“ von 
Adalbert Reif, in „Die Zeit“ 10.4.1970) 

Mit der Oktoberrevolution un¬ 
mittelbar verbunden ist der bis heute 
anhaltende Kampf für den Frieden, 
für Abrüstung, für ein internationa¬ 
les System der Sicherheit. Eine ent¬ 
scheidende Voraussetzung für den 
Friedenskampf unter den heutigen 
Bedingungen ist das Erkennen des 
offensichtlichen sozialen Inhalts des 
Ringens um Frieden. 

Gestützt auf die Erfahrungen und 
Lehren der Oktoberrevolution stehen 
die Linken vor der Herausforderung, 
in einer grundsätzlich veränderten 
Weltlage in Vielem den Kampf für 
eine Alternative zum Kapitalismus, 
für eine sozialistische Gesellschaft 
neu zu beginnen. Erinnert sei an den 
Volkskommissar für Bildung und be¬ 
deutenden marxistischen Kulturpoli- 
tiker Anatolij Lunatscharski (1875- 
1933), der schrieb: „Ich glaube in ers¬ 
ter Linie an das Experiment. In der 
Aufbautätigkeit der Kommunisten in 
Russland erblicke ich ein Experiment 
von gewaltigem Ausmaß. Hierbei bin 
ich der Ansicht, dass es unter den un¬ 
günstigsten Verhältnissen in einem 
armseligen Laboratorium ausgeführt 
wird. Sollte es daher mit einem Miss¬ 
erfolg enden, so würde das für mich 
als Naturforscher noch nicht die Un¬ 
möglichkeit eines Erfolges des glei¬ 
chen Versuchs in einem reicher aus¬ 
gestatteten Laboratorium beweisen.“ 

Bruno Mahlow ist Mitglied des Ältes¬ 
tenrates der Partei „Die Linke“ 



Sie waren angetreten, um Frieden und Brot zu erkämpfen: Mitglieder des ersten 
Regiments der Roten Garden, aus denen später die Rote Armee hervorging 
(Herbst 1917, Petrograd). 


Karl Marx, der Zeit-Genosse 

Eine Biografie von Jürgen Neffe 


150 Jahre „Das Kapital“, 200 Jahre Karl 
Marx - zur Erinnerung an beide Jah¬ 
restage in 2017 und 2018 ist eine be¬ 
merkenswerte Marx-Biograüe erschie¬ 
nen. Ihr Autor Jürgen Neffe zeichnet 
das Leben des revolutionären Denkers, 
Demokraten und Kommunisten nach 
und interpretiert dessen großartiges 
Werk. Das geschieht dergestalt, dass 
uns Heutigen der Zweihundertjährige 
wie ein Zeit-Genosse erscheint - einer, 
dessen Projekt noch nicht abgeschlos¬ 
sen ist und weiterhin eine Herausfor¬ 
derung darstellt. In diesem Sinne lautet 
der Buchtitel: „Marx - Der Unvollen¬ 
dete“. 

Das Besondere an dieser Marx- 
Biografie ist die ideologische Unvor¬ 
eingenommenheit des Autors, gepaart 
mit der Bereitschaft, die theoretische 
und analytische Meisterleistung des 
Kritikers der politischen Ökonomie 
aus ihren historischen Bezügen im 
19. Jahrhundert und ihren dogmati¬ 
schen Verkrustungen im 20. Jahrhun¬ 
dert zu befreien. Jürgen Neffe kommt 
von den Naturwissenschaften her. Er 
studierte Physik und Biologie. Gear¬ 
beitet hat er als Journalist, veröffent¬ 
lichte Artikel in „Die Zeit“, schrieb für 
das Wissenschaftsjournal „Nature“, er¬ 
hielt den Egon-Erwin-Kisch-Preis, war 


Reporter, Kolumnist und Korrespon¬ 
dent beim „Spiegel“. 

Es ist diese besondere Kombi¬ 
nation von naturwissenschaftlicher 
Sozialisation und journalistisch¬ 
schriftstellerischem Talent, deren 
Einzigartigkeit den Autor und seine 
biografischen Arbeiten auszeichnet - 
nicht nur sein neuestes Werk über 
Karl Marx, sondern ebenso seine frü¬ 
her veröffentlichten Biografien (und 
Bestseller) über den Evolutionstheo¬ 
retiker Charles Darwin und über Al¬ 
bert Einstein, der die Relativitätsthe¬ 
orie entwickelt hat. 

Der Aufbau des Bandes über den 
„unvollendeten“, aber heute immer 
noch relevanten Marx und sein Werk 
geht chronologisch vor und ist in zwei 
Hauptteile gegliedert. Im ersten, der 
bis zur Revolution von 1848/49 reicht, 
werden die Trierer Kindheit und Ju¬ 
gend geschildert, das Studium in Bonn 
und Berlin, die Kölner Journalisten- 
zeit bei der „Neuen Rheinischen Zei¬ 
tung“ sowie das Exil in Brüssel und 
Paris. Der zweite Hauptteil betrifft die 
Zeit im Londoner Exil mit höchst le¬ 
senswerten Kapiteln über das Verhält¬ 
nis von Marx zu Bakunin, Lassalle und 
zur Sozialdemokratie, über die Pari¬ 
ser Commune und die Internationale, 


über die Armut im Hause Marx sowie 
über den fragilen Gesundheitszustand 
des Hausherrn. 

Um ein umfassendes Panorama 
der Persönlichkeit und des Werkes 
von Karl Marx zu schildern, hat Jür¬ 
gen Neffe zahlreiche Wissenschaftsfä¬ 
cher und Forschungszweige erschlos¬ 
sen: Philosophie und Ökonomie, Ge¬ 
sellschafts- und Zeitungswissenschaft, 
Sozial- und Kulturgeschichte, die For¬ 
schungen über Exil und Migration. Er 
zeichnet ein lebendiges und beflügeln¬ 
des Bild der Person von Marx, seiner 
Herkunftsfamilie und seiner Frau, 
der Schwiegereltern, seiner Töchter, 
seiner Freunde, Lehrer und geisti¬ 
gen Wegbereiter, seiner politischen 
und Zeitgenossen, insbesondere von 
Friedrich Engels, sowie seiner Kon¬ 
takte zur Arbeiterbewegung. 

Neben der Person und ihren bio¬ 
grafischen Spuren steht das zusam¬ 
men mit Engels geschaffene Lebens¬ 
und Arbeitswerk im Mittelpunkt der 
Biografie: die philosophischen Schrif¬ 
ten, die journalistischen Arbeiten, das 
„Kommunistische Manifest“, die Lehr¬ 
schriften und agitatorischen Pamphle¬ 
te, die Erarbeitung des politisch-histo¬ 
rischen, wirtschaftstheoretischen, in- 
dustrie- und handelsgeschichtlichen 


Materials und Wissensstandes seiner 
und der heutigen Zeit, schließlich 
die Niederschrift der „Grundrisse“ 
und die „Kritik der politischen Öko¬ 
nomie“. Neffe zeichnet auf fesselnde 
Weise die intellektuelle Entwicklung 
nach, die von den Frühschriften über 
Entfremdung und Ausbeutung bis zur 
Kritik der politischen Ökonomie und 
der Analyse der Krisen des Kapitalis¬ 
mus geführt hat. 

Auf der Grundlage seiner umfas¬ 
senden, mehrdimensional und inter¬ 
disziplinär angelegten Marx-Biografie 
schlägt Jürgen Neffe den Bogen zur 
Gegenwart des heutigen Kapitalismus 
und neoliberalen Imperialismus. Ein 
eigenes Kapitel erklärt und interpre¬ 
tiert „Das Kapital“, das Hauptwerk 
von Marx. Jürgen Neffe wagt es in die¬ 
sem Zusammenhang, den Bezug zum 
21. Jahrhundert und zum „Postkapita- 
lismus“ herzustellen. Dem Autor ge¬ 
lingt eine lesenswerte, souverän voll¬ 
zogene und überzeugende Verknüp¬ 
fung von Marxscher Kapital-Analyse 
unter den Bedingungen des 19. Jahr¬ 
hunderts einerseits und den Krisen, 
Bankenpleiten, der Naturzerstörung 
und Profitmacherei sowie den Kriegen 
im gegenwärtigen 21. Jahrhundert an¬ 
dererseits. 


Marx war - gegen alle heute kaum 
noch vorstellbaren politischen Widrig¬ 
keiten seiner Zeit, trotz seiner Armut 
und seines schlechten Gesundheitszu¬ 
standes - zäh und selbstbewusst der 
Entzauberung des Kapitals verpflich¬ 
tet und vertraute auf eine kommunis¬ 
tische Gesellschaftsperspektive. Jür¬ 
gen Neffe hat darüber ein ungemein 
lesenswertes Buch geschrieben. Es 
macht Marxens Theorie und abstrak¬ 
tes Denken ebenso wie sein politisches 
Engagement verständlich und auf er¬ 
hellende Weise nachvollziehbar. 

Diese aktuelle Marx-Biografie 
„links“ hegen zu lassen und tot zu 
schweigen, war selbst dem neolibera- 
len Mainstream nicht möglich. Kurz 
nach dem Erscheinen wurde der 
650-Seiten-Band für den Deutschen 
Wirtschaftsbuchpreis der Frankfurter 
Buchmesse nominiert - und das, ob¬ 
wohl die Veröffentlichung keinen Ab- 
gesang auf den Sozialismus anstimmt, 
keinen Verriss der Marxschen Theo¬ 
rie vornimmt und keine abschätzige 
Leichfledderei betreibt. 

Rudolph Bauer 

Jürgen Neffe: Marx. Der Unvollendete, 
Bertelsmann, München 2017, 656 Sei¬ 
ten. 28,- Euro, ISBN 978-3-570-10 273-2 
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Panne in einer Welt der Algorithmen 


Kultursplitter 


Wenig Lohn 

Die Künstlersozialkasse hat den bes¬ 
ten Überblick über die ökonomische 
Situation von Menschen, die von ihrer 
künstlerischen Tätigkeit leben wollen. 
Die neuen Zahlen, die vor wenigen Ta¬ 
gen vorgelegt wurden, zeigen für die 
allermeisten von ihnen eine prekäre 
Lage. Danach verdient ein Maler mit 
seiner Kunst im Durchschnitt weniger 
als 12 000 Euro im Jahr. Ein Opernsän¬ 
ger, der nicht festes Ensemblemitglied 
ist, kommt auf 11200 Euro und ein ex¬ 
perimenteller Künstler (Videokunst, 
Performance und ähnliches) auf ledig¬ 
lich 9100 Euro im Schnitt. Eine Schau¬ 
spielerin, die nur für eine Aufführung 
gebucht wird oder sich mit Nebenrol¬ 
len in TV-Serien durchschlägt, ist froh 
über 12 500 Euro im Jahr. Mit einem 
Debütroman, der sich vielleicht 3 000 
Mal verkauft, und das ist schon recht 
beachtlich, bringt es ein Autor auf ei¬ 
nen Stundenlohn von 42 Cent. Er sitzt 
vielleicht ein ganzes Jahr lang am Text 
und schreiben kann er vielleicht am 
Wochenende oder nachts, denn tags¬ 
über muss ein Brotberuf das Einkom¬ 
men sichern. Soviel zur Wertschätzung, 
den Künstler genießen. Bejubelt, be¬ 
staunt und beneidet werden nur weni¬ 
ge, egal in welcher Kunstform, die für 
ihre Bilder Hunderttausende bekom¬ 
men, Traumgagen beziehen oder Best¬ 
seller schreiben. Wie viele Künstler 
nicht weiter machen können und trotz 
Talent und Können aufgeben, kann 
auch die Künstlersozialkasse nicht be¬ 
ziffern, da aber jährlich rund 30 Pro¬ 
zent der Gemeldeten vom Vorjahr 
nicht mehr dabei sind, reden wir von 
Zehntausenden. 

„Häutungen“ 

Knapp zwei Monate nach ihrem 70. Ge¬ 
burtstag ist die Schriftstellerin Verena 
Stefan an ihrem Wohnort in Montre¬ 
al an Krebs gestorben. Stefans erstes 
Buch „Häutungen“ wurde 1975 zum 
Kultbuch der Neuen Frauenbewegung 
und auch international ein großer Er¬ 
folg. In diesem Buch analysierte sie be¬ 
reits 1975 die „Aufenthaltsbedingun¬ 
gen“ für Frauen in der Welt der Män¬ 
ner. Als Ich-Erzählerin beschrieb sie 
ihren Aufbruch daraus und die Findung 
ihrer eigenen weiblichen Integrität. 
„Die soziologische Pyramide besteht 
fort: Die Spitze ist weiß, heterosexuell 
und männlich. Alles andere ist weniger 
wert“, brachte Verena Stefan die aktu¬ 
elle Situation der patriarchalen Gesell¬ 
schaftsordnung in einem Interview im 
Jahr 2008 auf den Punkt. Bestreiten 
muss man jedoch ihre Aussage „Sexis¬ 
mus geht tiefer als Rassismus und als 
Klassenkampf“, obwohl die alltäglichen 
Erfahrungen von Millionen Frauen und 
Mädchen dies scheinbar belegen. 

Oumran-Ausstellung 

Israel zieht sich aus einer geplanten 
Ausstellung der Schriftrollen vom To¬ 
ten Meer in Frankfurt am Main zu¬ 
rück. Hintergrund sei die Weigerung 
der Bundesregierung, die Rückgabe 
der Rollen an Israel zu garantieren, 
wenn Jordanien oder die Palästinenser 
Ansprüche auf die Artefakte erheben 
sollten, berichtet die Zeitung „Jerusa¬ 
lem Post“. Das Bibelmuseum in Frank¬ 
furt sagte die für September 2019 ange¬ 
kündigte Ausstellung danach ebenfalls 
ab. Die sogenannten Qumran-Rollen 
wurden in den 1940er Jahren entdeckt 
und enthalten 2 000 Jahre alte jüdische 
Texte, darunter Abschriften aus der Bi¬ 
bel. Gegenwärtig sind die Schriftrollen 
im Besitz der Israelischen Antikenbe¬ 
hörde. Die Palästinensische Autono¬ 
miebehörde hat aber bei der Weltkul¬ 
turorganisation Unesco einen Antrag 
eingereicht, in dem Israel zur Rückgabe 
der Handschriften aufgefordert wird. 
Der Fundort Qumran nahe dem Toten 
Meer stand vor 1967 unter britischer 
bzw. später jordanischer Herrschaft. 
Die palästinensische Autonomiebehör¬ 
de betrachtet das Gebiet als Teil ihres 
künftigen Staates. So ist das mit den 
Ansprüchen derer, die als Besitz und 
Eigentum deklarieren, was durch Raub, 
Enteignung oder Geschachere, also 
schlicht durch Macht und Herrschaft, 
für sich und die Seinen gesichert wurde. 

Herbert Becker 


Marc-Uwe Kling führt 

Das ist eine Kaufempfehlung für: 

★ Leser, die schon das kommunistische 
Känguru schätzten 

★ Leser, die intelligente Unterhaltung 
schätzen 

★ Leserinnen, die Humor haben 

★ Leserinnen, die wie der Autor zwei¬ 
mal ein Philosophiestudium abgebro¬ 
chen haben 

★ Leserinnen, die sich über die Bana¬ 
lität deutscher Nachwuchsautoren nur 
noch wundern können 

Marc-Uwe Kling hat sich vom Ge¬ 
heimtipp aus der Poetry-Slam-Szene 
zum Bestseller-Autor entwickelt. Das 
klingt erst mal alarmierend. Seine Le¬ 
sungen sind ausverkauft, seine Bücher 
finden sich auch in eher literaturabsti¬ 
nenten Haushalten und wer etwas auf 
sich hält, zitiert das Känguru. Seine Ge¬ 
schichten aus dem Leben eines leidge¬ 
plagten Kleinkünstlers, der ein Schnaps¬ 
pralinen futterndes Beuteltier bei sich 
aufnimmt, sind aber auch eine Seltenheit 
auf dem deutschen Buchmarkt. Sie sind 
nämlich wahnsinnig witzig, kurzweilig 
und intelligent. Im Gegensatz zu ande¬ 
ren Kleinkünstlern (ah, das böse Wort!) 
ist Marc-Uwe Kling auch überaus poli¬ 
tisch, kapitalismuskritisch und spiegelt 
mit seinen verrückten Ideen ein paar der 
besonders irren Auswüchse unseres zer¬ 
störerischen Gesellschaftssystems. 

Nun dachten die meisten Fans, dass 
nach der Känguru Offenbarung nichts 
mehr kommen kann. Nur eine ähnlich 


Wer verstehen will, wie es um das Land 
bestellt ist, in dem ein Donald Trump 
zum „Ersten Mann das Staates“ gewählt 
werden konnte, sollte unbedingt einige 
der Bücher von John Grisham lesen. 
Der Erfolgsautor aus dem Bundesstaat 
Virginia hat mit seinem bei Heyne in 
deutscher Sprache erschienenen Thril¬ 
ler „Bestechung“ (Originaltitel: „The 
Whistler“) wieder einen Blick in die Ab¬ 
gründe der bürgerlichen Gesellschaft im 
„Land der Freien und der Heimat der 
Tapferen“ ermöglicht, wie ihn kaum ein 
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John Grisham: Bestechung, Roman. 
Wilhelm Heyne Verlag, München, 

448 Seiten, 22,99 Euro ISBN: 978-3- 

453-27033-6 

anderer Romanautor liefern kann. 

Die kaum bekannte und offensicht¬ 
lich mit voller Absicht relativ vernach¬ 
lässigte Behörde „BJC“ im Sonnenstaat 
Florida wird mit einem anonymen Hin¬ 
weis konfrontiert, der sie auf einen un¬ 
geheuren Korruptionsskandal aufmerk¬ 
sam macht. Ein unter falschem Namen 
auftretender Tippgeber, der im Auftrag 
eines alten Freundes auftritt, der wiede¬ 
rum die Interessen eines „Whistleblo- 
wers“ vertritt, übergibt dem „Board of 
Judicial Conduct“, das für die Berufsauf¬ 
sicht und für standeswidriges Verhalten 
von Richtern zuständig ist, Informati¬ 
onen über die Verwicklung einer Be¬ 
zirksrichterin in dunkle Geschäfte einer 
„Küstenmafia“ genannten kriminellen 
Organisation, deren Umtriebe weder 
dem BJC noch dem FBI auch nur annä¬ 
hernd ein Begriff sind. 

Ins Zentrum der Ermittlungen gerät 
bald ein Spielkasino, das auf dem Gebiet 
des Stammes der Tappacola, die im „po¬ 
litisch korrekten“ Sprachgebrauch als 
„Native Americans“ bezeichnet werden, 
sich selbst jedoch einfach „Indianer“ 


uns ins „OualityLand“ 

geniale Idee könne die haushohen Er¬ 
wartungen wenigstens im Ansatz erfül¬ 
len. Wenn das mal nicht die besten Vor¬ 
aussetzungen für eine ausgewachsene 
Schreibblockade sind. Zu meiner gro¬ 
ßen Freude durfte ich nach der Lektüre 
von Qualityland feststellen, dass Kling 
einen ganz neuen Ansatz gefunden hat, 
der an die Originalität und den besonde¬ 
ren Witz der Känguru-Bücher anknüpft. 
Kling beschreibt eine nicht allzu ferne 
Zukunft, in der alle zwischenmenschli¬ 
chen Beziehungen durchoptimiert und 
für den maximalen Profit fehlerfrei jus¬ 
tiert wurden. Die Digitalisierung hat 
auch die letzten Lebensbereiche durch¬ 
drungen und dient dort einzig dem alles 
bestimmenden Ziel der Profitmaximie¬ 
rung. So weit, so gruselig, so real. Klings 
große Stärke ist es, dass er reale Erfah¬ 
rungen aus dem modernen Kapitalismus 
beim Namen nennt, die jeden Tag un¬ 
terschwellig wahrzunehmen sind. Wenn 
man sie denn wahrnimmt. Das ist auf der 
einen Seite bizarr und manchmal urko¬ 
misch, oftmals bleibt einem aber auch 
das Lachen im Halse stecken. 

Die Nachnamen in Quality Land 
wurden optimiert. So trägt jeder Junge 
den Beruf seines Vaters, jedes Mädchen 
den Nachnamen der Mutter als Nach¬ 
namen mit sich herum. Eine reine Uto¬ 
pie in dem Land, in dem die Schulbil¬ 
dung eines Kindes untrennbar mit der 
sozialen Herkunft verknüpft ist? Un¬ 
denkbar, dass ein von einer dubiosen 


nennen. Beim Bau und vor allem beim 
Betrieb des Kasinos sowie etlicher hoch¬ 
profitabler Einrichtungen in dessen Um¬ 
feld ist so gut wie alles nicht mit rechten 
Dingen zugegangen, das dichte Netz von 
Verschwörungen erschwert jedoch eine 
Aufklärung ebenso wie die besonderen 
Gesetze und Regelungen, die für Indi¬ 
anerterritorien gelten. Bald ergibt sich 
für die Ermittler ein durchaus logisch er¬ 
scheinendes Bild der mafiosen Verwick¬ 
lungen, bei denen die Bezirksrichter in 
eine wichtige Rolle spielt und aus denen 
sie Schwarzgeld in mindestens zweistel¬ 
liger Millionenhöhe bezieht. Aufgrund 
der äußerst beschränkten personellen 
und finanziellen Ressourcen und der 
eng begrenzten Kompetenzen scheint 
es dem BJC jedoch unmöglich, Licht in 
die Angelegenheit zu bringen. 

Erst als bei einem mysteriösen Ver¬ 
kehrsunfall ein Mitarbeiter des BJC ums 
Leben kommt und seine Kollegin Lacy 
Stoltz schwer verletzt wird, lässt sich das 
FBI nach langem Zögern dazu bewegen, 
mit dem BJC zu kooperieren und eige¬ 
ne Ermittlungen anzustellen. Der große 
und mächtige Apparat der Bundespoli¬ 
zei der USA ist nämlich - anders als zu 
Zeiten von Al Capone - nicht in erster 
Linie darauf angesetzt, den umfangrei¬ 
chen und tiefen Sumpf der Kriminalität 
und des Steuerbetrugs im Land aufzu¬ 
decken und trockenzulegen, sondern ist 
entsprechend der Linie der Regierungs¬ 
politik immer mehr dem vermeintlichen 
„Kampf gegen den Terrorismus“ ver¬ 
pflichtet ... 

Nach und nach entsteht ein Puzzle 
von verzweigten illegalen Geschäftsbe¬ 
ziehungen, bei denen die „Küstenma¬ 
fia“ die Hauptrolle übernommen hat, 
die jedoch wesentlich durch Gerichts¬ 
entscheidungen der gekauften Richte¬ 
rin erst ermöglicht wurden. Die Anfüh¬ 
rer des Kartells und auch die Richterin 
haben im Laufe der Jahre ein System 
von Scheinfirmen in Steuerparadiesen 
aufgebaut, sie verfügen über ein Netz 
von Unternehmungen zur Geldwäsche, 
und sie stützen sich auf die Verschwie¬ 
genheit des Indianerstammes, der von 
einem korrupten Chief angeführt wird, 
der wiederum dafür sorgt, dass einer¬ 
seits wichtige Positionen im Kasino und 
in der Stammesführung nur durch sei¬ 
ne engsten Vertrauten besetzt werden 
und andererseits die Stammesmitglie- 


Firma kreiertes Punktesystem das so¬ 
ziale Leben eines jeden bestimmt? In 
dem in Qualityland vorherrschenden 
Bewertungssystem klingelt das Punk¬ 
tekonto, wenn sexuelle Aktivität, be¬ 
ruflicher Erfolg, Beziehungsstatus und 
Body-Mass-Index den gesellschaftlichen 
Vorstellungen entsprechen. Wehe dem, 
dessen Punktekonto in den einstelli¬ 
gen Bereich rutscht. Er gehört dann zur 
wachsenden Armee der Nutzlosen. Das 
Punktesystem der BRD manifestiert 
sich in Hartz-Gesetzen, die Titulierung 
„Nutzlose“ scheut man indes noch. Die 
Konsumschutzgesetze in Qualityland 
verbieten ausdrücklich die Reparatur 
kaputter Geräte und verhelfen dem Pro¬ 
tagonisten Peter Arbeitsloser zu seinem 
Job als Maschinenverschrotter. Eine ab¬ 
wegige Vorstellung in Zeiten des IPhone 
8? Lediglich die Idee, dass Algorithmen 
bereits die Verschickung des neuen Pro¬ 
duktes per geschwätziger, selbstverlieb¬ 
ter Drohne veranlassen, wenn der Emp¬ 
fänger es sich lediglich unterbewusst ge¬ 
wünscht hat, markiert eine neue Stufe. 

In einer Welt voller Algorithmen 
sollte eigentlich nichts schief gehen. 
Doch für die Handlung des Buches ist 
es von großer Bedeutung, dass ein aus 
dem Ruder gelaufenes Programm des 
besten Onlinehändlers „The Shop“ 
dem sehr sympathischen Peter eines Ta¬ 
ges ein Produkt zustellt, das er sich an¬ 
geblich schon lange gewünscht hat. Aber 
ein rosafarbener Delfin-Vibrator? Dein 


der durch umfangreiche Sozialleistun¬ 
gen und eine monatliche „Dividende“ 
korrumpiert werden. 

Nachdem erste Beteiligte an Verbre¬ 
chen durch Druck und zum Teil fragwür¬ 
dige Absprachen mit der Staatsanwalt¬ 
schaft zum Reden gebracht und zur Ko¬ 
operation genötigt wurden, gelingt es, 
das Ausmaß des Sumpfes zu überblicken 
und die Köpfe des Komplotts hinter Git¬ 
ter zu bringen, inen wichtigen Beitrag 
dazu leisten auch die Informationen 
der „Whistleblower“ die jedoch, wie 
gleich zu Beginn deutlich wird, nicht 
nur aus edlen Motiven handeln. Denn 
die drei Verschwörer, deren Identität 
lange Zeit im Dunklen bleibt, sind in 
erster Linie auf die Belohnung aus, 
die ihnen entsprechend den gesetzli- 


Ernst, künstliche Intelligenz? Ganz ge¬ 
gen seine Gewohnheiten beschließt Pe¬ 
ter gegen das System zu rebellieren. Er 
hat diesen Scheiß nicht bestellt und nicht 
gewünscht und er wird ihn nicht behal¬ 
ten! Punkt. 

Peters Kampf gegen die Welt der 
Algorithmen und die Macht der herr¬ 
schenden Elite ist die klassische Ausein¬ 
andersetzung Gut gegen Böse, David 
gegen Goliath, die nichts an Aktualität 
oder Notwendigkeit eingebüßt hat. Al¬ 
lerdings wurde sie selten so witzig und 
verrückt in Szene gesetzt. Der mutige 
Peter Arbeitsloser wird nämlich von ei¬ 
ner Drohne mit Flugangst, einem ver¬ 
alteten Touch-Pad und einem lustlosen 
Sexroboter unterstützt. Und nebenbei 
wird der erste Roboter-Präsidentschafts¬ 
kandidat gekürt. 

Klings Ideen sind komisch, seine Ge¬ 
danken zu künstlicher Intelligenz, den 
damit verbundenen Chancen sind hoch¬ 
interessant und auch unbedarfte Tech¬ 
nikanalphabeten wie ich,haben sie mit 
Begeisterung gelesen. Es wird sehr deut¬ 
lich, dass unter kapitalistischen Vorzei¬ 
chen eine solche Entwicklung niemals 
zum Wohle der Menschheit eingesetzt 
wird, gleichwohl sie viele Voraussetzun¬ 
gen dafür mitbringt. 

Anna Cordi 

Marc-Uwe Kling: OualityLand. Ullstein, 
Hardcover. 384 Seiten, 18,- Euro. ISBN-13 
9783550050152 


chen Regelungen zusteht - und die sie 
schließlich auch in Millionenhöhe er¬ 
halten. Denn im Gegensatz zu „Whist- 
leblowern“, die wie Edward Snowden 
oder Bradley Manning die Umtriebe 
der Geheimdienste oder Kriegsver¬ 
brechen der US-Truppen im Ausland 
aufdecken und dafür mit harten Stra¬ 
fen rechnen müssen, können Leute, die 
dem Staat helfen, seine Steuereinnah¬ 
men - und sei es aus noch so finsteren 
Quellen - aufzubessern, eine fette Be¬ 
lohnung erwarten. 

Die Lektüre dieses jüngsten Gris- 
ham-Romans ist wieder einmal ein in¬ 
teressanter und auf jeden Fall spannen¬ 
der Weg, etwas mehr über die Abgründe 
und wirklichen Mechanismen der US- 
Gesellschaft zu verstehen. Uli Brockmeyer 
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Fritz Salm, Jahrgang 1913, schildert den 
Widerstand im Rhein-Neckar-Gebiet. Die¬ 
ser war getragen vor allem von der Arbei¬ 
terbewegung; großen Anteil hatte die Arbeiterjugend. Im Buch 
enthalten sind die vollständigen Texte der vier Ausgaben der 
Zeitschrift „Der Vorbote“, der illegalen Kampfschrift der Lech- 
leiter-Gruppe. Diese Schriften wurden 1941/42 in Mannhei¬ 
mer Großbetrieben verbreitet. Wegen ihres entschlossenen 
Kampfes gegen die Hiltler-Diktatur und den Krieg mussten über 
20 Antifaschisten der Lechleiter-Gruppe ihr Leben lassen. 
Röderberg Verlag, Bibliothek des Widerstandes, 2. verbesserte 
Auflage, 1979, 280 Seiten, besterhalten, nur noch wenige Ex¬ 
emplare am Lager, 7,- Euro 
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Entscheidend ist, 
wie wir handeln 

Auszüge aus dem Referat der 11. PV-Tagung von Männe Grüß 
zur Auswertung der Bundestagswahlen 


Wir dokumentieren im Folgenden den zweiten Teil des Referates der 11. 
PV-Tagung, in dem sich Männe Grüß mit dem Wahlkampf der DKP be¬ 
fasst. Das Referat trifft auch eine Einschätzung zum Ausgang der Bundes¬ 
tagswahlen und ist im Ganzen unter news.dkp.de nachzulesen. 


Es war richtig, mit der Grundlosung 
„Für Frieden, Arbeit, Solidarität - 
wählt Kommunisten!“ aufzutreten. Wir 
haben damit versucht, zum Ausdruck 
zu bringen, dass Frieden und Arbeit 
die zentralen Felder der Klassenaus¬ 
einandersetzung sind. Mit dem Schlag¬ 
wort „Solidarität“ haben wir ein Ver- 



Männe Grüß ist mit Mitglied des 
Sekrtariats des DKP-Parteivorstands 


haltensprinzip der Arbeiterbewegung 
in den Mittelpunkt gestellt, das seine 
gegenseitige Hilfsbereitschaft aus der 
gemeinsamen materiellen Grundlage 
ableitet - nicht aus selbstloser Nächs¬ 
tenliebe. Wir haben das Ganze deut¬ 
lich gekennzeichnet als Positionen der 
„Kommunisten“. 

Kritisch müssen wir im Nachhinein 
bewerten, inwieweit es uns gelungen 
ist, die beiden Themen Frieden und 
Arbeit wahrnehmbar im Wahlkampf 
zu konkretisieren. So ist das Eintreten 
für den Frieden in dieser Allgemeinheit 
schwer greifbar - und wir sind nicht 
den Schritt gegangen, die Friedensfra¬ 
ge dort zu konkretisieren, wo der Wi¬ 
derspruch zwischen Friedenspositionen 
in der Bevölkerung und der Kriegstrei¬ 
berei der Herrschenden am deutlichs¬ 
ten auseinanderklafft: in der Haltung 
zu Russland. Ich verweise hierzu auf 
die jüngste Umfrage des französischen 
Meinungsforschungsinstituts Ifop, die 
ergab, dass 87 Prozent der Deutschen 
dafür sind, dass sich die Beziehungen 
zwischen der EU und Russland ver¬ 
bessern. Diese Kritik muss dabei rich¬ 
tig eingeordnet werden: Natürlich sind 
wir in unseren Flyern oder der UZ- 
Extra mit der Forderung „Frieden mit 
Russland! “ aufgetreten. Aber wenn wir 
bedenken, dass die meisten Menschen 
nur über unsere Plakate auf uns auf¬ 
merksam geworden sind und vielleicht 
noch durch unsere Pressearbeit, müs¬ 
sen wir in der Außenansicht feststellen, 
dass dieses Alleinstellungsmerkmal der 
DKP im Wahlkampf nach außen nicht 
wirklich durchdrang. 

Ähnliches gilt für das Thema „Ar¬ 
beit“. Wir haben als DKP sehr wohl 
erkannt, dass die Frage von Arbeits¬ 
zeitverkürzung bei vollem Lohn- und 
Personalausgleich eine strategische 
Forderung ist, die einen Konter- und 
Sammelpunkt gegen die zunehmende 
Spaltung der Klasse und die anhalten¬ 
de Arbeitsplatzvernichtung im Zuge 
der wissenschaftlich-technischen Um¬ 
wälzung der Produktivkräfte bildet. 
Das zeigen nicht nur die Diskussionen 
in den Gewerkschaften, sondern auch 
die anstehenden Tarifauseinanderset¬ 
zungen in der Metallbranche, in der 
die IG Metall das Thema Arbeitszeit 
in den Mittelpunkt stellt. Nun müs¬ 


sen wir allerdings auch eingestehen: 
Arbeitszeitverkürzung liegt den Men¬ 
schen als Forderung nicht auf den Lip¬ 
pen - die IGM muss für ihre Tarifrunde 
viel Aufklärung leisten. Ergo: Die For¬ 
derung nach Arbeitszeitverkürzung 
wäre nicht durch die Decke gegan¬ 
gen bei den Menschen im Wahlkampf 
und hätte auf Wahlplakaten auch nicht 
funktioniert. Aber da Wahlkämpfe 
eben ein konzentriertes Auftreten der 
Partei nach außen sind, wäre es meines 
Erachtens richtig gewesen, den Wahl¬ 
kampf auch für eine Aufklärungskam¬ 
pagne unter Kolleginnen und Kollegen 
zu nutzen, um über unsere Forderung 
nach einer Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohn- und Personalausgleich zu 
informieren und uns zu profilieren. Wir 
hätten damit sicherlich nur einen klei¬ 
nen Kreis der Klasse erreicht - aber es 
wäre der nicht nur für uns attraktivste, 
sondern auch für die Formierung der 
Arbeiterbewegung wichtigste Teil der 
Klasse gewesen. (...) 

Auch wir haben uns gescheut, kon¬ 
krete Antworten auf die imperialisti¬ 
sche Flüchtlingspolitik zu geben. 

Mit unserem Sofortprogramm ha¬ 
ben wir strategisch den richtigen Pflock 
gesetzt. Wir müssen aber auch zur 
Kenntnis nehmen, dass, wenn der Stein 
des Anstoßes in einer Klassenausein¬ 
andersetzung der sprunghafte Anstieg 
von Geflüchteten ist, die Menschen 
auf diese konkrete Frage eine konkre¬ 
te Antwort wollen. Wenn die Arbeiter¬ 
klasse den Zuzug von Geflüchteten als 
Konkurrenz wahrnimmt, dann ist es si¬ 
cherlich richtig, sich gegen die Spaltung 
der Klasse zu wenden. Aber es liegt 
doch auf der Hand, dass diese Agitati¬ 
on eben auch eher Aufklärungscharak¬ 
ter hat, aber wir nicht davon ausgehen 
können, dass ein derart ausgereiftes 
Klassenbewusstsein vorherrscht, dass 
in der Solidarität mit den Geflüchteten 
z.B. auf dem Arbeitsmarkt gleichzeitig 
die Verteidigung der eigenen Interes¬ 
sen erkAnnt wird. Wenn es so wäre, 
würden die Kräfteverhältnisse im Land 
anders aussehen. 

Was ist die Konsequenz daraus? 
Die Konsequenz kann meines Erach¬ 
tens nicht sein, mit Katja Kipping und 
der AfD um ein Einwanderungsgesetz 
mit menschlichem Antlitz zu streiten - 
da vertrete ich den Standpunkt: das gibt 
es im Imperialismus nicht. Der Impe¬ 
rialismus sorgt durch das Gesetz der 
ungleichen Entwicklung stets dafür, 
neue Flucht- oder Migrationsgründe 
zu schaffen. Das heißt aber nicht, dass 
die Frage egal ist! Krieg ist auch ein 
Wesensmerkmal des Imperialismus, 
aber keiner würde deshalb behaupten, 
die Frage sei im antiimperialistischen 
Kampf egal. Dementsprechend hät¬ 
ten wir meines Erachtens den imperi¬ 
alistischen Charakter der Merkelschen 
„Wir-schaffen-das“-Politik deutlich als 
solchen benennen und ablehnen müs¬ 
sen. Ich möchte das nur an zwei Aspek¬ 
ten deutlich machen: 

Wir hätten das Thema Frieden stär¬ 
ker auf das Thema Flucht zuspitzen 
müssen. Ich erwähnte bereits, dass die 
NATO mit ihrer Kriegspolitik Haupt¬ 
triebkraft war für die Fluchtbewegun¬ 
gen aus dem Nahen und Mittleren Os¬ 
ten. Das hätte ein zentraler Zugang 
sein können, den Blick auf die wirklich 
Verantwortlichen von Flucht zu rich¬ 
ten - und die AfD zu entlarven. 

Wir hätten uns stärker der Frage 
stellen müssen, wer die Kosten durch 
Aufnahme, Versorgung und Integration 


von Geflüchteten trägt. Wir hätten auch 
in diesem Punkt explizit sagen müssen: 
Die Reichen tragen mit der Politik in 
ihrem Interesse die Verantwortung für 
Flucht - sie sollen auch die Kosten der 
Flucht und Integration zahlen. 

Das wären meines Erachtens An¬ 
sätze - nicht Komplettlösungen - ge¬ 
gen die rassistische Agitation der AfD 
gewesen, die genau in diesen Punkten 
ihren ganzen Klassencharakter offen¬ 
bart, indem sie gezielt ablenkte von 
den Fluchtverursachern. Von daher 
kann es auch nicht angehen, bei der 
Frage der Verantwortung für das AfD- 
Ergebnis immer nur auf andere zu 
zeigen - wir müssen in diesem Punkt 
auch Selbstkritik leisten, um Schluss¬ 
folgerungen für das weitere Handeln 
zu ziehen. 

Mit dem Sofortprogramm hat die 
DKP ihre Bereitschaft signalisiert, in 
aktuelle Klassenkämpfe einzugreifen. 
Aber die besten Programme kämp¬ 
fen nicht - Menschen kämpfen. Egal, 
wie genau wir um unsere Losungen 
im Wahlkampf gerungen hätten: Wir 
stehen vor einem Glaubwürdigkeits¬ 
problem, mit dem erst mal alle Partei¬ 
en im Wahlkampf zu kämpfen haben. 
Das Problem heißt: Wir können viel 
erzählen, wenn der Tag lang ist, ent¬ 
scheidend ist, wie wir handeln. Und 
bei einer Kommunistischen Partei gibt 
es noch einen weiteren Punkt: Ziel un¬ 
serer Wahlpolitik ist nicht nur, dass 
die Menschen uns wählen sollen. Wir 
wollen die Menschen mobilisieren - 
über den Wahlkampf hinaus. So etwas 
kann der Sache nach aber nicht funk¬ 
tionieren, indem wir den Menschen im 
Wahlkampf das Sofortprogramm in die 
Hand drücken. Der Motor für die Ent¬ 
wicklung von Klassenbewusstsein für 
die Entwicklung eines antimonopolis¬ 
tischen Bewusstseins in den Massen ist 
das eigene Handeln. Und unser Han¬ 
deln als Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten in Abwehrkämpfen ist der Grad¬ 
messer für das Vertrauen, das uns und 
unseren Losungen entgegengebracht 
wird. Wir stoßen hier also an einen 
Punkt, wo die Bedingungen für unser 
Eingreifen in antimonopolistische Ab¬ 
wehrkämpfe auf das Engste mit zwei 
Fragen verbunden sind: 

1. Inwieweit gelingt es uns, möglichst 
exakt zu bestimmen, worin sich der 
Antagonismus zwischen Monopol¬ 
bourgeoisie und antimonopolistischen 
Volksschichten mit der Arbeiterklasse 
als Kern heute herausbildet? 

Der Leitantrag des Parteivorstan¬ 
des an den 22. Parteitag weist eindeu¬ 
tig darauf hin, dass wir diesen Weg 
der Strategieentwicklung gehen wol¬ 
len. Er zeigt aber meines Erachtens 
auch unsere Grenzen auf: Dass unser 
marginaler Einfluss in der Klasse ein¬ 
hergeht mit einer Unkenntnis, in wel¬ 
chen konkreten Formen sich der an¬ 
haltende Klassenkampf von oben im 
Bewusstsein der Arbeiterklasse wi¬ 
derspiegelt und welche Schlussfolge¬ 
rungen daraus in der Parteiarbeit zu 
ziehen sind. Wir sehen hier also: Ein 
theoretisches Problem der Partei - 
nämlich die Strategieentwicklung - 
stößt an ihre Grenzen aufgrund der 
mangelnden Erfahrung der Partei in 
der politischen Praxis. Das wiederum 
ist im Wesentlichen ein Problem der 
Organisationspolitik. 

2. Inwieweit gelingt es uns organisati¬ 
onspolitisch, die Bastionen der Partei 
vor Ort zu stärken, wo die Partei sich 
im Alltag als glaubwürdige Kraft im 
antimonopolistischen Kampf profilie¬ 
ren muss? 

Hier schließt sich der Kreis: Theo¬ 
retische Klarheit in der Strategieent¬ 
wicklung kann nur einhergehen mit 
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einer gezielten Stärkung der Grund¬ 
organisationen der DKP, weil diese 
Augen, Ohren und Hände der Partei 
im Alltag sind. Eine hohe Zahl funk¬ 
tionierender Grundorganisationen er¬ 
höht nicht einfach nur unsere Schlag¬ 
kraft, sondern erhöht unseren Be¬ 
kanntheitsgrad in der Klasse und eben 
auch die Wahrnehmung der Partei bei 
der möglichst exakten Erfassung, wie 
die Klasse denkt und fühlt, wo der 
Klassengegner einfallen kann und wo 
die Möglichkeit besteht, die Hegemo¬ 
nie des Klassengegners in kleinen Teil¬ 
abschnitten des Klassenkampfes zu 
brechen. Diesen Ansatz verfolgt der 
Antrag des Parteivorstandes zur Par¬ 
teistärkung. 

Ich möchte abschließend aber auch 
ein paar Punkte benennen, wo wir als 
Partei jetzt nach der Wahl in Klassen¬ 
auseinandersetzungen konzentriert 
eingreifen sollten. Um hierfür einen 
Anhaltspunkt zu liefern, gilt es, im ers¬ 
ten Schritt sich die Frage zu stellen: 
Was sind die zentralen Vorhaben der 
deutschen Monopolbourgeoisie in der 
kommenden Zeit? Eine genaue Beob¬ 
achtung des Theaters um die Regie¬ 
rungsbildung ist hier weniger ergiebig 
als die Monopole im O-Ton zu lesen - 
so zum Beispiel den 10-Punkte-Plan 
des Bundesverbandes der Deutschen 
Industrie (BDI). Ich möchte aus die¬ 
sem 10-Punkte-Plan auf zwei Aussagen 
hinweisen: 

Im BDI-Plan heißt es: „Innovation 
und Investitionen statt weiterer sozia¬ 
ler Wohltaten. (...) Politik und Gesell¬ 
schaft müssen wieder mehr Zutrauen 
in marktwirtschaftliche Prozesse fas¬ 
sen.“ Das ist übersetzt eine klare An¬ 
sage, welche staatsmonopolistischen 
Eingriffe im Interesse der Monopol¬ 
bourgeoisie auf der Tagesordnung 
stehen: Eine weitere Umverteilung 
des Steueraufkommens zur Entwick¬ 
lung und Entfaltung der Produktiv¬ 
kräfte im Interesse der Monopole. 
(...) Dieses Interesse der Monopol¬ 
bourgeoisie, den Staat einzubinden 
für ihre Expansionsstrategien erzeugt 
Gegentendenzen. Wir können nicht 


mit Bestimmtheit sagen, wo es zu den 
größeren Klassenzusammenstößen in 
der kommenden Zeit kommen wird. 
Aber wir können bestimmte Berei¬ 
che im Blick behalten. Ich möchte an 
dieser Stelle auf zwei Bereiche hin- 
weisen: 

1. Gesundheitsbereich 

Die Ausrichtung des Gesundheitssek¬ 
tors entlang der Profitinteressen der 
Monopole ist zu einer Keimzelle von 
Widerstand geworden. Der Grund für 
die katastrophalen Zustände in der 
Versorgung der Patienten und den 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigen 
haben dabei ihre Ursache in zwei As¬ 
pekten: Einerseits die Durchsetzung 
von Profitinteressen der Monopol¬ 
bourgeoisie durch die Privatisierung 
im Gesundheitssektor - andererseits 
das Bedienen der Profitinteressen der 
Monopolbourgeoisie durch staatliche 
Investitionen in Forschung, Rüstung, 
Steuerförderung etc. - Investitionen, 
die den Kommunen und Städten bei 
dem gesetzlich festgelegten Sicherstel¬ 
lungsauftrag der Krankenhausversor¬ 
gung fehlen. Dieser destruktive Stem¬ 
pel, den die Monopolbourgeoisie dem 
Gesundheitssektor auf drückt, erzeugt 
Gegenwehr, wie wir bei den Tarifbe¬ 
wegungen der Beschäftigten beobach¬ 
ten konnten, die sich in Tarifforderun¬ 
gen nach einer Personalmindestbe¬ 
messung artikuliert. Das Besondere 
dieser Tarifbewegung zeichnet aus, 
dass die Interessen der Beschäftigten 
unmittelbar mit den Interessen breiter 
B e völkerungsschichten zusammenfal¬ 
len - denn früher oder später liegt je¬ 
der im Krankenhaus oder hat einen 
Angehörigen im Krankenhaus. Es 
sprengt an dieser Stelle den Rahmen, 
die Tarifkämpfe von ver.di in diesem 
Bereich näher einzuschätzen. Aber wir 
sollten festhalten: Da wo ver.di über 
sogenannte Druckbetriebe aktiv wird 
und die Belegschaft sich regt, haben 
wir als DKP die Möglichkeit und auch 
Pflicht, als Resonanzboden der Kolle¬ 
ginnen und Kollegen in die Bevölke¬ 
rung hineinzuwirken. 
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ihlarbeiter in der Region betrifft 

2. Industrie 

Die notwendige Expansion des Mono¬ 
polkapitals in neue Anlagesphären mit 
hohen Profiterwartungen zieht zwingend 
Arbeitsplatzvernichtung nach sich. Eine 
solche Arbeitsplatzvernichtung kündigt 
sich aktuell bei ThyssenKrupp im Zuge 
der angestrebten Fusion mit dem indisch¬ 
britischen Konkurrenten Tata an und bei 
Siemens, wo im Bereich der Energiever¬ 
sorgung und der Antriebstechnik bis zu 
6 900 Stellen inklusive ganzer Werke in 
Leipzig, Görlitz, Offenbach oder Berlin- 
Spandau auf dem Spiel stehen. Das Pro¬ 
blem der Konzerne ist dabei nicht, dass 
sie keinen Profit einfahren - das Problem 
ist, dass die Profiterwartungen zu niedrig 
sind, um im weltweiten Kampf der Mo¬ 
nopolgruppen vorne mitzuspielen. Und 
das wird ohne Rücksicht auf Verluste auf 
dem Rücken der Arbeiterklasse und der 
ganzen Gesellschaft ausgetragen, die für 
die Kosten der Arbeitsplatzvernichtung 
aufkommen muss. Solche und andere 
Angriffe der Monopolbourgeoisie auf 
ökonomischer Ebene sind Klassenaus¬ 
einandersetzungen, in denen die DKP 
ihre Solidarität zeigen muss. Das heißt 
auch, dass wir uns über eine Strategie 
verständigen müssen, wie wir in diesem 
Bereich ein Minimum an Handlungsfä¬ 
higkeit gewinnen wollen. 

Der BDI fordert in seinem 
10-Punkte-Plan weiterhin, die „Roh¬ 
stoffversorgung für Zukunftstechno¬ 
logien“ sicherzustellen. Diese Marsch¬ 
routenvorgabe ist eine mehr oder we¬ 
niger verklausulierte Formulierung für 
eine erhöhte Aggressionspolitik nach 
außen. Voraussetzung hierfür ist we¬ 
niger der „Wille zur Aggression“, den 
alle Bundesregierungen bis dato auf¬ 
brachten, sondern die realen materiel¬ 
len Grundlagen dafür zu schaffen, dass 
die Bundeswehr auch aggressiv agieren 
kann. Es geht also um eine schnellere 
Dynamik bei der Aufrüstung. Diese 
Bereitschaft hat die Bundesregierung 
in der Vergangenheit bereits mit dem 
Bekenntnis zur 2-Prozent-Aufrüstungs¬ 
vorgabe der NATO abgegeben. Es wur¬ 
de jüngst aber noch mal in neuem Ge¬ 
wände präsentiert: Durch die Unter¬ 


zeichnung des EU-Abkommens zur 
„ständigen strukturierten Zusammen¬ 
arbeit“ - kurz PESCO - hat sich die 


derzeit geschäftsführende und wahr¬ 
scheinlich zukünftige Regierungskoa¬ 
lition dazu verpflichtet, dass der Kriegs¬ 


haushalt „real und regelmäßig“ wächst, 
wobei mindestens 20 Prozent in Neuin¬ 
vestitionen fließen müssen. (...) 


Um bei der Neuaufteilung der Welt 
sich seinen Teil des Kuchens zu sichern 
als Juniorpartner des US-Imperialismus, 
ist der deutsche Imperialismus gezwun¬ 
gen, die Aufrüstung auf Kosten aller an¬ 
deren gesellschaftlichen Bereiche vor¬ 
anzutreiben. Dieser Angriff ist nicht nur 
eine ernstzunehmende Gefahr für den 
Frieden, sondern weckt auch den Wider¬ 
stand in verschiedenen Bewegungen: So 
erleben wir derzeit eine Initiative aus 
der Friedensbewegung zu einem Auf¬ 
ruf unter dem Motto „Abrüsten statt 
aufrüsten“, in dem sich gegen die 2-Pro- 
zent-Aufrüstungsverpflichtung gewandt 
wird - auch weil diese Gelder im sozia¬ 
len Bereich, in der kommunalen Infra¬ 
struktur, in der Bildung, im Gesund¬ 
heitsbereich und dem ÖPNV fehlen. 

Dieser Schulterschluss zwischen de¬ 
mokratischen, sozialen und Friedensfor¬ 
derungen spiegelt sich auch im Kreis der 
Unterzeichner wider: Neben Vertretern 
der Friedensbewegung haben auch Ge¬ 
werkschafter wie der ver. di-Vorsitzen¬ 
de Bsirske oder der DGB-Vorsitzende 
Hoffmann unterschrieben. Wir können 
zu diesem Zeitpunkt nicht Vorhersagen, 
welche Dynamik dieser Aufruf erfährt. 
Es war aber sehr richtig und wichtig, 
dass der Genosse Patrik Köbele diesen 
Aufruf als DKP-Vorsitzender unter¬ 
zeichnet hat. Noch wichtiger ist es, dass 
wir uns als DKP überlegen, welchen Teil 
wir dazu beitragen können, dass diese 
Initiative an Fahrt gewinnt. 

Denn völlig klar ist: Dieser Wider¬ 
stand gegen die Bundeswehr-Aufrüs¬ 
tung kann zu einem Knotenpunkt eines 
antimonopolistischen Kampfes wer¬ 
den - und wenn ein Schulterschluss mit 
der Arbeiterbewegung oder auch nur ei¬ 
nen Teil von ihr mit der Friedensbewe¬ 
gung gelingt, kann es für die herrschen¬ 
de Klasse unangenehm werden. Das ist 
dann mit Sicherheit immer noch Licht¬ 
jahre entfernt von dem, was wir unter 
einer revolutionären Situation verste¬ 
hen. Aber es kann ein Mosaikstein sein 
auf dem Weg, dessen nächste - weit ent¬ 
fernte - Abzweigung im Klassenkampf 
wir im Leitantrag eine „Wende zu Frie¬ 
dens- und Abrüstungspolitik, zu demo¬ 
kratischem und sozialem Fortschritt“ 
nennen. Lasst uns auf diesem Weg ge¬ 
meinsam lernend voranschreiten - auch 
weil ich davon überzeugt bin: Das ist der 
Weg zur Einheit der Partei. 


DKP stärken - Beitragsaufkommen erhöhen 

Sicherung und Ausbau der finanziellen Grundlagen der DKP auf allen Ebenen ist erforderlich 


je. Wir müssen die Wahrnehmbarkeit 
der DKP erhöhen. Nur so ist es mög¬ 
lich, unsere Partei wieder stärker in der 
Klasse, in Betrieben, Gewerkschaften 
und im Wohngebiet zu verankern. Das 
erfordert die Sicherung und den wei¬ 
teren Ausbau der finanziellen Grund¬ 
lagen der DKP auf allen Ebenen. Wir 
wissen: Organisierter Widerstand kos¬ 
tet Kraft, aber auch Geld! 

UZ: Wie stellst du dir die Umsetzung 
vor? 

Klaus Leger: Im Zeitraum der Kam¬ 
pagne werden möglichst alle Mitglie¬ 
der der DKP durch die Kassiererin¬ 
nen und Kassierer oder einem anderen 
Vorstandsmitglied auf eine Erhöhung 
der Beitragszahlung angesprochen. 
Wir wissen natürlich, dass insbeson¬ 
dere viele Genossinnen und Genos¬ 
sen mit einem geringen Einkommen 
die Grenze ihrer finanziellen Belast¬ 
barkeit erreicht haben. Daher wenden 
wir uns mit der Kampagne vor allem 
an Genossinnen und Genossen mit ei¬ 
nem mittleren oder höheren Einkom¬ 
men. Hier sehen wir Reserven, wenn 
beispielsweise Einkommensentwick¬ 
lungen nicht immer mit der Beitrags¬ 
ordnung abgeglichen wurden. Viele 
Kreise und Gruppen sind mittlerweile 
auf Beitragseinzug durch Daueraufträ¬ 
ge oder Einzugsermächtigungen umge¬ 
stiegen. Auch das führt dazu, dass die 
Beitragshöhe nicht regelmäßig über¬ 
prüft wird. 

Die Kampagne wird dann ein Er¬ 
folg, wenn die Partei sich dieser Auf¬ 
gabe kollektiv stellt und die finanzielle 
Sicherung der DKP auf einer Mitglie¬ 


derversammlung in jeder Gruppe the¬ 
matisiert wird. 

UZ: Vor welchen finanziellen Her¬ 
ausforderungen steht die Partei in den 
nächsten Monaten? 

Klaus Leger: 2018 feiern wir gleich meh¬ 
rere Jubiläen, den 200. Geburtstag von 
Karl Marx, 100 Jahre KPD und No¬ 
vemberrevolution, 50 Jahre DKP und 
SDAJ. Wir führen unseren 22. Parteitag 
im März durch und laden im September 
zum 20. UZ-Pressefest nach Dortmund 
ein. 2018 wird ein arbeitsreiches Jahr mit 
vielen Chancen, unsere politischen Posi¬ 
tionen zu verbreiten. Diese Pläne lassen 
sich nur mit der tatkräftigen und finanzi¬ 
ellen Unterstützung vieler Freunde und 
Mitglieder der DKP realisieren. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Der Parteivorstand der DKP hat auf seiner letzten Tagung eine Kampagne 
zur Erhöhung des Beitragsaufkommens beschlossen. Darüber sprachen 
wir mit Klaus Leger, Bundeskassierer der DKP und Leiter ihrer Finanz¬ 
kommission. 


UZ: Welchen Stellenwert haben die Mit¬ 
gliedsbeiträge für die DKP? 


Klaus Leger: Mitgliedsbeiträge sind 
der mit Abstand höchste Einzelposten 
im Haushalt der DKP. Seit vielen Jah¬ 
ren gilt das Prinzip, dass die Kosten für 
unsere hauptamtliche Tätigkeit durch 
die PV-Anteile an den Beitragseinnah¬ 
men gedeckt sein müssen. Das werden 
wir auch in Zukunft so handhaben - 
und damit wird der unmittelbare Zu¬ 
sammenhang zwischen den Beitrags¬ 
einnahmen und der organisationspoli¬ 
tischen Handlungsfähigkeit der DKP 
deutlich. 


UZ: Wie haben sich die Beitragszahlun¬ 
gen in den letzten Jahren entwickelt? 


Klaus Leger: Erfreulich stabil. 2017 
werden die Beitragseinnahmen ge- 


Klaus Leger ist Bundeskassierer der DKP 
und Leiter ihrer Finanzkommission. 


Aus der Beitragsordnung der DKP 


Beiträge der Mitglieder sind auf der 
Grundlage des Bruttoeinkommens 
wie folgt zu entrichten: 


bis 

400,- Euro 

mindestens 

2,- 

bis 

500,- Euro 

mindestens 

4 r 

bis 

600,- Euro 

mindestens 

6,- 

bis 

800,- Euro 

mindestens 

8,- 

bis 

1 000,- Euro 

mindestens 

10,- 

bis 

1 200,- Euro 

mindestens 

B r 

bis 

1 500,- Euro 

mindestens 

16,- 

bis 

1 800,- Euro 

mindestens 

20,- 

bis 

2 300,- Euro 

mindestens 

25r 

bis 

2 500,- Euro 

mindestens 

30,- 

bis 

3 000,- Euro 

mindestens 

40,- 

bis 

3 500,- Euro 

mindestens 

50,- 

bis 

4 000,- Euro 

mindestens 

60,- 

bis 

5 000,- Euro 

mindestens 

75,- 

über 

5000,- Euro 

mindestens 100,- 


Aus dem Beschluss der ii. Tagung 
des Parteivorstands der DKP 
am 26.11.2017 

Die DKP führt vom 1. Januar 2018 
und bis zum 31. Dezember 2018 eine 
Kampagne zur Steigerung ihrer Fi¬ 
nanzkraft durch eine Erhöhung des 
Beitragsaufkommens durch. 

Ziel ist die Steigerung des bundes¬ 
weiten, durchschnittlichen Beitrags 
von aktuell knapp 15,00 Euro um 
2,00 Euro auf 17,00 Euro je Mitglied 
und Monat. 


genüber dem Vorjahr sogar etwas an- 
wachsen. Der durchschnittliche Mit¬ 
gliedsbeitrag steigt bereits seit drei 
Jahren leicht an. Hier möchten wir 
auch mit unserer Kampagne zur Er¬ 
höhung des Beitragsaufkommens an¬ 
setzen. 

UZ: Was ist das Ziel dieser Kampagne? 

Klaus Leger: In ihrem 50. Lebensjahr 
ist die Handlungsfähigkeit der Kom¬ 
munistischen Partei notwendiger denn 
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Valuta für die DKP! 


Wer kennt das nicht: Reste des Urlaubsgeldes 
werden zu Hause beiseitegelegt. Und dort bleibt 
es dann liegen, denn das nächste Mal geht es in 
ein anderes Land. 

Was tun? Die Fremdwährungen (auch alte DM- 
Bestände) einfach in einen Umschlag legen und 
an die DKP senden. Wir setzen das Geld dann für 
die internationale Solidarität ein! 

Adresse: DKP-Parteivorstand, Finanzen, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

PS: Wer seinen Urlaub im Euroraum verbracht hat, 
kann uns gerne auch diese Währung schicken ... 


UZ zusätzlich online lesen! 
Info: Tel. 0201 177889-23 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Afrika und *; . 
die Rolle Chinas! 



Georges Haltermayer 

Dozent, Steuerinspektor und 
staatsexaminierter Historiker 


im Anschluß <ib 19-00 Uhr: 

Culture 2020 

Saxophon, Trommeln, Tanzen.. 
aus Nigeria, Syrien & Munster 


Referat und Diskussion: 


17. Dezember 2017 


Kulturkneipe „124 
Frauenstraße 24 
48143 Münster 


www.dkp-muenster.de I news.dkp.de 



Lieferservice für Lesende Linke (LLL) 


An Allle! An Allle! 

20 Weihnachtsgeschenke 

... in unserem neu-dekorierten Internet-Schaufenster 
und insgesamt über 

3 Millionen 

... Artikel (Bücher, CD's, DVD's, E-Books ...) 
in unserem Web-Shop auch für Schule, Studium, Beruf, Freizeit 
und zum Sich-selbst-und-anderen-eine-Freude-machen: 

www.neue-impulse-verlag.de 

Da wird doch wohl etwas für Dich/für Sie dabei sein!* 

* Der revolutionäre Nebennutzen unseres LLL: Mit jeder Be¬ 
stellung wird die Zeitschrift Marxistische Blätter finan¬ 
ziell unterstützt. Und das nicht nur zur Weihnachtszeit... 
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Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Unser Freund 
und Genosse 

Walter Bauer 

hat 70. Geburtstag! 
Wir gratulieren! 


Bei Vorbildern ist es 
unwichtig, ob es sich dabei 
um einen großen toten 
Dichter, um Mahatma Gandhi 
oder um Onkel Fritz aus 
Braunschweig handelt, wenn 
es nur ein Mensch ist, der im 
gegebenen Augenblick ohne 
Wimpernzucken gesagt oder 
getan hat, wovor wir zögern. 
Erich Kästner 


„Zwei Jubiläen / seit 1967 Mitglied der 
kommunistischen Bewegung / 1947 - 70 Jahre" 

Mit bescheidenen Worten informiert Walter puristisch 
über einmalig Aktuelles in seinem Leben, über eine Sta¬ 
tion auf seinem langen Weg des Widerstands. Er hält 
kurz inne und geht weiter. 

Walter hinterlässt Spuren über Nürnberg und Fürth 
hinaus. 

Viele haben seinen Weg gekreuzt, erinnern sich an den 
„DkPler", sprechen anerkennend über ihn. 

Fragt auch noch dein Sohn, ob du Walter kennst und 
erzählt dir von dem „DKP-Typen" aus dem „Libresso", 
freust du dich, denkst, um unsere Sache steht's nicht 
so schlecht und weißt, dass der aufrechte Gang als 
Kommunist Zukunft durch Herkunft hat. 

Walter wir feiern dich gern, roll' das Fass mal rein! 

DKP Gruppen Nürnberg und Fürth 



Deutsche Kommunistische Partei 


Wie jeder erwachsene 
gesunde Mensch 
Ist auch solch ein kleines 
Wesen froh, 

sich als Glied einer Kette, 
als Teil 

eines geordneten Ganzen zu 
fühlen. 

Martin Andersen Nexö 

Wir gratulieren 
Simon und Luzie zu 

Karl 

und 

Tim und Karin zu 

Carla 

DKP-Göttingen 


Toskana, nah am Meer 


ükch&f m Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große hdle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
KincEerpaTädies, 



( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


.»ctinco 

1591 w 1685 » 1759 ® 1B39 

farn. Heimen Müller 
5 /397 Schni□ 11 nherg Grafr*:Haft 
Tel. 029 72/9 7 &00 ■ F<a* 02972/979097 


DER NEUE UZ SHOP! uzshop.de 



Neue Angebote 


Schnelle Suche 
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Leserbriefe / Termine 


Freitag, 8. Dezember 2017 


Peinlich 

„Nach dem Modell Mutti“, 

UZ vom 24.11., S. 1 

Eure ständigen „Mutti-Überschriften“ 
sind peinlich. Würdet ihr auch „Vati- 
Überschriften“ verwenden, wenn es 
sich um einen Kanzler handeln würde? 
Das ist frauenfeindlich und Bildzei¬ 
tungsstil und hat in einer linken Zeitung 
nichts zu suchen. 

Wiltrud Fackel, per E-Mail 

Marionettenmärchen 

„Wer schreibt unsere Geschichten 
neu?“, UZ vom 24.11., S. 10 

Dank an Walter Bauer für den kriti¬ 
schen Artikel zu Foschepoths jüngstem 
Machwerk. Das hebt sich wohltuend ab 
von dem, was dazu z.B. in der „jungen 
Welt“ unkritisch abgedruckt war. 

Foschepoth ist mir in meiner Funk¬ 
tion als langjähriger Betriebsrats vor sit¬ 
zender bei AKAD-Privathochschulen 
bekannt geworden. Als Geschäftslei¬ 
tung von 1997 bis 2004 missachtete er 
die Rechte des Betriebsrats und ver¬ 
suchte mich und andere Kolleginnen 
z.B. mit Abmahnungen einzuschüch¬ 
tern. Zur Einschätzung dieses Mannes 
machten wir uns natürlich kundig über 
seine Veröffentlichungen, etwa „Re¬ 
formation und Bauernkrieg im Ge¬ 
schichtsbild der DDR“, ein gegen die 
DDR-Historiographie gerichtetes an¬ 
tikommunistisches Machwerk, die Dis¬ 
sertationsschrift des gelernten Theolo¬ 
gen. Oder „Kalter Krieg und Deutsche 
Frage“, als zahnlose Kritik von liberaler 
Seite an Adenauer verfasst. Schlussfol¬ 
gerung: Der Gegner auf betrieblicher 
Ebene war auch ideologischer Gegner 
und kein Mann des Fortschritts. 

Man kann natürlich den neuesten 
Foschepoth nutzen: Seht her, sogar ein 
bürgerlicher (wenn auch drittklassiger) 
Autor spricht sich gegen das KPD-Ver¬ 
bot aus. Doch es bleibt einem die Freu¬ 
de im Halse stecken. Die KPD/DKP 
als Marionette der SED, die DDR eine 
Marionette der UdSSR - das versucht 
Foschepoth unter der Hand zu vermit¬ 
teln. Kein Wort vom säkularen Kampf 
der deutschen Kommunisten in BRD 
und DDR gegen deutschen Imperialis¬ 
mus, Krieg und Faschismus. 

Conny Renkl, Berlin 

Unpräzises Sofortprogramm 

„AfD stoppen!“, UZ vom 1.12., S.l 

Positiv hervorzuheben ist, dass die DKP 
im Vergleich zu früheren Jahren eigen¬ 
ständige Forderungen aufstellt, statt 
immer nur Sprachrohr sozialer Bewe¬ 
gungen der Finkspartei oder des DGB 
zu sein. Das ist ein Richtungswechsel, 
und zwar im positiven Sinne. Erfüllt 
aber das 5-Punkte-Sofortprogramm der 
DKP einen solchen Richtungswechsel? 
Wie wird ein solcher Versuch von der 
Arbeiterklasse wahrgenommen? Mei¬ 
nes Erachtens ist es viel zu unkonkret: 
Wie hoch sollen die öffentlichen Inves¬ 
titionen sein? Wie hoch soll bei den ein¬ 


zelnen sozialen Feistungen aufgestockt 
werden? Wie hoch muss der Spitzen¬ 
steuersatz sein? Wie hoch die Rente? 
Wie hoch der Mindestlohn? Und in 
welchem Bereich sollen 300 000 Ar¬ 
beitsplätze geschaffen werden? Und so 
geht das weiter. Ohne Zweifel könn¬ 
ten über die Verringerung des Rüs¬ 
tungsetats und die Einführung der 
Vermögensteuer bzw. Millionärssteuer 
diese Forderung bezahlt werden. Dafür 
braucht man allerdings Konzepte und 
Programme. Mir scheint, die für dieses 
5-Punkte-Sofortprogramm verantwort¬ 
lichen Genossinnen haben sich relativ 
wenig inhaltlich Gedanken darüber ge¬ 
macht. So nach dem Motto, stellen wir 
mal maximale Forderungen auf, für die 
konkrete Umsetzung sollen sich andere 
Gedanken machen. Fragt sich nur, wer 
das denn eigentlich sein soll? Entschei¬ 
dend wird aber sein, ob es der DKP ge¬ 
lingt, die ganze Partei zu mobilisieren 
und Druck zu erzeugen. Ich hatte schon 
in einem früheren Feserbrief an die 
UZ-Redaktion (es ging um einen Arti¬ 
kel von H. Stehr zur Rente) auf diesen 
Mangel hingewiesen. Bis auf die Veröf¬ 
fentlichung meines Feserbriefs erfolgte 
keine Reaktion. 

Bernd Niereisei, Frankfurt (Oder) 

Alle einbinden 

„Austritte aus der DKP vollzogen“, 
UZ vom 24.11., S.15 

Nach den Austritten des Genossen 
Feo Mayer und weiterer sollten wir 
uns fragen, ob unsere Partei in ihrem 
vorherrschenden Kurs so weiterma¬ 
chen kann. Auch die Erklärung des 
Parteivorstandes zieht aus meiner 
Sicht nicht die entsprechenden Feh- 
ren. Auf der BDK Ruhr-Westfalen 
schätzten wir ein, dass es für den Er¬ 
halt und die Stärkung der DKP un¬ 
erlässlich ist, alle Genossinnen ein¬ 
zubinden, offensiv zu werben und 
konsequent öffentlich aufzutreten. 
Daher sollten wir nun aber um eine 
breitestmögliche Bündelung aller 
marxistischen Kräfte ringen. Dem 
wirkt entgegen eine forcierte weitere 
Zuspitzung der Strategieauseinander¬ 
setzung und eine Zementierung um¬ 
strittener Fragen (Feitantrag). Die 
Gefahr besteht, dass weitere gestan¬ 
dene Genossinnen ihren Platz nicht 
mehr in der DKP sehen. Nachhaltig 
schädigend ist es dabei auch, wenn 
vermeintliche Minderheiten mit Be¬ 
griffen belegt werden, die eigentlich 
nur der Gegenseite zustehen. 

Dave Varghese, Dortmund 

Informationsgebaren 

„Handlungsfähig werden“, 

UZ vom 1.12., S. 5 

In dem Interview führt Tom Talsky aus, 
dass zu der Bezirksdelegiertenkonfe¬ 
renz Südbayerns am 16.11.17 nicht alle 
Gruppen eingeladen worden seien. 
Dasselbe findet man auch so in einer 
Stellungnahme der DKP Augsburg auf 


der im Bundestagswahlkampf geschaf¬ 
fenen Website dkpbayern.de. Fakt ist: 
auf der Website des Bezirks Südbayern 
stand und steht seit 1.10.17 die Einla¬ 
dung zu dieser Konferenz mit Dele¬ 
giertenschlüssel, Tagesordnung etc. Ich 
kann mich nicht erinnern, dass in der 
DKP Südbayern jemals „Extra“-Einla- 
dungen per Post oder was weiß ich ver¬ 
schickt wurden. 

Andersherum hat der Parteivor¬ 
stand in einer Mail an die Mitglieder 
in Südbayern indirekt vor einer Teil¬ 
nahme an dieser Konferenz gewarnt, 
indem er sie als seiner Auffassung nach 
statutenwidrig bezeichnet hat. Obwohl 
die Zentrale Schiedskommission in die¬ 
ser Frage nach wie vor nicht entschie¬ 
den hat. 

Mit solcherlei Informationsgebaren 
kann ich mich als einer derjenigen, die 
nicht ausgetreten sind, aber auch mit 
einer „DKP/MF‘ nicht einverstanden 
sind, nicht anfreunden. 

Kurt Wirth, per E-Mail 

Interessenbewusstsein 
schaffen ist Antifa-Politik 

„Muss Kapitalismus zum Faschismus 
führen?“ UZ vom 1.12., S. 10 

Erstens wundert es mich, dass ein 
Debattenbeitrag zum Feitantrag au¬ 
ßerhalb des dafür vorgesehenen Be¬ 
reiches steht, unter „Theorie und Ge¬ 
schichte“. 

Zweitens wundert es mich, dass 
wenn schon die Geschichte der An¬ 
tifa-Bewegung reflektiert wird, wa¬ 
rum dann nicht die ganze? Warum 
wird hier mit 1968 angefangen, dann 
aber auf die Politik der DKP im Bünd¬ 
nis mit der VVN seit ihrer Gründung 
nicht eingegangen? Warum wird nicht 
erwähnt, dass die VVN in den 70er 
Jahren in ihren „Heften zur Demokra¬ 
tisierung“ richtigerweise durch Opitz 
die Position vertrat und publizierte, 
dass nur ein Anwachsen des Interes¬ 
senbewusstseins der antimonopolisti¬ 
schen Kräfte einen wirksamen Schutz¬ 
wall gegen den Faschismus aufrichtet? 
Und was zum Geier macht die Bona- 
partismus-Diskussion hier? Gerade 
wenn man die demokratische Repub¬ 
lik verteidigen will, sollte man wissen, 
dass die Vertreter der KPD-O (und 
die Trotzkisten, also die Vertreter der 
Bonapartismus-Theorie) eben gegen 
die Volksfront und die Verteidigung 
der demokratischen Republik waren. 
Sie galt ihnen als Reformismus. 

Drittens wundert es mich, dass dem 
Feitantrag unterstellt wird, er würde 
den antifaschistischen und den anti¬ 
monopolistischen (d.h. in Zeiten des 
Monopolkapitalismus, den antikapita¬ 
listischen) Kampf gleichstellen. Das tut 
er nicht. Er erkennt an, dass nur Interes¬ 
senbewusstsein (für die Arbeiterklasse: 
Klassenbewusstsein) einen wirksamen 
Schutzwall gegen den Faschismus auf¬ 
richtet. Der Feitantrag stellt hier eine 
Tradition wieder her, in der auch die 
VVN (und die Kommunisten in ihr) 
einmal standen. 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 9. DEZ 


Heidenheim: DKP-Infostand „Gewerbe¬ 
steuern^ 

Berlin: Die Oktoberrevolution und ihre Fol¬ 
gen, mit Dr. Gert Meyer, Beate Landefeld 
und Andreas Wehr, Marx-Engels-Stiftung 
in Zusammenarbeit mit dem Marx-Engels- 
Zentrum Berlin, MEZ, Spielhagenstraße 13, 
11 Uhr_ 

München: Versammlung der DKP-Mitglie- 
der in Südbayern, KommTreff, Holzapfel¬ 
straße 3,14 Uhr 


SO ★ 10. DEZ 


Nürnberg: Roter Spielenachmittag, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,13 Uhr_ 

Bremen: Jahresabschlussfeier der DKP, 
Nachbarschaftshaus Helene Kaisen, Beim 
Ohlenhof 10,15 Uhr_ 

Nürnberg: Roter Filmabend, Rotes Zen¬ 
trum, Reichstraße 8,17 Uhr 


Dl ★ 12. DEZ 


Fürth: Gruppenabend der DKP Fürth, Info¬ 
laden Benario, Nürnberger Straße 82,19.30 
Uhr 


Ml ★ 13. DEZ 


Röthenbach: Jahresabschlussfeier der 
DKP Nürnberger Land, Floraheim, Siedler- 
straße 10,19 Uhr_ 

Darmstadt: DKP-Mitgliederversammlung, 
LinksTreff Georg Fröba, Landgraf-Philipps- 
Anlage 32,19 Uhr_ 

Wuppertal: Georg Kaiser „Klawitter“ - 
Tragikomödie in fünf Akten mit Liedern aus 
Robert Schumanns Liederzyklus „Dichter¬ 
liebe“ zum 220. Geburtstag von Heinrich 
Heine, Literaturhaus Wuppertal - Haspel¬ 
haus, Friedrich-Engels-Allee 83,19 Uhr 


DO ★ 14. DEZ 


Nürnberg: Kommunaler Ordnungsdienst - 
Folgen im täglichen Leben, DKP Nürnberg, 
Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 

Heidenheim: DKP-Mitgliederversamm- 

lung, Hotel Pöltl, Erchenstraße 14,20 Uhr 


SA ★ 16. DEZ 


Fürth: Revolutionärer Liederabend, DKP 
Fürth, Infoladen Benario, Nürnberger Stra¬ 
ße 82,19 Uhr 


1 SO ★ 17. DEZ 


Moos am Bodensee: 100 Jahre Roter Ok¬ 
tober - Die Aktualität der Revolution für uns 
heute, mit Manfred Dietenberger, Gewerbe¬ 
straße 4b. 15 Uhr 

Münster: Jahresabschlussveranstaltung 
DKP Münster: Afrika und die Rolle Chinas - 
Licht- und Schattenseiten, mit Georges 
Hallermayer, Vorstandsmitglied Marx-En¬ 
gels-Stiftung, Kulturkneipe, Frauenstraße 
24,16 Uhr 

MO ★ 18. DEZ 


Bad Kreuznach: DKP 

lung, Wassersümpfche 

-Mitgliederversamm- 
jn 23,19 Uhr 

Dl ★ 19. DEZ 

München: Gruppei 
West, KommTreff, 
19.15 Uhr 

nabend München- 
Holzapfelstraße 3, 

Ml ★ 20. DEZ 

München: Jahresabs 
München: Auf den S 
sehen Partisanen, Kc 
Straße 3,19 Uhr 

chlussfeier der DKP 
»puren der sloweni- 
jmmTreff, Holzapfel- 

DO ★ 21. DEZ 

Nürnberg: Antideutsc 
hinter?, DKP Nürnbe 
Reichstraße 8,19 Uhr 

he - was steckt da- 
irg, Rotes Zentrum, 

Ml ★ 27. DEZ 

Fürth: Gruppenabend 
laden Benario, Nürnbe 

der DKP Fürth, Info- 
rger Str. 82,18 Uhr 

DO ★ 27. DEZ 


Nürnberg: Wie weiter mit den Film¬ 
abenden?. DKP Nürnberg, Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19 Uhr 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18, 45127 Essen. Die Termine erschei¬ 
nen online auch auf news.dkp.de. 


Es wundert mich also viertens, dass 
hier ein Pappkamerad aufgebaut wird 
und die UZ-Redaktion zulässt, dass 
hier der DKP eine linksradikale Posi¬ 
tion unterstellt wird. 

Fünftens frage ich mich, was der 
ganze Spaß mit der abgebrochenen Ge¬ 
schichte und der unterstellten Position 
eigentlich soll? Streichen wir aus unse¬ 
rem Antifaschismus den Klassenbezug, 
dann haben wir als Kommunistinnen 
der Bewegung nicht mehr zu geben als 
alle anderen auch, die die Nazis halt ir¬ 
gendwie doof finden. Dann nehmen wir 
denen die Perspektive, die über den Ab¬ 
scheu gegen den Faschismus den Weg 


zu sozialistischer Politik finden wollen 
und werden. Aber genau an diese Stelle 
gehören die Kommunisten: In die Mitte, 
in die vorderste Front der demokrati¬ 
schen Bewegung. Aber keinen Moment 
haben sie aufgehört und werden sie je 
aufhören zu sagen, dass nur der Sozia¬ 
lismus den Faschismus auf Dauer un¬ 
möglich macht. 

Und Ulrich Sander wollte doch si¬ 
cher nicht anregen, dass die Kommu¬ 
nistinnen, nur weil Nazis auftauchen, 
aufhören, antimonopolistische Politik 
zu betreiben? Dann hätten die Nazis ja 
schon halb gewonnen. 

Kurt Baumann, Hamburg 


Liebe Leserinnen und Leser, 
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Der rote Kanal 



Zum 75. Geburtstag von Frank Schö¬ 
bet am 11. Dezember zeigt der MDR 
zwei Spielfilme mir dem Schlagerstar 
der DDR. Ob man seine Musik nun 
mag oder nicht: Wegzudenken ist er 
nicht aus zahlreichen Unterhaltungs¬ 
sendungen der DDR. 

Heißer Sommer 
(Spielfilm DDR 7967) 

Sie treffen sich beim Trampen zur 
Ostsee: Zwölf Mädchen aus Leipzig 
und elf Jungen aus Karl-Marx-Stadt. 
Natürlich schaffen es die Mädchen 
schneller, und als man sich in nächs¬ 
ter Nähe am Ostseestrand wiederfin¬ 
det, müssen die Jungen erst einmal ihr 
ramponiertes Selbstbewusstsein auf¬ 
polieren. Und natürlich zerfallen die 
Gruppen in Grüppchen, auch Pärchen 
genannt, aber am aufregendsten ist der 
„Dreier“ von Brit (Regine Albrecht), 
Kai (Frank Schöbel) und Wolf (Hanns- 
Michael Schmidt). Kai gefällt Brit ei¬ 
gentlich besser als Wolf. Aber sie fühlt 
sich von Wolfs Interesse geschmei¬ 
chelt, immerhin ist Wolf ein Mathe- 
Ass und gilt als Casanova. Durch ihre 
Freundinnen provoziert, geht Brit mit 
Wolf eine halbe Nacht in die Scheu¬ 
ne. Am nächsten Morgen sind aus den 
Freundinnen Feindinnen geworden, 


und auch Wolf wird scheel angesehen. 
Dabei ist gar nicht klar, was da so in 
der Scheune passierte. Zwischen Kai 
und Wolf kommt es zur handfesten 
Auseinandersetzung und beinahe ver¬ 
liert Brit gleich beide Verehrer. 

So., io.i2., 22.20 Uhr, MDR 

Nicht schummeln, Liebling 
(Spielfilm DDR 1973) 

In Sonnenthal kann nur der etwas er¬ 
reichen, der es mit dem Fußball hält, 
denn der Herr Bürgermeister (Karel 
Fiala) will sein Städtchen per namhaf¬ 
ter Fußballelf bekannt machen. Dar¬ 
unter aber leidet die gesamte Kom¬ 
munalpolitik. Dem will die resolute 
Schuldirektorin Dr. Barbara Schwalbe 
(Dorit Gäbler) einen Riegel vorschie¬ 
ben. Und so beschließt sie, den Teufel 
mit dem Beelzebub auszutreiben und 
gründet ihrerseits eine Damenfuß¬ 
ballmannschaft. Der „Kampf“ Barba¬ 
ras mit dem Bürgermeister spitzt sich 
zu und steckt auch die beiden Mann¬ 
schaftskapitäne Bernd (Frank Schö¬ 
bel) und Brigitte (Chris Doerk) an. 
Aber nach gehörigen Toren, auch Ei¬ 
gentoren, und handfesten Fouls finden 
die streitbaren Fußballer doch noch ei¬ 
nen gemeinsamen Weg. 

So., 10.12., 23.50 Uhr, MDR 


Die „Brixdorfer“ 

Kleinste Gruppe der DKP betritt die Bühne der Welt 



Diese Meldung hat die UZ-Redaktion elektrisiert: Deutschlands kleinste Kommunistinnen und Kommunisten haben sich or¬ 
ganisiert und die DKP Brixdorf gegründet. Gestartet sind sie mit einem ersten Infostand zur Werbung für das UZ-Pressefest 
2018. Sie haben auch schon eine Botschaft an die Welt zum Jahreswechsel auf 2018 vorbereitet, die ab dem 29. Dezember 
auf allen möglichen Kanälen und sonstwie verbreitet werden wird. 

Weitere Pläne haben sie auch schon geschmiedet: Zum Jahreswechsel wird eine Homepage stehen. Auf weitere Aktionen 
der Genossinnen und Genossen darf man und frau gespannt sein. RK 


Frohlocken in dünner Luft 

Bergtourismus richtet sich nach den neuesten Trends 


Amandla! Awethu! - 
Die Machtfrage stellen 

Rosa-Luxemburg-Konferenz 2018 zu „Afrika“ 


Afrika rückt in den Mittelpunkt des 
Weltgeschehens - in mehrfacher Hin¬ 
sicht. Der ökonomische Kampf um 
die Ressourcen des Kontinents ist in 
vollem Gang. 130 Milliarden US-Dol¬ 
lar sogenannter Entwicklungshilfe ge¬ 
hen jährlich in ärmere Länder, eine 
Billion US-Dollar fließen aus ihnen 
aber pro Jahr illegal ab - vor allem 
aus Afrika. 

Die Zeit ist reif für eine afrikani¬ 
sche, lateinamerikanische oder asi¬ 
atische Theorie einer kommenden 
Revolution. Die Anzeichen mehren 
sich, dass in der Bevölkerung dieser 
Kontinente, unter deren Politikern 
und Wissenschaftlern viel in Bewe¬ 
gung kommt. Aus all diesen Gründen 
ist Afrika Schwerpunkt der XXIII. 


Internationalen Rosa-Luxemburg- 
Konferenz. 

Die Rosa-Luxemburg-Konferenz 
findet seit 1996 im Januar in Berlin 
statt. Initiiert wurde sie von der über¬ 
regionalen marxistischen parteiun¬ 
abhängigen Tageszeitung junge Welt. 
Schwerpunkt der Veranstaltung sind 
Vorträge und Diskussionen zu Er¬ 
fahrungen, Analysen und Aktivitä¬ 
ten linker Bewegungen und Parteien 
weltweit sowie der Austausch zu Ent¬ 
wicklungen und politischen Kämpfen 
in Deutschland. 

Die XXIII. Internationale Ro¬ 
sa-Luxemburg-Konferenz findet am 
13. Januar 2018 im Hotel Mercure 
MOA, Stephanstraße 41, 10559 Ber¬ 
lin, statt. 


Wandern und Bergsteigen gehören zu 
den bürgerlichsten Dingen, die man tun 
kann. Bevor sich das Bürgertum her¬ 
vortat, gab es niemanden in den Al¬ 
pen, der freiwillig auf Berge stieg. Sie 
waren unheimlich und gefährlich. Wer 
nicht unbedingt hoch musste, blieb im 
Tal. So ist das Bergwandern mehr oder 
weniger eine Erfindung geschäftstüch¬ 
tiger Fremdenverkehrsleute aus dem 
19. Jahrhundert, samt Folklore mit Le¬ 
derhose und Dirndl. Demnach richtet 
sich der Bergtourismus nach den neu¬ 
esten Trends und reißt „gute und alte“ 
Traditionen innerhalb eines Wimpern¬ 
schlags ab. 

Aktuell verschwinden immer mehr 
der „guten und alten“ Berghütten, in 
denen der Alpinist für wenig Geld auf 
einer harten Holzpritsche nächtigen 
konnte, bevor er frühmorgens zum 
Gipfel aufbrach. Heute will der Gast, 


der immer öfter aus Fernost kommt, 
auch auf 2000 Meter über Null den 
Komfort eines 4- bis 5-Sterne-Hotels 
nicht missen. 

So werden für viel Geld und mit un¬ 
geheurem Aufwand riesige „Berghüt¬ 
ten“ mit W-LAN und Sauna-Bereich 
in ökologisch höchst sensible Hochtä¬ 
ler und Bergkuppen betoniert. Immer 
mehr Helikopter werden gebraucht, 
um den anspruchsvollen und zahlungs¬ 
kräftigen Gast bei seinem Naturerleb¬ 
nis „in der schroffen und ursprüngli¬ 
chen Natur der Alpen“ angemessen zu 
bewirten. Aufwendige Aussichtsplatt¬ 
formen aus Stahl und Fiberglas werden 
in den Fels getrieben, um dem unge¬ 
übten Besucher die tollsten und atem¬ 
beraubendsten Ausblicke in alle Him¬ 
melsrichtungen zu ermöglichen. 

Immer noch erklimmen die Renn- 
Rentner, Menschen biblischen Alters, 


die fitter sind als die meisten 20jähri- 
gen, die Gipfel. Immer noch begegnet 
man meist Lehrern und Verwaltungs¬ 
beamten in ihren perfekten und immer 
sauberen Wanderoutfits. Immer noch 
entdeckt man den einen oder anderen 
Einsiedler-Typen, der meditativ ver¬ 
sunken Höhenmeter um Höhenmeter 
nimmt, und ab und zu den „guten und 
alten“ Touristen, der schmerzerfüllt am 
Wegesrand kauert, weil er mit seinen 
Flipflops umgeknickt ist. Das passiert 
abseits der neuesten Erfindung ge¬ 
schäftstüchtiger Fremdenverkehrsleu¬ 
te aus dem 21. Jahrhundert. Sie sind und 
werden immer mehr ein Überbleibsel 
eines analogen Bergtourismus. Die di¬ 
gitale Version des Frohlockens in dün¬ 
ner Luft ist im Entstehen, bis genau 
dieser wieder die gute und alte Tradi¬ 
tion sein wird. 

Christoph Hentschel 
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Von Autorinnen der Marxistischen Blätter empfohlen: 



Joseph Andras 

Die Wunden unserer Brüder 

Roman, 2017, 160 Seiten, gebunden, 
18,00 Euro; ISBN 9783446256415 

Fernand Iveton ist dreißig, als er im 
November 1956 für die algerische 
Unabhängigkeitsbewegung in einem 
verlassenen Gebäude eine Bombe 
legt. Doch er wird verraten und 
noch vor der Detonation verhaftet. 
Unter Mitterrand, dem damaligen 
Justizminister Frankreichs, wird er 
am 11. Februar 1957 hingerichtet. 
Ein Franzose auf Seiten der Algerier 
ist nicht tragbar. Joseph Andras 
erzählt diese wahre, ungeheuerliche 
Geschichte in all ihrer Aktualität. 



Edouard Louis 
Im Herzen der Gewalt 

Roman 2017, 224 Seiten, gebunden, 
20,00 Euro; ISBN 9783103972429 

In seinem autobiographischen Ro¬ 
man rekonstruiert der französische 
Autor die Geschehnisse einer dra¬ 
matischen Nacht, die sein Leben für 
immer verändert. Was als zarter Flirt 
beginnt, schlägt um in eine Nacht, 
an deren Ende Reda Edouard mit 
einer Waffe bedrohen wird. Indem er 
von Kindheit, Begehren, Migrati¬ 
on und Rassismus erzählt, macht 
Louis unsichtbare Formen der Gewalt 
sichtbar. Ein Roman, der mitten ins 
Herz unserer Gegenwart zielt - poli¬ 
tisch, mitreißend, hellwach. 



Jennifer Haigh 
Licht & Glut 

Roman, 2017, 478 Seiten, gebunden, 
22,99 Euro; ISBN 9783426281697 

Bakerton im ländlichen Pennsylvania 
ist durch den Niedergang von Kohle 
und Stahl schwer gezeichnet. Ist 
es da Segen oder Fluch, dass ein 
Energiekonzern den verarmten Land¬ 
besitzern plötzlich das große Geld 
verspricht? Mit großer Zuneigung 
zu ihren Figuren zeichnet Jennifer 
Haigh das Ringen ganz normaler 
Menschen um wirtschaftlichen 
Wohlstand und moralische Verant¬ 
wortung - und gleichzeitig ein groß¬ 
artiges Porträt der amerikanischen 
Gesellschaft. 



Arundhati Roy 
Das Ministerium 
des äußersten Glücks 

Roman, 2017, 560 Seiten, gebunden, 
24,00 Euro; ISBN 9783100025340 

Die Autorin des Weltbestsellers 
,Der Gott der kleinen Dinge', kehrt 
zurück! Ihr lange herbeigesehnter 
neuer Roman führt uns an den 
unwahrscheinlichsten Ort, um das 
Glück zu finden. Eine Reihe ausge¬ 
stoßener Helden ist hier mit ihrem 
Schicksal konfrontiert, aber sie 
finden eine Gemeinschaft, sie bilden 
eine Familie der besonderen Art. 
Dieser Roman zugleich Liebeserklä¬ 
rung wie Provokation: eine Hymne 
auf das Leben. 



Omar El Akkad 
American War 

Roman, 2017, 448 Seiten, gebunden, 
24,00 Euro; ISBN 9783103973198 

Was wird sein, wenn die erschüt¬ 
ternde Realität der Gegenwart - 
Drohnenangriffe, Folter, Selbst¬ 
mordattentate und die Folgen von 
Umweltkatastrophen - mit aller 
Gewalt in die USA zurückkehrt? Vor 
diesem Hintergrund entfaltet Omar 
El Akkad mit großer erzählerischer 
Kraft den dramatischen Kampf 
der jungen Sarat Chestnut, die 
beschließt, mit allen Mitteln für das 
Überleben zu kämpfen. ,American 
War' ist in den USA ein literarisches 
Ereignis. 
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Friedrich Ani 

Nackter Mann, der brennt 

Thriller, 2016, 223 Seiten, geb., 

20,00 Euro; ISBN 9783518425428 

Im Alter von vierzehn Jahren flieht 
ein Junge aus dem süddeutschen 
Dorf Heiligsheim. Vierzig Jahre 
später kehrt er als Ludwig, ,Luggi' 
Dragomir zurück: Alkohol und Dro¬ 
gen verhinderten nicht das ständige 
Wiedererleben des Missbrauchs durch 
die Honoratioren von Heiligsheim. 
Wie aus Opfern Täter werden, in 
welcher Weise dieser unaufhaltsame, 
alle Grenzen sprengende Prozess 
abläuft - dies erzählt Friedrich Ani 
einfühlsam und auf eine Weise, die 
ihresgleichen nicht hat. 
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